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Verteilungsfragen 


Das Jahr 1982 markiert eine Wende in der Geschichte der Bundesrepublik. 
Der politische Machtwechsel traf zusammen mit einem drastischen Trend- 
bruch in der Wirtschaftsentwicklung. Nicht nur, daß es einen Einbruch auf 
dem Arbeitsmarkt gab, der die Arbeitslosenzahl über die Zweimillionen- 
marke hinausschnellen ließ. Nicht nur, daß die Wirtschaftspolitik langsam 
aber sicher auf die von Thatcher und Reagan vorgetestete sog. Angebots- 
orientierung umgestellt wurde. Arbeitslosigkeit sowie Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik zusammen bewirkten eine massive Verschiebung in der Ein- 
kommensverteilung, die bis heute, also über die Einigung hinaus und wohl 
durch die Einigung verstärkt, nicht nur die »private« materielle Lage der 
abhängig Beschäftigten, sondern auch die allgemeine Versorgung mit öf- 
fentlichen Gütern beeinträchtigt. 

In einem der reichsten Länder der Welt lautet der Dauerrefrain des weit 
über die Regierungskoalition hinausreichenden sozialpolitischen Konsens- 
chors: »Das können wir uns nicht mehr leisten«. Dabei sind die sozialpoli- 
tischen Problemzonen im Verhältnis zum Gesamtwohlstand klein (siehe 
unten). Trotz regelmäßiger Erhöhungen der die privaten Haushalte bela- 
stenden Steuern, Sozialbeiträge, Gebühren und Abgaben werden die Lei- 
stungen der öffentlichen Haushalte auf allen Ebenen des föderalen Systems 
heruntergefahren, mit Folgen für die Arbeitsmarkt-, die Bildungs-, die Ge- 
sundheits-, die Forschungs- und Wissenschafts- und Kulturlandschaft. Po- 
litiker zetteln in einer Gesellschaft, deren Wirtschaft in den neunziger Jah- 
ren die höchsten durchschnittlichen Wachstumsraten aller fortgeschrittenen 
Industrieländer verzeichnete (Economist, 28. 1. 1995), eine »Standort- 
debatte« an, in der einmal mehr vor der Flüchtigkeit des Rehleins Kapital 
gewarnt wird. Das könnte man noch für ein Symptom einer bewunde- 
rungswürdig frühzeitigen Selbstalarmierungsfähigkeit der bundesdeutschen 
Gesellschaft halten, mit deren Hilfe auf Probleme aufmerksam gemacht 
wird, bevor sie welche werden. Aber mit dem Problembewußtsein scheint 
es nicht weit her zu sein, wenn zugleich der Staat in immer größerem Aus- 
maß zukunftssichernde Investitionen unterläßt, nicht nur in Real- sondern 
auch in sogenanntes Humankapital. Kleine Kinder bekommen wieder grö- 
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Bere Klassen, zahlreiche ausgebildete Lehrer finden keine Arbeit. Die Uni- 
versitäten werden mit riesigen Überlastquoten »gefahren«. Forschungspo- 
tentiale in den neuen Bundesländern werden zerstört. Als hätten sie in einer 
solchen Situation nichts besseres zu tun, werfen große dicke Saumagenes- 
ser Sozialhilfeempfängern den Mißbrauch öffentlicher Mittel vor. Kleine 
Minister machen sich schwerste Gedanken über die Alterslastquote im Jah- 
re 2030, offenbar damit die Rentnerinnen sich leichter an den Gedanken 
gewöhnen, daß auch ihre Einkommen hinter der allgemeinen Einkommen- 
sentwicklung zurückbleiben. 

Wie kann man sich diesen Zirkus erklären? Reichen Gesellschaften geht 
das Tragische ab. Die Bundesrepublik ist ein reiches Land, auch nach der 
Vereinigung eines der reichsten auf der Erde. Da die natürlichen Bedin- 
gungen des Wirtschaftens (Klima, Bodenschätze usw.) nicht derart sind, 
daß sie die Bundesrepublik im internationalen Vergleich begünstigen, und 
auch die Bedingungen für Transfers von Reichtum aus andern Ländern 
(also zeitgenössische funktionale Äquivalente für koloniale Ausbeutung) 
nicht besser oder schlechter sind als anderswo, kann dieser exzeptionelle 
Reichtum im großen und ganzen nur auf die besondere wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Bevölkerung, insbesondere auf die Art ihres orga- 
nisierten Zusammenwirkens zurückzuführen sein. Ohne der Frage weiter 
nachzugehen, worin das »Geheimnis« des bundesrepublikanischen Wirt- 
schaftserfolgs im einzelnen besteht, soll die Erinnerung an diese beiden 
Sachverhalte: Erstens exzeptioneller Reichtum und zweitens Rückführbar- 
keit dieses Reichtums auf Akteure, ihre Fähigkeiten und ihre Organisation, 
die Folie bilden, vor der im folgenden Verteilungsfragen diskutiert werden. 
Denn zunächst muß man sich angesichts dieser Diskussion vergegenwärti- 
gen, daß Verteilungskonflikte eine wesentlich andere Bedeutung haben, 
wenn sie auf einem materiell-ökonomischen Niveau stattfinden, bei dem es 
nicht mehr um Hunger und lebensbedrohendes Elend, sondern um die ob- 
jektive Möglichkeit eines materiell gut gesicherten Lebens für Alle geht. 
Diese Möglichkeit besteht. Das läßt sich einfach daran ablesen, daß in der 
Bundesrepublik (ähnlich wie in den meisten anderen OECD-Ländern) we- 
niger als 1% des Bruttoinlandsprodukts umgewidmet werden müßten, um 
sämtliche armen Personen über die Armutsschwelle zu heben (Förster 
1994, 15). Dabei ist zu berücksichtigen, daß Armut hier relativ definiert ist: 
Man bestimmt das mittlere Haushaltseinkommen und legt fest, daß Haus- 
halte, die 60, 50 oder 40% dieses mittleren Einkommens nicht erreichen, 
als arm gelten. Diese Art der Armutsfestlegung schließt also nicht aus, daß 
vom materiellen Versorgungsniveau her ein Armer in der Schweiz even- 
tuell besser lebt als so mancher Nicht-Arme im Senegal. Trotzdem ist der 
in reichen Gesellschaften üblicherweise benutzte, relative Armutsbegriff 
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berechtigt: Armut signalisiert hier die aufgrund materieller Schlechterstel- 
lung geringeren Möglichkeiten der Teilnahme am normalen gesellschaftli- 
chen Leben. Es geht bei Verteilungskonflikten in reichen Gesellschaften 
für den unterlegenen Teil nicht mehr um das bloße Überleben. Zugleich ist 
das Ausmaß des immer noch verbliebenen Armutsproblems, so wenig das 
die betroffenen Personen trösten kann, im Verhältnis zur wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit sehr klein. So klein, daß man sıch heute eher fragen 
muß: warum leisten sich reiche Gesellschaften eigentlich immer noch Ar- 
mut? Eine Aufstockung der Sozialleistungen, der Ausgaben der Öffentli- 
chen Hand inklusive Sozialversicherungen, um ganze 2,7% hätte in der al- 
ten Bundesrepublik in den späten 80er Jahren ausgereicht, um alle Armen 
über die recht großzügig definierte Armutsschwelle von 60% des Me- 
dianeinkommens zu heben (Förster 1994). 

Das bedeutet, daß Verteilungsdiskussionen im Club der OECD-Länder 
nicht mehr im Stile einer Fortsetzung des Verelendungsdiskurses aus dem 
19. Jahrhundert geführt werden sollten. Wenn es noch Armut gibt, dann 
ganz sicher nicht, weil das erreichte Wohlstandsniveau nicht ausreicht, um 
sie zu beseitigen, sondern nur weil kein hinreichend durchsetzungsfähiges 
Interesse daran besteht, sie zu beseitigen. 

Die Gründe können entweder einfach in Ignoranz und Vernachlässigung 
eines Problems gesucht werden, das mit seiner Größe und seinem Gewicht 
auch seine politische Bedeutung verloren hat. Oder die Persistenz von Ar- 
mut erklärt sich daraus, daß Armut eine über die Betroffenen hinausgehen- 
de Funktion hat, wobei wohl nach wie vor als erster Kandidat die schon aus 
der Diskussion um die Armenhäuser im England des 18. Jahrhundert offen 
ausgesprochene Funktion der Disziplinierung der Arbeitsbevölkerung qua 
Abschreckung (Wagner) gelten muß. In beiden Fällen ist jedenfalls der 
traditionelle Armutsdiskurs mit dem leise subalternen Appell an »Vater« 
Staat, die Menschenwürde und - für den Rest - die Barmherzigkeit unange- 
bracht. Es sollte stattdessen einfach um die Frage gehen, ob die fortdauern- 
de Reproduktion von Armut zu unseren Vorstellungen von einer passabel 
eingerichteten Gesellschaft paßt. 

Jedenfalls macht ein Vergleich des gegenwärtigen Kapitalismus mit dem 
des 18. und 19. Jahrhunderts deutlich, daß Armut in den reichen Gesell- 
schaften nicht mehr zu den zentralen sozialen, wirtschaftlichen und politi- 
schen Problemen gehört. Verteilungsfragen erschöpfen sich jedoch nicht 
im Armutsproblem. Sie werden vielmehr in anderen, z. T. neuen Formen 
relevant. Dabei geht es, wie gesagt, nicht mehr ums Überleben, nicht mehr 
um soziale und politische Konflikte, die aus Not und Verelendung gespeist 
werden und ihren normativen Ausdruck fast selbstverständlich in radikalen 
Gleichheits- und entsprechenden Gerechtigkeitsforderungen finden. Viel- 
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mehr geht es darum, angesichts eines Wirtschaftssystems, das spontan und 
sich selbst überlassen bei steigendem Wohlstandsniveau mehr und mehr 
Ungleichheit produziert, die bereits etablierten und institutionalisierten, 
meist sozialstaatlichen Korrekturmechanismen immer wieder neu »einzu- 
stellen« und gegebenenfalls auch neue Mechanismen aufzubauen. Dazu 
gehören nicht nur entsprechende eingriffsmächtige Bewegungen und Insti- 
tutionen, sondern auch normativ (moralisch, ethisch) begründete Leitlinien, 
an denen sich die Programme dieser Institutionen orientieren. Letztlich 
geht es um demokratisch durchsetzbare Vorstellungen vom guten Leben: 
was gilt als fair, als gerecht, welches Ausmaß von sozialer bzw. wirtschaft- 
licher Ungleichheit ist tolerierbar? Die entsprechenden Standards sind nicht 
ein für allemal in Stein gemeißelt. Ihre sozusagen operative Definition ist 
vielmehr Teil der laufenden Verteilungskonflikte. 

Dominant sind in der Bundesrepublik, wie schon vorher andernorts, in 
letzter Zeit offenbar zunehmend Vorstellungen von Meritokratie: Was man 
hat, hat man aufgrund seiner individuellen Leistungen und hat es deshalb 
verdient. Dies ist eine um so bequemere Fiktion, je weiter oben man auf 
der Wohlstandsskala steht. Daß es sich um eine Fiktion handelt, läßt sich 
leicht zeigen, etwa mit Hilfe des Miegelschen Busfahrerbeispiels: Warum 
verdient ein Busfahrer in Regensburg ein Realeinkommen, das, sagen wir, 
4-5mal so hoch ist wie das eines Busfahrers in Krakau? Da beide ungefähr 
dasselbe tun, kann der höhere Verdienst (bei geringerer Arbeitszeit) des 
Regensburgers nicht an seiner individuellen Leistung liegen, so beträcht- 
lich diese sein mag. Vielmehr nimmt der Regensburger Busfahrer schlicht 
aufgrund des Sachverhalts, daß er Teilnehmer am bundesdeutschen Wirt- 
schaftssystem ist, an der Ausschüttung der Prämien teil, die dieses Wirt- 
schaftssystem abwirft. Er Kann auch als jemand, der mit seiner Arbeit zur 
allgemeinen Produktivitätsentwicklung nicht direkt beiträgt, Ansprüche auf 
Teilhabe am wachsenden Wohlstand geltend machen, der sich jener stei- 
genden wirtschaftlichen Produktivität verdankt. Das geht zum einen, weil 
Konkurrenz und Mobilität auf dem Arbeitsmarkt die Abschottung einzel- 
ner, auf dem Weltmarkt besonders erfolgreicher Wirtschaftszweige und 
entsprechende Lohndifferenzen nur begrenzt zulassen. Zum andern ist die 
gesamtwirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer »Nationalökonomie« nicht 
auf individuelle Leistungen zurückrechenbar: Wie neuere Forschungen 
über die Bedingungen langfristigen Wachstums (Maddison 1991, Hucke- 
mann, van Suntum 1994) gezeigt haben, erklären wirksame gesellschaftli- 
che Konfliktregulierungsmechanismen, die gegensätzliche Verteilungsin- 
teressen konsensfähig abarbeiten, einen guten Teil der lang- und mittelfri- 
stigen Wachstumserfolge etwa der japanischen oder der deutschen Natio- 
nalökonomien. 
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Wenn also meritokratisch begründete, individuelle Einkommensansprüche 
weitgehend auf Fiktionen beruhen, wie erklärt sich dann die Akzeptanz 
meritokratischer Leitbilder (»Leistung muß sich wieder lohnen«), die ja 
ersichtlich ungleiche Verteilungen legitimieren, in Verteilungsdiskussio- 
nen? Ein Grund mag darin liegen, daß sich die wenigsten Verfechter der 
Meritokratie über das Marktgewicht ihrer eigenen Leistungen im Vergleich 
zu denen anderer klar sind. Der status quo wird, wie immer er zustandege- 
kommen ist, zum Maßstab. Hinzukommt, daß Gleichheit - jenseits der 
Gleichheit vor dem Gesetz - keineswegs eine selbstverständliche Norm ist, 
Ungleichheit in der Wirtschaft vielmehr nicht nur als wachstums- und 
funktionsfördernd, sondern auf diesem Wege auch als nützlich für die 
Nicht-Leistungsfähigen gilt: Nach der trickle-down-Theorie muß der Tisch 
der Reichen überlaufen, damit die darunter sitzenden Armen genügend ab- 
bekommen. 

Sicherlich funktioniert eine kapitalistische Ökonomie nur über wirksame 
Leistungsanreize. Ohne Karotte, hinter der der Esel herjagt, wird der Kar- 
ren nicht gezogen. Daraus folgt, daß ein bestimmtes Maß wirtschaftlicher 
Ungleichheit »funktional« in dem Sinne ist, daß auch die Schlechtergestell- 
ten mit Ungleichheit besser fahren als mit Gleichheit. Offenbar gibt es 
aber, wie beispielsweise das seit Jahrzehnten relativ schlechte Abschneiden 
der USA im Hinblick auf Wachstum und Produktivitätsentwicklung zeigt, 
Schwellenwerte, die die Ungleichheit nicht überschreiten darf, ohne 
dysfunktional zu werden. Zugleich macht der wirtschaftliche Erfolg Ja- 
pans, das eine vergleichsweise egalitäre Einkommensverteilung aufweist, 
auf die Frage aufmerksam, ob es nicht funktionale Äquivalente für Un- 
gleichheit als Leistungsanreiz gibt. Schließlich geht es bei der Frage, wie- 
viel Ungleichheit als legitim gilt, nicht nur um Funktionstüchtigkeit, son- 
dern auch um Gerechtigkeit: Rein meritokratische Prinzipien der Vertei- 
lung sind moralisch nicht zu rechtfertigen, wenn die Startbedingungen und 
Ressourcenausstattungen der Individuen, die in den »Leistungswett- 
bewerb« eintreten, von vornherein ungleich sind. Diese Unterschiede müs- 
sen in einer Gesellschaft, die sich an konsensfähigen moralischen Prinzipi- 
en orientiert, kompensiert werden. Philosophische Gerechtigkeitstheorien 
sollen eruieren, welche Kompensationsregeln Konsensfähig sein können. 
Auch wenn man die faktische oder potentielle Wirksamkeit solcher 'Theori- 
en gering veranschlagt (Vobruba 1995), antworten sie auf das Problem, daß 
sich Fragen der Moral und der Gerechtigkeit in Verteilungskonflikten nicht 
verdrängen lassen, weil es jenseits der Überlebensschwelle keine unbe- 
streitbaren Ansprüche auf Anteile am gesellschaftlichen Reichtum gibt 
(siehe dazu die Kritik von Brian Barry an dem durchaus interessegeleite- 
ten, moralischen Agnostizismus Hayeks in diesem Heft). 
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Die Rückführbarkeit des exzeptionellen bundesrepublikanischen Reich- 
tums auf Akteure, ihre Fähigkeiten und Organisation, also kurz auf den 
»human factor« in seiner sozialen Gestaltung, bedeutet, daß dieses Reich- 
tumspotential durch Desorganisation leicht zu gefährden ist. Verteilungs- 
konflikte haben dieses Potential. Es herrscht weitgehend Einigkeit darüber, 
daß die großen wirtschaftlichen Erfolge der Verlierergesellschaften des 2. 
Weltkriegs, Japan und Deutschland, nicht zuletzt auf außergewöhnlichen 
Fähigkeiten zur Konsensherstellung im Verhältnis von Lohnarbeit und 
Kapital beruhen. Dazu gehören nicht nur kulturelle Traditionen (die ja in 
beiden Ländern einen starken autoritären Einschlag haben), sondern auch 
besondere Formen der Unternehmens- und Arbeiterorganisationen, der 
staatlichen Interventionen und der Regelung von Verteilungskonflikten. 
Diese komplexen sozialen Strukturen sind nicht unbegrenzt stabil, sie kön- 
nen im Zuge der Wirtschafts- und Wohlstandsentwicklung erodieren. 
Erstaunlich ist deshalb die rabiate Unvorsichtigkeit, mit der einige Haupt- 
akteure auf der bundesrepublikanischen wirtschaftlichen und politischen 
Szene den Ab- und Umbau der etablierten, einigermaßen bewährten, 
wenngleich nicht kostenlosen Mechanismen der Loyalitätssicherung und 
Konfliktbeilegung fordern. Die Galerie der selbsternannten sozialpoliti- 
schen Sparkommissare reicht von Arbeit»geber«vertretern über christlich- 
liberale Koalitionäre bis zur Bundesbank und solchen Exponenten der 
Wirtschaftswissenschaft wie Horst Siebert und Norbert Walter. Alle wollen 
die Marktkräfte stärken und mit deren Hilfe konkurrierende Verteilungsan- 
sprüche durch zukünftiges Wachstum entschärfen, aber einstweilen fordern 
oder tun sie nichts anderes, als über politische Eingriffe alte Verteilungs- 
Konflikte neu anzuzetteln. Wenn man nicht schon lange wüßte, daß interes- 
seninduzierte Ignoranz zu dieser Art von Politik und Wissenschaft gehört, 
könnte man sich darüber wundern, wie gering die Rolle wissenschaftlicher 
Argumente und empirischer Befunde in dieser Diskussion ist. 

Hier nur ein Beispiel für einen solchen Befund, der die Lamentiererei über 
die Nichteinhaltung des »Lohnabstandsgebots« als Zweckpropaganda ent- 
larvt. Von 1985 bis 1991 hat sich das real verfügbare Monatseinkommen 
»je Verbrauchereinheit«, d. h. das real verfügbare Haushaltseinkommen 
gewichtet mit der Mitgliederzahl und Alterszusammensetzung der Haushal- 
te, in Westdeutschland im Durchschnitt der sozialen Gruppen wie folgt 
vermehrt (wobei noch zu berücksichtigen ist, daß diese Gruppen z. T. sehr 
heterogen zusammengesetzt sind, Top-Manager und Supermarktkassie- 
rerinnen werden gleichermaßen als Angestellte gezählt, ebenso wie Ki- 
oskbetreiber und Großunternehmer als Selbständige): 
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Zuwachs mit. Realeink. 1991 Rangfolge 
Landwirte 19% 1687 7 
übr. Selbständige 30% 5803 1 
Angestellte 18% 2433 4 
Beamte 15% 2478 3 
Arbeiter 19% 1799 6 
Arbeitslose 18% 1251 8 
Rentner 17% 2046 5 
Pensionäre 12% 2778 2 
Sozialhilfeempfänger 12% _ (hier wird in der Einkommenstabelle die Residual 


gruppe »sonstige Personen« ausgewiesen, die auch 
Rentiers, Stipendiaten usw. enthält) 
(Bedau 1993, 158£.) 


Durch die unterschiedlichen Zuwächse hat sich an der seit längerem beste- 
henden Wohlstandshierarchie (Spalte Rangfolge) nichts geändert, der Ein- 
kommensabstand der Selbständigen zum Rest hat sich seit 1982 deutlich 
vergrößert. Aber es kann keine Rede davon sein, daß die Einkommen der 
Sozialhilfeempfänger, sich zu stark an die der Arbeiter angenähert hätten. 
Zusammenfassend schreibt Bedau (ebd., 159) zur Einkommensent- 
wicklung: »Der durchschnittliche Kaufkraftzuwachs der Selbständigen- 
Haushalte in Westdeutschland von 1985 bis 1991] war viermal so hoch wie 
der der Arbeitnehmerhaushalte und fünfmal so hoch wie der der Haushalte 
von Nichterwerbstätigen. Einen vergleichsweise geringen Kaufkraftzu- 
wachs hat es seit der Mitte der achtziger Jahre für die in Haushalten von 
Sozialhilfeempfängern lebenden Personen gegeben. Dieser Personenkreis 
hat sich in Westdeutschland von knapp 1 Mill. (1985) auf 1,5 (1991) ver- 
größert, macht indes nach wie vor nur einen sehr geringen Teil der Bevöl- 
kerung aus.« 

Ein ähnliches Mißverhältnis zwischen empirischen Befunden und politi- 
scher Rhetorik besteht bei fast allen Verteilungsproblemen. Die Größen- 
ordnungen des Mißbrauchs sozialstaatlicher Leistungen sind längst bekannt 
und gegenüber den finanziellen Lasten z. B. durch Steuerhinterziehungen 
(vgl. Lang 1993) einfach nur lachhaft. Trotzdem wird der sog. Sozialhil- 
femißbrauch Wahlkampfthema. Die Unternehmen werden seit Jahren für 
die Gewinnausfälle, die ihnen der Markt beschert, durch Steuerentlastun- 
gen entschädigt (die natürlich stärkere Steuerbelastungen der privaten 
Haushalte nach sich ziehen). Trotzdem vergeht kein Tag ohne Forderungen 
nach weiterer steuerlicher Entlastung der Gewinne. 

Die Verteilungswirkungen einer Flexibilisierung und Öffnung des Ar- 
beitsmarkts nach unten können am Beispiel der USA studiert werden: sin- 
kende durchschnittliche Reallöhne bei drastisch vergrößerter Lohnsprei- 
zung und Einkommensungleichheit ohne große Wachstumsimpulse und 
Beschäftigungseffekte. Trotzdem wird bis weit in die SPD hinein über die 
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Einführung eines zweiten (Billig-) Arbeitsmarkts als Remedur gegen Ar- 
beitslosigkeit schwadroniert. Die Liste der Beispiele für interesseninduzier- 
te Ignoranz ließe sich beliebig fortsetzen, insbesondere mit Verweisen auf 
Ministerien, die wissenschaftliche Gutachten anfertigen lassen, um sie 
dann möglichst schnell zu vergessen. 

Kurz, während die Entwicklung der, nicht zuletzt politisch gesteuerten, 
Verteilungsverhältnisse in der Bundesrepublik seit dem Ende der Nach- 
kriegswachstumsphase und der Ära der Vollbeschäftigung von den empiri- 
schen Befunden (von denen einige in diesem Heft dokumentiert und disku- 
tiert werden, vergleiche die Beiträge von Dieter Vesper und Klaus Schö- 
mann) her keine andere Aussage zuläßt, als daß die Einkommens- und 
Vermögensungleichheit zu Lasten der unteren Einkommensgruppen deut- 
lich zugenommen hat, wird in der öffentlichen Diskussion das Thema 
Verteilung entweder vernachlässigt oder in einer derart verzerrten Form 
besprochen, daß sie wohl nur eine Deutung zuläßt: Auf seiten der politi- 
schen und wirtschaftlichen Eliten findet ein Rückfall in Überzeugungen 
und politische Orientierungen statt, die deren Mehrheit spätestens mit dem 
Desaster der Weltwirtschaftskrise der 20/30er Jahre und deren Folgen 
schon einmal hinter sich gelassen haben wollte. Es macht sich offenbar 
wieder ein archaisches Weltbild breit, das in der Zeit des Frühkapitalismus 
auf unübertroffen knappe und deutliche Weise formuliert wurde: »every 
one but an idiot knows that the lower classes must be kept poor, or they 
will never be industrious.« (Arthur Young 1771). Wie kann man diesen 
Rückfall erklären, wenn doch heute - anders als im Frühkapitalismus - je- 
der, der sich informieren will, von den wissenschaftlichen Befunden her zu 
dem Schluß kommen muß, daß reiche Gesellschaften ihre Probleme durch 
Verschärfung der Armut nicht lösen können? Macht Gier einfach blind? 
Wir können diese Frage mit den Beiträgen in diesem Heft nicht beantwor- 
ten. Aber wir stellen Beiträge zu einer Auswahl wichtiger Themen zum 
Verteilungsproblem vor, die sich teils neuen Aspekten zu-, teils neue Un- 
tersuchungsformen anwenden. Einerseits geht bei der Einkommensvertei- 
lung nichts am Staat vorbei. Dieter Vesper untersucht die finanzpolitische 
Entwicklung in der Bundesrepublik in.den letzten Jahren, insbesondere im 
Hinblick auf die Steuerlastverteilung. Andererseits ist Arbeitslosigkeit das 
Wirtschaftsproblem, das seit der »Wiederkehr der Vollbeschäftigungslük- 
ke« (J. Berger) am deutlichsten auf die Verteilung durchschlägt. Feiner 
Ganßmann und Grover McArthur wenden das in den USA entwickelte 
Konzept der »Kosten des Arbeitsverlusts« auf die Bundesrepublik an, um 
festzustellen, ob und wie Arbeitslosigkeit als Hebel in Verteilungskonflik- 
ten benutzt wird. Klaus Schömann benutzt die erst in jüngster Zeit entwik- 
kelten Methoden der Lebensverlaufsanalyse, um die Alters- und Ge- 
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schlechtsspezifik der Verteilung von Arbeitseinkommen darzustellen. Die 
geschlechtsspezifische Verteilung der Chancen am Arbeitsmarkt bildet den 
Bezugspunkt des Artikels von Angelika von Wahl, die die Unterschiede der 
US-amerikanischen und der deutschen Gleichstellungspolitik untersucht. 
Gemessen am Gewicht der Verteilungsfragen fehlen in diesem Heft eine 
ganze Reihe von Themen, wie etwa die Vermögensverteilung oder interna- 
tionale Vergleiche zum Zusammenhang von Umverteilung und Wachstum 
und vieles mehr. Wir können dieses Heft unsererseits nur als einen Anfang 
verstehen und darauf verweisen, daß zumindest das DIW und das WSI re- 
gelmäßig Verteilungsanalysen veröffentlichen. Insgesamt ist das aber zu 
wenig, wenn es denn, wie etwa in der angelsächsischen Tradition, eine wis- 
senschaftliche Aufgabe sein sollte, Transparenz der Verteilungsverhältnisse 
herzustellen. Aber, wie David Gordon mit seinen Überlegungen zur öko- 
nomischen Rhetorik vermuten läßt: Wissen nicht zu produzieren und vor- 
handenes Wissen auszublenden gehört zu den Mitteln, mit denen Vertei- 
lungskonflikte ausgetragen werden. 


Literatur 


Bedau, K.-D. (1993): Die Einkommensverteilung nach Haushaltsgruppen in Deutschland seit 
der Mitte der achtziger Jahre, in: D/W-Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung, H. 3/4, 
S. 150-170. 

Förster, M. F. (1994): Measurement of low incomes and poverty in a perspective of interna- 
tional comparisons, OECD, Paris. 

Huckemann, S.; van Suntum, U. (1994): Beschäftigungspolitik im internationalen Vergleich, 
Gütersloh. 

Lang, OÖ. (1993): Steuervermeidung und -hinterziehung bei der Einkommensteuer: Eine 
Schätzung von Ausmaß und Gründen, in: ZEW Newsletter Nr. 1, April, S.13-19. 

Maddison, A. (1991): Dynamic forces in capitalist development, Oxford. 

Vobruba, G. (1995): Die Faktizität der Geltung. Gerechtigkeit im sozialpolitischen Umbau- 
Diskurs, Vortrag, 27. Kongreß der Deutschen Gesellschaft für Soziologie, Halle. 


Eine Anmerkung in eigener Sache 

Am 6. Mai fand in Berlin die Jahresversammlung der »Vereinigung zur 
Kritik der politischen Ökonomie e.V.« statt, die die PROKLA herausgibt. 
Dabei wurde die Themenplanung für das kommende Jahr diskutiert und die 
Redaktion gewählt. Aus der alten Redaktion standen Helmut Hugler, Dirk 
Messner und Sighard Neckel aufgrund beruflicher Verpflichtungen nicht 
mehr für eine Kandidatur zur Verfügung. Die übrigen Mitglieder der bis- 
herigen Redaktion wurden bestätigt, neu in die Redaktion gewählt wurden 
die Politologinnen Sabine Krüger und Imme Scholz. 


Dieter Vesper 


Steuern, Staatsausgaben und Umverteilung‘ 


L 


Hochentwickelte Volkswirtschaften sind durch vielfältige Aktivitäten des 
Staates gekennzeichnet. Allerdings weichen die Auffassungen über die 
Rolle, die der Staat bei der Lösung wirtschaftspolitischer Probleme zu 
spielen hat, zum Teil erheblich voneinander ab. Die einen erblicken im 
Staat einen mehr oder minder unproduktiven Sektor, der die wirtschaftliche 
Entwicklung eher hemmt als fördert. Für die anderen sind staatliche Ein- 
griffe in das Wirtschaftsgeschehen notwendige Voraussetzung für eine so- 
zial abgesicherte Marktwirtschaft. Sie messen der Versorgung mit öffentli- 
chen Gütern einen ebenso hohen Stellenwert bei wie dem Erfordernis, die 
aus dem Marktprozeß resultierende Einkommensverteilung zu korrigieren; 
befürwortet werden auch stabilitätstheoretisch begründete Eingriffe. 

In jedem Falle ist es schwierig, das Ausmaß des Interventionsbedarfs zu 
bestimmen. Dies gilt für die Frage der Ressourcenaufteilung auf den priva- 
ten und Öffentlichen Sektor, für die Auswahl und Dosierung der stabilitäts- 
politischen Instrumente wie auch für die von der Politik gesetzten Vertei- 
lungsnormen. Selbst wenn Konsens darüber besteht, daß die marktlich de- 
terminierte Einkommensverteilung (resp. Vermögensverteilung) ungleich 
und deshalb korrekturbedürftig ist, wird die Frage kontrovers bleiben, in 
welchem Maße und auf welche Weise staatliche Umverteilungspolitik be- 
trieben werden soll. Erst recht wird man nach einem konkreten Vertei- 
lungsziel der Politik suchen müssen. Dies liegt nicht zuletzt daran, daß ob- 
jektive Kriterien kaum zur Verfügung stehen. Gesichert ist lediglich, daß 
nahezu jede staatliche Aktivität verteilungspolitische Implikationen hat: 
Stets begünstigt oder belastet die Finanzpolitik bestimmte Personen oder 
Personengruppen. Faktisch läßt sich die Politik meist von den Finanzie- 
rungsmöglichkeiten, von Gruppeninteressen und Machtverhältnissen leiten. 


1 Für vielfältige Unterstützung bei den Berechnungen danke ich Frau Dagmar Svindland 
und Herrn Edwin K. Wohlgemuth. 
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Doch kann die Frage, inwieweit die Politik zum Interessenausgleich zwi- 
schen den verschiedenen Gruppen beiträgt, nicht losgelöst von den übrigen 
wirtschaftspolitischen Absichten und Maßnahmen des Staates gesehen 
werden. Verteilungspolitische Ziele lassen sich um so eher erreichen, je 
mehr es gelingt, einen dauerhaften Wachstumsprozeß zu initiieren, der dem 
Staat genügend Einnahmen zur Finanzierung seiner Umverteilungspolitik 
verschafft. Eine hohe Arbeitslosigkeit reduziert indes nicht nur die Sparfä- 
higkeit breiter Bevölkerungsschichten (und führt jede Vermögenspolitik ad 
absurdum). Vor allem geraten die öffentlichen Haushalte in finanzielle 
Kalamitäten, denn es sind nicht nur hohe Aufwendungen zur Finanzierung 
der Arbeitslosigkeit erforderlich, sondern es kommt zu erheblichen Steuer- 
und Beitragsausfällen, die über zusätzliche Kredite und/oder durch Ausga- 
benkürzungen aufgefangen werden müssen. In beiden Fällen kommt es zu 
erheblichen Umverteilungseffekten. 

Im letzten Jahrzehnt hat sich immer mehr die Ansicht verbreitet, daß der 
Staat nicht nur für eine effizientere Allokation der Ressourcen sorgen und 
den Umfang seiner kreditfinanzierten Ausgaben verringern müsse. Zu sei- 
nen vordringlichen Aufgaben gehöre es, die Unternehmen auch unmittelbar 
- über Steuersenkungen - zu vermehrter Investitionstätigkeit zu animieren. 
Niedrigere Steuersätze sollen dauerhaft für ein günstiges Investitionsklima 
sorgen. Die hierfür erforderlichen Mittel müßten durch Kürzungen an an- 
derer Stelle im Haushalt aufgebracht werden, wobei längerfristig gesehen 
infolge der höheren wirtschaftlichen Dynamik mit einem geringeren staat- 
lichen Finanzbedarf zu rechnen sei. Phasenweise folgte die Politik diesen 
Empfehlungen. Mit der Finanzierung der Deutschen Einheit wurde die Fi- 
nanzpolitik indes vor völlig neue Herausforderungen gestellt. Der gewalti- 
ge Finanzbedarf, den die deutsche Einigung nach sich zog, wurde zunächst 
überwiegend über die Kapitalmärkte gedeckt. Doch stieß diese Politik bald 
an Grenzen, erst recht, als sich rezessionsbedingte Defizite dazugesellten. 
In dieser Phase reagierte die Politik mit Abgabenerhöhungen, die per Saldo 
weit kräftiger ausfielen als die vorausgegangenen Steuersenkungen. 
Prompt entbrannte eine verteilungspolitische Debatte (Stichwort: 
»Gerechtigkeitslücke«). Sie ist auch heute noch nicht verebbt. 

Inzwischen wird die Politik vom Diktat der leeren Kassen geprägt: Selbst 
dort, wo dringlicher Handlungsbedarf existiert - die steuerliche Freistellung 
des Existenzminimums und die Neuregelung des Kinderleistungsausgleichs 
stehen ganz oben an - werden von der Politik wenig tragfähige und vertei- 
lungspolitisch höchst unbefriedigende Lösungen angeboten. 
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H. 


Die 80er Jahre waren in der Bundesrepublik Deutschland von einer kräftigen 
Änderung der Verteilungsrelationen geprägt. Nachdem noch zu Beginn der 
Dekade der Anteil der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit am 
Volkseinkommen rezessionsbedingt gestiegen und damit der Gipfel einer 
Umverteilung zugunsten der Löhne und Gehälter erreicht war, ist von 1981 
bis 1991 die Bruttolohnquote fast permanent zurückgegangen, von knapp 
77 vH auf fast 70 vH (Tabelle 1). Allerdings wird die Entwicklung der Pri- 
märverteilung durch die Veränderung der Beschäftigung beeinflußt. Schaltet 
man die Schwankungen der Arbeitnehmerquote (Anteil der beschäftigten 
Arbeitnehmer an den Erwerbstätigen) aus und wählt als Bezugsgröße die 
»bereinigte« Lohnquote, so zeigt sich dennoch eine ganz ähnliche Entwick- 
lung. Erkennbar ist auch, daß die rückläufige Lohnquote in den 80er Jahren 
den Anstieg in den 70er Jahren mehr als kompensiert hat. 

Von 1981 bis 1991 haben sich die Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer um 45 vH erhöht, 
während die Einkommen aus Unternehmertätigkeit dreimal so stark, näm- 
lich um 138 vH, gestiegen sind (Statistisches Bundesamt 1994). Noch kras- 
ser sind die Unterschiede, wenn man die Entwicklung der Nettogrößen ge- 
genüberstellt, also nach Abzug der Steuern und Sozialbeiträge. Für die 
Nettoeinkommen je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer errechnet 
sich nur ein Anstieg um 36 vH, für die Unternehmenseinkommen hingegen 
ein Zuwachs um 147 vH; die bereinigte Nettolohnquote ist von 62 vH auf 
51 vH, also um 11 vH-Punkte gesunken. Alles in allem hat die Abgaben- 
politik des Staates in dieser Zeit die Verteilungsunterschiede noch ver- 
stärkt. Allerdings bezieht sich diese Aussage nur auf die Steuer- und Bei- 
tragspolitik; die Wirkung der staatlichen Transferzahlungen auf die funk- 
tionale Einkommensverteilung bleibt hier ausgeblendet. 

In den Jahren 1992 und 1993 hingegen ist die bereinigte Lohnquote gestie- 
gen, brutto und netto im gleichen Maße. Diese Entwicklung ist typisch für 
eine Rezession, in der die Gewinne schrumpfen. Doch fiel der Zuwachs 
etwas schwächer aus als in der Krise zu Beginn der 80er Jahre. Offensicht- 
lich hat zuletzt die Lohnpolitik rascher auf die wirtschaftliche Talfahrt 
reagiert. 1994 ist die bereinigte Lohnquote wieder zurückgegangen - auch 
dies ist typisch für die Phase der konjunkturellen Erholung, denn die Lohn- 
abschlüsse hinken der Produktion hinterher. 

Allerdings sind die Anteile der Arbeitnehmer- und Unternehmereinkom- 
men nur ein grober Anhaltspunkt für die Entwicklung der Einkommensver- 
teilung. Dies schon deshalb, weil sich sowohl hinter den Beziehern von 
Arbeitnehmereinkommen als auch von Unternehmereinkommen sehr hete- 
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rogene Einkommensgruppen bzw. Unternehmen (ungelernter Arbeiter - 
Manager, Gemüsehändler - weltweit operierender Konzern) verbergen. Die 
Quoten sagen nichts über die personelle, sondern nur etwas über die funk- 
tionale Einkommensverteilung aus. Hinzu kommt, daß es sich bei den Un- 
ternehmenseinkommen, so wie sie in der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung (VGR) ausgewiesen werden, um Residualgrößen handelt. Weite- 
re methodische Probleme bereiten die Abgrenzung des Unternehmenssek- 
tors in der VGR - problematisch ist insbesondere die Behandlung des Wirt- 
schallszweigs »Wohnungsvermietung« sowie der Banken und Versiche- 
rungen - und die Bewertung des Anlagevermögens bzw. die sich daraus er- 
gebenden Konsequenzen für die Abschreibungen (Görzig 1994, Chevalle- 
rie 1993). Folgt man der Gewinnanalyse des DIW (Görzig 1994, Tabelle 
2), so sind die Gewinne der Produktionsunternehmen (ohne Finanzsektor 
und ohne Wohnungsvermietung) von 1981 bis 1991 etwas geringer als die 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit, nämlich um 127 vH gestiegen. In 
den Jahren 1992/93 hingegen sind die Gewinne geschmolzen (-15 vH); die 
VGR weist für diese Zeit einen viel niedrigeren Rückgang der Bruttoein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit aus (-5 vH). 


I. 


Eine Vorstellung vom Einfluß des Staates auf die personelle Einkommens- 
verteilung erhält man, wenn man die staatlichen Umverteilungsaktivitäten 
nach Einkommensklassen schichtet. Entsprechende Hinweise liefert die 
Verteilungsrechnung des DIW (Bedau 1994). Allerdings enthalten die 
Transferaggregate einige Positionen, die nicht staatliche Transfers sind, 
nämlich die Übertragungen zwischen Privathaushalten (z. B. Alimenten) 
sowie zwischen Privathaushalten und privaten Organisationen ohne Er- 
werbszweck (z. B. Kirchensteuer); auch die Zinsen von Konsumentenkredi- 
ten sind dort verbucht. Bei den geleisteten laufenden Übertragungen han- 
delt es sich insbesondere um die Einkommens- und Verbrauchssteuern 
sowie die Sozialbeiträge; dem stehen die Transfers der Rentenversicherun- 
gen, Pensionen, Zahlungen an Arbeitslose, Sozialhilfe, Kindergeld u. ä. als 
empfangene Leistungen gegenüber. Die Transferbeziehungen des Staates 
mit dem Unternehmenssektor - hier Einkommensteuern, dort Subventionen 
und Investitionszulagen - bleiben im Rahmen der personellen Einkom- 
mensverteilung ausgeklammert. 

Die Einkommensschichtung der westdeutschen Privathaushalte für 1992 
(Tabelle 2) zeigt, daß per Saldo Haushalte mit einem monatlichen Brutto- 
einkommen bis zu 3000 DM von der staatlichen Umverteilung profitie- 
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ren”, während die Haushalte mit darüber liegenden Einkommen zunehmend 
belastet werden. Insbesondere zwei Effekte sind wirksam. Auf der einen 
Seite Rentenzahlungen - für die Haushalte von Rentnern spielen Erwerbs- 
einkünfte naturgemäß keine, Vermögenseinkommen dagegen eine zuneh- 
mende Rolle - sowie (und in steigendem Maße) die Unterstützung von Ar- 
beitslosen, Krankengeld, Sozialhilfe u. a.; auf der anderen Seite der Pro- 
gressionseffekt bei der Einkommensteuer. Die Haushalte mit einem Er- 
werbs- und Vermögenseinkommen von weniger als 1 000 DM pro Monat, 
also vor allem Rentner-Haushalte und Haushalte, die überwiegend von der 
Sozialhilfe leben, wiesen 1992 im Durchschnitt einen Transferüberschuß 
von 2 183 DM auf. Dies hat für die Schichtung nach der Höhe des verfüg- 
baren Einkommens entsprechende Konsequenzen. Nach der Umverteilung 
gibt es nur noch wenige Haushalte, die über weniger als 1 000 DM monat- 
lich disponieren können; am häufigsten sind die Klassen mit 2 000 bis 
3 000 DM bzw. 3 000 bis 4 000 DM besetzt. 

Jene Haushalte, die ein monatliches Bruttoeinkommen von 10 000 DM bis 
15 000 DM erzielen, müssen 4 527 DM oder 37 vH ihres Einkommens ab- 
geben. Für Haushalte mit doppelt so hohem Einkommen errechnet sich ein 
negativer Transfersaldo von 8213 DM, das sind knapp 38 vH des Ein- 
kommens; in diesen Einkommensbereichen kommt der Progressionseffekt 
kaum mehr zum Tragen. Gewaltig ist der Belastungssprung zwischen 4 000 
und 5 000 DM: Die Belastung beträgt hier 1 061 DM pro Monat, das sind 
23 vH der Bruttoeinkommen. In der darunter liegenden Einkommensklasse 
ergibt sich ein negativer Saldo von nur 74 DM, in der darüberliegenden 
Klasse sind per Saldo 1 609 DM oder 29 vH monatlich zu zahlen. Wenn in 
den nächsthöheren Einkommensklassen die marginalen Belastungsquoten 
zurückgehen bzw. die durchschnittlichen Quoten stagnieren, so ist dies auf 
die Wirkung der Beitragsbemessungsgrenzen für die Sozialbeiträge zu- 
rückzuführen und natürlich darauf, daß die empfangenen Transfers relativ 
zum Erwerbseinkommen an Bedeutung verlieren. 

Gegenüber 1981 ist die Zahl der Haushalte in den unteren Einkommensbe- 
reichen (bis 2 000 DM) um 1,2 Mill. zurückgegangen. Anders als damals 
errechnet sich 1992 auch im Einkommensbereich von 2 000 bis 3 000 DM 
ein positiver Transfersaldo. Einmal hat die Zahl der Empfänger staatlicher 
Leistungen zugenommen, vor allem aber haben die Steuersenkungen in den 
Jahren 1986 bis 1990 eine Rolle gespielt. Bei Einkommen von 5 000 DM 
waren 1992 die Belastungsquoten niedriger als 1982; erst für 7 000 DM 
und mehr errechnen sich höhere Anteile. 


2 Einschl. Einkommen aus Wohnungsvermietung, doch ohne nichtentnommene Gewinne 
der Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit. 
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W. 


Die staatliche Umverteilungspolitik schlägt sich insbesondere in den Steu- 
er- und Beitragssätzen wie auch im Umfang der Transferzahlungen nieder. 
In Zeiten der Prosperität besteht für den Staat wenig Anlaß, seine Umver- 
teilungsaktivitäten zu verstärken, denn die Erwerbstätigkeit ist hoch, so daß 
die Einkommensansprüche weit mehr als in Phasen stagnierender oder 
rückläufiger Wirtschaftstätigkeit über den Markt gedeckt werden können. 
In der Rezession ist der Handlungsbedarf viel größer, doch wird die 
Handlungsfähigkeit des Staates durch schärfere Budgetrestriktionen be- 
grenzt; nur bedingt ist der Ausweg der Schuldenfinanzierung gehbar. 

Die Finanzpolitik in den 80er Jahren war davon geprägt, den Anstieg der 
Staatsverschuldung zu verringern sowie steuerpolitisch der Wirtschaft 
Wachstumsimpulse zu vermitteln. Beide Ziele konnten nur erreicht wer- 
den, indem der Ausgabenzuwachs begrenzt und die Struktur der Abgaben 
verändert wurde. Von 1980 bis 1994 sind die staatlichen Einnahmen in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 46,1 vH auf 47,6 vH gestie- 
gen (Tabelle 3). Während der Anteil der Steuern per Saldo zurückgegangen 
ist, sind die Sozialbeiträge von knapp 17 vH auf über 19 vH des BIP erhöht 
worden. Zugleich hat sich das Gewicht von direkten hin zu den indirekten 
Steuern verschoben, insbesondere nach 1990. Die Sozialbeiträge sind eben- 
falls erst nach 1990 in die Höhe geschossen, nachdem sie zuvor konjunk- 
turbedingt rückläufig waren. Auch die Staatsausgaben hatten im Verhältnis 
zum BIP nach der Rezession 1981/82 merklich abgenommen, von 50 vH 
auf 46 vH im Jahre 1990. Mit der deutschen Vereinigung änderte sich das 
Bild nachhaltig; zuletzt lag der Anteil wieder bei über 50 vH des BIP. Ei- 
nen ähnlichen Verlauf nahmen die Übertragungen, die von den sozialen 
Leistungen geprägt werden. 

Hinter der Entwicklung der direkten Steuern stehen sehr unterschiedliche 
Einflüsse. Das Gewicht der Lohnsteuern am gesamten Steueraufkommen 
ist trotz der verschiedenen Steuersenkungen größer geworden, während das 
der »Gewinnsteuern« zurückgegangen ist (Tabelle 4). Noch deutlicher 
werden die Diskrepanzen, wenn man die jeweiligen Steuern auf ihre Be- 
messungsgrundlagen bezieht - die Lohnsteuer auf die Bruttolohn- und 
-gehaltssumme, die Gewinnsteuern auf die Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen bzw. auf die Unternehmensgewinne in der DIW- 
Rechnung, die eher der steuerlichen Bemessungsgrundlagen entsprechen’ 


3 Während die in der VGR ermittelten Gewinne über den Kreislaufzusammenhang abgelei- 
tet werden und eine Residualgröße sind, errechnet sich der in der Steuerstatistik ausge- 
wiesene »Gesamtbetrag der Einkünfte« aus der Summe der einzelnen Einkunftsarten un- 
ter Berücksichtigung auszugleichender Verluste bei anderen Einkunftsarten. Auf die Be- 
handlung der Abschreibungen in der VGR wurde bereits hingewiesen; in der Steuerbilanz 
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(Tabelle 5). Bedingt durch die Steuerprogression mußte ein immer größerer 
Teil der Lohnsumme zur Begleichung der Steuerschuld aufgewendet wer- 
den; 1980 waren es knapp 16 vH, 1994 bereits 18,5 vH. Durch die Einfüh- 
rung des Solidaritätszuschlags ist 1995 ein weiterer Anstieg - auf schät- 
zungsweise 20 vH - programmiert. Die Gewinnsteuern (einschl. Gewerbe- 
steuer) sind dagegen, gemessen am Bruttoinkommen aus Unternehmertä- 
tigkeit und Vermögen, von 34 vH auf 19 vH gesunken. Der Einbruch bei 
den Gewinnsteuern im Jahre 1994 war auf einen Sonderfaktor zurückzu- 
führen, der einer »heimlichen«, von der Öffentlichkeit kaum registrierten 
Unternehmenssteuerreform gleichkam: Bis Ende des Jahres hatten die Un- 
ternehmen die Möglichkeit, Gewinne zu dem auf 30 vH gesenkten Steuer- 
satz auszuschütten, die vor 1990 einbehalten und mit dem damaligen The- 
saurierungssatz von 56 vH versteuert worden waren. 

Vor diesem Hintergrund wird die Befürchtung verständlich, daß die Ge- 
winnsteuern, vor allem die Körperschaftssteuer, zu einer Bagatellsteuer 
oder gar zu einer »Spende«’ degenerieren könne. Das extreme Auseinan- 
derlaufen der Lohn- und Gewinnsteuern dürfte vor allem auf folgende Ein- 
flußfaktoren zurückzuführen sein: 

- Die Progression spielt bei der veranlagten Einkommensteuer eine gerin- 
gere Rolle als bei der Lohnsteuer, da das Einkommensniveau und damit der 
durchschnittliche Steuersatz merklich höher sind. 

- Immer mehr Lohnsteuerpflichtige überschreiten die Veranlagungsgren- 
zen, nach denen sie aus dem Lohnsteuerjahresausgleich in die Einkom- 
mensteuerveranlagung überwechseln. Die monatlichen Steuerabzüge wer- 
den bei der Lohnsteuer verbucht, die Erstattungen im Rahmen der Veranla- 
gung dagegen aus dem Einkommensteueraufkommen geleistet. 

- Haus- und Wohnungseigentümer, die in erheblichem Umfang Verluste 
steuerlich geltend machen können, unterliegen automatisch der Einkom- 
mensteuerveranlagung. Laut Subventionsbericht schlugen 1994 die im Zu- 
sammenhang mit dem Wohnungsbau gewährten Steuervergünstigungen bei 
der veranlagten Einkommensteuer mit mindestens 10 Mrd. DM (1980: 4,7 
Mrd. DM) zu Buche (Bundesministerium für Finanzen 1993, Anlage 2; 
bzw. 1979, Anlage 3). 

- Einkommensteuerpflichtige haben innerhalb der gesetzlichen Möglichkei- 
ten einen wesentlich größeren Gestaltungsspielraum bei der Festlegung des 


werden die Abschreibungen aus den Anschaffungskosten ermittelt. Hinzu kommt, daß 
nicht alle Gewinne (Verluste), die in der VGR erfaßt werden, auch steuerlich relevant 
sind; so sind Bundesbahn- und -post beispielsweise von der Körperschaftssteuerpflicht 
befreit. 

4 So die Arbeitsgruppe »Steuerausfälle« des Finanzministeriums des Landes Nordrhein- 
Westfalen (siehe Handelsblatt vom 1.12.1994). 
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zu versteuernden Einkommens (z. B. Bildung von Rücklagen, Gestaltung 
der Abschreibungsmodalitäten, Verlustausgleich u. ä.). Die Ausnutzung 
dieses Gestaltungsprivilegs nimmt offensichtlich einen immer größeren 
Umfang an. Jedenfalls sind die Steuernachforderungen aus Betriebsprüfun- 
gen weitaus stärker gestiegen als das Aufkommen aus veranlagter Ein- 
kommensteuer. Die Vorschläge der obersten Finanzbehörden, mangels Per- 
sonal nur 2 vH bis 4 vH der Steuerausfälle intensiv zu prüfen (Handelsblatt 
vom 1. 12. 1994), ist letztlich eine Einladung zur Steuerhinterziehung. 

- Ein immer größeres Gewicht dürften Schattenwirtschaft und Steuerkrimi- 
nalität haben; beides schlägt sich bei den veranlagten Steuern nieder. 


Y. 


Im Mittelpunkt der Steuerpolitik standen die zweistufige Steuerrechtsände- 
rung 1986/88, die Steuerreform 1990, die zweimalige Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer (1983 und 1993) sowie der befristete Solidaritätszuschlag, der 
von Mitte 1992 bis Mitte 1993 erhoben wurde. Aber auch die mehrmalige 
Erhöhung vor allem der Mineralöl-, Tabak- und Versicherungssteuer be- 
scherten dem Fiskus beträchtliche Mehreinnahmen. 
Die Steuersenkungen 1986/88 zielten vor allem darauf ab, die Progressi- 
onswirkung der Einkommensteuern zu mildern. Neben der Verringerung 
der Tarifprogression wurden Grundfreibetrag, der Haushaltsfreibetrag für 
Alleinerziehende sowie der Kinderfreibetrag angehoben (Teichmann, Ves- 
per 1985). Verteilungspolitisch fragwürdig war von Anfang an die be- 
trächtliche Erhöhung der Kinderfreibeträge (von 432 DM auf 2 484 DM je 
Kind). Sie waren im Zuge der Steuerreform 1975 deswegen abgeschafft 
und durch ein einheitliches Kindergeld ersetzt worden, weil besonders 
Empfänger mit hohen Einkommen und entsprechend hohen Grenzsteuer- 
sätzen begünstigt waren. Steuerpflichtige mit einem Steuersatz von 22 vH 
erhielten je Kind lediglich einen Steuernachlaß von 546 DM, während 
teuerpflichtige mit sehr hohem Einkommen und einem Grenzsteuersatz 
von 56 vH mit 1391 DM je Kind begünstigt wurden. Dieses Ungleichge- 
wicht wurde auch nicht durch den Kindergeldzuschlag von bis zu 46 DM 
für Steuerpflichtige, die den Kinderfreibetrag nicht ausschöpfen konnten, 
wettgemacht. 
Auf dieser ersten Stufe der Steuerreform deutete sich bereits die Vertei- 
lungsproblematik an, die auch den folgenden beiden Stufen anhaftete und 
die letztlich immer mit einer Senkung der Einkommenssteuer verbunden 
ist: Bei progressiv verlaufendem Steuertarif schlagen Tarifsenkungen in 
den unteren Einkommensklassen prozentual durchaus zu Buche, doch 
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bringen sie absolut nur wenig Entlastung: Bezieher sehr niedriger Ein- 
kommen gehen oft leer aus, ebenso Arbeitslose und Rentner. Besonders 
krass zeigte sich dies an dem Reformpaket 1990 (Teichmann, Vesper 
1985): Auf das obere Fünftel der Einkommensbezieher entfielen nahezu 
60 vH der Einkommensteuersenkungen, auf das untere Fünftel hingegen 
noch nicht einmal I vH, d.h. rund 4 Mill. Einkommensbezieher zogen we- 
gen ihres geringen Einkommens keinerlei Nutzen aus dieser Reform 
(Tabelle 6). Steuersystematisch und für sich genommen ist dieses Ergebnis 
durchaus »rational«. Doch darf es nicht losgelöst von möglichen Konse- 
quenzen gesehen werden: Die Steuerausfälle schmälern die Einnahmenba- 
sis der Staates und zwingen ihn, entweder andere Steuern, z. B. die Mehr- 
wertsteuer, zu erhöhen oder Ausgaben zu kürzen. Die Erfahrungen lehren, 
daß Ausgabenkürzungen oftmals zu Lasten der sozialen Leistungen 
und/oder zu Lasten des Infrastrukturausbaus gehen, verteilungs- und 
wachstumspolitisch also nicht unproblematisch sind. Noch eindeutiger ist 
das Ergebnis, wenn zur Kompensation die Mehrwertsteuer, die regressiv 
wirkt, erhöht wird (siehe unten). 

Tabelle 7 gibt einen Überblick über die Steuerentlastungen nach Einkom- 
mensklassen, wenn man die Tarife nach Abschluß der dreistufigen Steuer- 
reform mit dem Tarif aus dem Jahre 1981 vergleicht. Nimmt man alle 
Steuerklassen zusammen, so zeigt sich, daß prozentual gesehen mit wach- 
sendem Einkommen auch der Umfang der Entlastungen größer wird, er 
steigt von knapp 2 vH in den untersten Einkommensklassen auf reichlich 
10 vH bei zu versteuernden Einkommen von 150 000 bis 250 000 DM; da- 
nach wird die Entlastung wieder kleiner. Im Durchschnitt sind die Steuer- 
zahler zwischen 1981 und 1990 um 6 vH entlastet worden. In Steuerklasse 
1 (Ledige) wurden bereits Einkommen von 80 000 mit 10 vH entlastet, in 
Steuerklasse 2 (Alleinerziehende mit Kindern) wurde die Marke von 10 vH 
sogar schon bei Einkommen von 60 000 DM erreicht. Die maximale Ent- 
lastung in Steuerklasse 1 lag bei 10,3 vH, in Steuerklasse 2 indes bei 
12 vH, was auf die Einführung eines Haushaitsfreibetrags zurückzuführen 
ist. Die durchschnittliche Entlastung in Klasse 1 betrug 5,5 vH, für Klasse 
2 ergeben sich 8,5 vH; relativ gering fiel die Entlastung ın Klasse 3 aus. 
Schaubild 1 gibt den Verlauf der verschiedenen Grenzsteuersätze (Grund- 
tabelle) wieder. Unverkennbar ist die starke Abflachung der marginalen 
Einkommensteuertarife, insbesondere in den mittleren Einkommensberei- 
chen, also zwischen 40 000 und 60 000 DM. Wie die Ergebnisse in Tabelle 
7 jedoch zeigen, vermitteln die veränderten Grenzsteuersätze nur ein un- 
vollständiges Bild der effektiven Entlastungen in den jeweiligen Einkom- 
mensklassen. Das tatsächliche Ausmaß wird erst durch den Bezug zur Be- 
messungsgrundlage sichtbar. 
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vi 


Einkommensteuersenkungen sind politisch beliebt, da ihre Wirkungen für 
die Adressaten direkt fühlbar sind. Auch die Anhebung der Mehrwertsteuer 
ist ein gern genutztes Mittel, die Finanzlage des Staates zu verbessern - die 
Erhöhung wird nur mittelbar wahrgenommen, nämlich über höhere Preise. 
Allein befürchtete Reaktionen der Bundesbank dürften der Grund dafür 
sein, daß dieses Instrument nicht öfters eingesetzt wird. 

Will man die Verteilungswirkungen der Mehrwertsteuer berechnen, so be- 
nötigt man Informationen nicht nur über die Einkommensverwendung der 
privaten Haushalte nach Einkommensklassen, sondern auch Angaben über 
die Struktur der Verbrauchsausgaben. Darüber hinaus sind jene Gütergrup- 
pen zu bestimmen, die 

- von der Umsatzsteuer befreit sınd, 

- dem ermäßigten Steuersatz unterliegen 

- dem Regelsatz unterworfen sind. 

Ausgaben für Wohnungsmieten sind ebenso steuerfrei wie z. B. Ausgaben 
für Medikamente oder Dienstleistungen von Ärzten und anderen medizini- 
schen Fachkräften. Auch Post- und Fernsprechgebühren waren 1988, als 
dıe letzte veröffentlichte Einkommens- und Verbrauchsstichprobe durchge- 
führt wurde, noch von der Mehrwertsteuer befreit. Bei den Gütern, die dem 
ermäßigten Satz von 7 vH unterworfen sind, handelt es sich insbesondere 
um Nahrungsmittel ausschließlich Getränke, Genußmittel u. ä., die voll 
besteuert werden. Ebenso unterliegen Ausgaben für Bücher, Zeitschriften, 
Kultur, Sport oder Entgelte für die Kinderbetreuung dem reduzierten Satz. 
Eine Analyse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe für 1988 zeigt, 
daß die Konsumquote - definiert als Anteil der Ausgaben für den privaten 
Verbrauch am Nettoeinkommen - mit steigendem Einkommen sinkt. Wäh- 
rend Haushalte mit sehr niedrigem Einkommen ihr gesamtes Nettoein- 
kommen’ verausgaben (und zur Finanzierung ihres Konsums teilweise auf 
andere Quellen zurückgreifen müssen), werden in den mittleren Einkom- 
mensklassen 75 vH bis 80 vH des Einkommens für Verbrauchszwecke 
ausgegeben; im oberen Bereich sind es nicht mehr als 65 vH (Tabelle 8). 
Nicht nur die Konsumquote, auch die Struktur der privaten Verbrauchsaus- 
gaben hängt von der Einkommenshöhe ab. So müssen niedrige Ein- 
kommmensbezieher einen sehr viel größeren Teil ihres Einkommens für 
Wohnungsmieten aufwenden als die oberen Einkommensschichten. Auch 
bei den steuerermäßigten Gütern nimmt mit steigendem Einkommen der 
Anteil an den gesamten Verbrauchsausgaben ab. Hingegen wächst mit 
steigendem Einkommen die Bedeutung der Güter, die dem vollen Mehr- 


5 Einschließlich Transferzahlungen, abzgl. Steuern und Sozialbeiträge. 
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wertsteuersatz unterworfen sind (vgl. Tabelle 9 sowie Tofaute 1994, 644ff; 
Bedau, Teichmann, Zwiener 1987). 

Alles in allem wirkt die Mehrwertsteuer regressiv, d. h. mit steigendem 
(Netto-) Einkommen geht die Belastung zurück. Die Steuerbefreiungen 
bzw. -ermäßigungen mildern diesen Effekt, kompensieren ihn aber nicht. 
Allerdings ist der Belastungsverlauf differenziert zu betrachten. Zunächst 
nimmt die Mehrwertsteuerbelastung zu: Einkommen unter 1 000 DM sind 
im Durchschnitt mit 6,8 vH belastet, bei Haushalten mit einem monatlichen 
Nettoeinkommen zwischen 2000 und 3 000 DM schlägt die Mehrwert- 
steuer mit 7,3 vH des Einkommens zu Buche. Von da an sinkt sie sukzessi- 
ve auf 4,9 vH. Wenn die Belastung mit Mehrwertsteuern in den untersten 
Einkommensklassen zunächst steigt, so liegt dies vor allem daran, daß hier 
die Rentner-Haushalte dominieren. Nicht nur weicht deren Konsumhöhe 
infolge der spezifischen Konsumbedürfnisse von den anderen Haushaltsty- 
pen nach unten ab; auch geben die Rentner anteilig mehr für jene Güter 
aus, die steuerfrei bzw. -begünstigt sind (Nagel, Müller 1992, 75ff). Mit 
steigen Einkommen sinkt der Anteil der Rentner-Haushalte, und es setzt 
sich immer stärker die Wirkung der rückläufigen Konsumquote durch, 
nachdem zunächst noch dieser Effekt durch die Verlagerung der Konsum- 
nachfrage hin zu den voll besteuerten Gütern gebremst wird. 

Für sich genommen sind also durch die beiden Mehrwertsteuerhöhungen 
die Haushalte mit hohem Einkommen weniger stark als die Haushalte im 
mittleren und unteren Einkommensbereich belastet worden. Die regressive 
Wirkung der Mehrwertsteuererhöhung im Jahre 1993 fiel milder aus als bei 
der Erhöhung ein Jahrzehnt zuvor, weil der ermäßigte Steuersatz nicht an- 
gehoben wurde. Natürlich stellen sich die beschriebenen Verteilungswir- 
kungen nur dann ein, wenn es den Unternehmen gelingt, die höheren Steu- 
ern in vollem Umfang über die Preise auf die Verbraucher abzuwälzen. In 
der Gesamtschau müßten auch die vielfältigen indirekten Wirkungen be- 
rücksichtigt werden, z. B. jene, die von einer möglichen Reaktion der Bun- 
desbank ausgelöst werden oder jene, die vom staatlichen Verhalten ausge- 
hen: Verwendet der Staat die Mehreinnahmen zur Verringerung seiner 
(Neu-)Verschuldung oder zur Finanzierung von zusätzlichen Staatsausga- 
ben? 


Vo. 


Die Mehrwertsteuererhöhung von 1993 war auch deshalb heftig umstritten, 
weil schon zuvor die Sozialbeiträge kräftig erhöht worden waren, um die 
sozialen Anpassungslasten und die hohe Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland 
zu finanzieren. Der verteilungspolitische Streit wurde zudem dadurch ver- 
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schärft, daß der Mitte 1991 erhobene und auf nur ein Jahr befristete »Soli- 
daritätszuschlag« von der Mehrwertsteuererhöhung »abgelöst« wurde. 
Während der Solidaritätszuschlag an der Leistungsfähigkeit der Einkom- 
mensteuerbürger ansetzte und der Finanzierungsbeitrag mit steigendem 
Einkommen überproportional zunahm, wurden durch die Mehrwertsteuer- 
erhöhung die unteren und mittleren Einkommensbezicher relativ stärker 
zur Finanzierung des Anpassungsprozesses herangezogen. Auch die Anhe- 
bung der Mineralölsteuer dürfte regressiv gewirkt haben. Das gleiche gilt 
für die Sozialabgaben, die 1991 und 1992 um durchschnittlich einen Pro- 
zentpunkt erhöht wurden. Ihre regressive Wirkung erklärt sich aus den 
Beitragsbemessungsgrenzen: Bis dahin nimmt die Belastung durch Sozial- 
beiträge proportional zu; von da an wird die Beitragssumme »eingefroren«, 
so daß die relative Belastung sinkt. Die regressive Wirkung ist auch der 
Grund dafür, daß die Arbeiter durch die deutsche Einigung höher belastet 
worden sind als die Angestellten, weil in der Gruppe der Angestellten die 
Zahl der Bezieher von Einkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgren- 
zen weit höher ist; das RWI beziffert den Belastungsunterschied mit einem 
halben Prozentpunkt (RWI 1992). 

Verteilungspolitischer Zündstoff war auch dadurch gegeben, daß die Selb- 
ständigen von der Erhöhung der Sozialabgaben ausgenommen blieben und 
bei den Beamten die verzögerte Gehaltsanhebung lediglich im Jahre 1991 
zu einer entsprechenden Einbuße führte. Faktisch wurde den sozialversi- 
cherungspflichtig Beschäftigten eine Sonderabgabe abverlangt (SVR 1992, 
Ziffern 208fD). Angemessen wäre indes eine Steuerfinanzierung dieser An- 
passungslasten gewesen. Damit ist zugleich ein Problem angesprochen, das 
in den letzten Jahren erheblich an Bedeutung gewonnen hat - die Tatsache, 
daß die Sozialversicherungsträger vermehrt »versicherungsfremde« Lei- 
stungen finanzieren, also Leistungen, die auf eine interpersonelle Umver- 
teilung (»sozialer Ausgleich«) zielen. Dies widerspricht dem Prinzip der 
Sozialversicherungsbeiträge, da zwischen Leistung und Beitrag ein enges, 
auf dem Äquivalenzgedanken beruhendes Verhältnis besteht. Zwar zahlt 
der Staat Zuschüsse an die gesetzliche Rentenversicherung oder auch an 
die Arbeitslosenversicherung. Sie reichen aber nicht aus, die versiche- 
rungsfremden Leistungen zu decken - auch wenn die exakte Zuordnung 
dessen, was als abzusicherndes Risiko gilt und was als soziale Umvertei- 
lung zu bewerten ist, nur mit Schwierigkeiten möglich ist (Schmähl 1994, 
367). 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (SVR) hat die versicherungsfremden Leistungen, die von der 
Bundesanstalt für Arbeit gewährt werden, auf 45 vH (1991) bzw. 54 vH 
1992) beziffert (SVR 1992/93, Ziff. 201, Tabelle 47). Freilich waren in 
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beiden Jahren Sonderfaktoren wirksam, nämlich die deutsche Einigung und 
die Rezession. Doch wäre gerade hier eine Steuerfinanzierung der Lasten 
angebracht gewesen. Auch in der gesetzlichen Krankenversicherung gibt es 
versicherungsfremde Leistungen, insbesondere die beitragsfreie Mitversi- 
cherung von Familienangehörigen, Mutterschaftshilfen, u. ä. Sie werden 
immerhin auf ein Fünftel der Ausgaben geschätzt (Schmähl 1994, 369). 
Noch größer ist der Anteil in der gesetzlichen Rentenversicherungen, näm- 
lich mindestens 25 vH bis 30 vH der Ausgaben; dabei sind die Hinterblie- 
benenrenten noch nicht berücksichtigt (cbd.). Insgesamt errechnet sich auf 
Basıs der Jahre 1992/93 eine Summe von 100 Mrd. DM, die nicht über 
Beiträge, sondern aus dem Steueraufkommen hätte finanziert werden müs- 
sen. 


VIE 


Einen Sturm der Entrüstung hat die Wiedereinführung des Solidaritätszu- 
schlags zum 1. 1. 1995 entfacht. Dies auch deshalb, weil erstmals ein Bei- 
trag zur Pflegeversicherung erhoben wurde. Die Abgabenquote - Steuern 
und Sozialabgaben in vH des Bruttoinlandsprodukts - dürfte 1995 mit na- 
hezu 45 vH ein zuvor nicht gekanntes Ausmaß erreichen. Sie wird sich 
1996 voraussichtlich nur wenig verringern, da der steuerlichen Freistellung 
des Existenzminimums, dem Wegfall des Kohlepfennigs sowie der »klei- 
nen« Unternehmenssteuerreform (Entlastungen bei der Gewerbesteuer) eine 
Anhebung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung gegenübersteht; in der 
Diskussion ist zudem eine Erhöhung des Rentenversicherungsbeitrages. 
Zwar hat der Solidaritätszuschlag die Schieflage in der Verteilungspolitik 
etwas korrigiert; doch ging seine Einführung nicht mit einer Senkung der 
Sozialbeiträge einher. Nach überschlägigen Berechnungen entspricht der 
Betrag, der im Zuge der Einheit der Renten- und Arbeitslosenversicherung 
als versicherungsfremde Leistungen aufgebürdet worden ist, nahezu den 
Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag (26 Mrd. DM). Bei diesen versi- 
cherungsfremden Leistungen handelt es sich um die sog. Auffüllbeträge in 
der Rentenversicherung - das sind Ansprüche aus dem DDR-Rentenrecht, 
die aus westdeutschen Beitragsüberschüssen finanziert werden -, sowie und 
vor allem um die Defizite der ostdeutschen Arbeitslosenversicherung, die 
über Beitragserhöhungen in Westdeutschland ausgeglichen worden sind. 


IX, 


Politischer Handlungsbedarf entsteht aus dem Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts, das Existenzminimum von der Einkommensteuer freizustel- 
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len. Auch geht es um eine Neuregelung des Familienlastenausgleichs. Bei- 
de Reformen werden erhebliche verteilungspolitische Implikationen haben. 
Bereits 1990 hatte das Bundesverfassungsgericht festgestellt, daß der Staat 
den Bürgern das aus eigener Kraft erzielte Einkommen bis zum Existenz- 
minimum nicht entziehen dürfte; er sei ja ebenso verpflichtet, mittellosen 
Bürgern zur Befriedigung der minimalen Lebensbedürfnisse soziale Lei- 
stungen zu gewähren (Beschluß des BVerfG vom 29. 5. 1990, BStBI H 
1990, 635ff). In seinem Grunsatzurteil vom 25. 9. 1992 hat das Gericht den 
geltenden Grundfreibetrag als nicht verfassungsgemäß erklärt und verlangt, 
spätestens von 1996 an das Existenzminimum steuerlich freizustellen. Ende 
1994 hatte das Bundesfinanzministerium erste Vorstellungen zur Steuerbe- 
freiung des Existenzminimums veröffentlicht. Heftige Kritik rief einmal 
der Buckel im Verlauf der Grenzsteuersätze hervor: Im Bereich zwischen 
16 000 und 27000 DM sollten Einkommenssteigerungen mit höheren 
Grenzsteuersätzen belegt werden als im Einkommensbereich zwischen 
30 000 DM und 50 000 DM. Das Prinzip der Besteuerung nach der Lei- 
stungsfähigkeit wäre damit verletzt worden. Fraglich war auch, ob die Hö- 
he des Existenzminimums mit 12 000 DM angemessen berücksichtigt wor- 
den ist - das Bundesverfassungsgericht hatte bereits 1992 den Betrag auf 
mindestens 12 000 DM taxiert. Für den Zeitraum 1992 bis 1996 dürfte der 
Anstieg der Lebenshaltungskosten mit mindestens 11 vH zu Buche schla- 
gen, so daß sich eine Mindesthöhe von 13 300 DM errechnet. Doch auch 
im zweiten Tarif-Modell des Bundesministeriums der Finanzen, das im Fe- 
bruar 1995 vorgestellt wurde, wird das Existenzminimum mit 12 000 DM 
für Ledige und 24 000 DM für Verheiratete angesetzt. Zwar vermeidet die- 
ser Vorschlag den »Buckel«. Doch steigt der Grenzsteuersatz in dem engen 
Einkommensraum zwischen 12 000 DM und 15 000 DM sehr steil an, von 
19,5 vH auf 29 vH (Schaubild 2). Beibehalten wurde hingegen die Absen- 
kung des Grenzsteuersatzes um 0,7vH ab einem Einkommen von 
43 300 DM; dies ist der Betrag, bei dem die degressive Grundentlastung 
auslaufen soll. 

Vergleicht man den Vorschlag des Finanzministers mit dem geltenden Ta- 
rif, so werden die untersten Einkommen von den Steuerzahlungen befreit. 
Dies schlägt mit bis zu 1 240 DM pro Jahr (Grundtabelle) zu Buche; in der 
Splittingtabelle sind die Entlastungen doppelt so hoch. Danach gehen die 
Entlastungsbeträge sehr stark zurück: Bei einem zu versteuernden Ein- 
kommen von 30 000 DM beträgt die Steuerersparnis nur noch 300 DM, bei 
40 000 DM sind es lediglich 115 DM. Von da an nehmen die Entlastungs- 
beträge wieder zu, Einkommen von 100000 DM werden jährlich um 
520 DM und Einkommen von 200000DM um 670 DM entlastet 
(Tabelle 10). Der Grund für diese Verteilungsergebnisse liegt darin, daß 
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der linear-progressive Einkommensteuertarif durch die »außertarifliche« 
Grundentlastung unterlaufen wird; die degressive Grundentlastung läßt den 
Grenzsteuersatz schon bei einem Einkommen von 16 000 DM auf 29 vH 
emporschnellen. Von Nachteil bei künftigen Anpassungen an das Exi- 
stenzminimum ist, daß nur wenige Steuerzahler davon profitieren werden. 
Wird nämlich das Existenzminimum heraufgesetzt, werden nur jene entla- 
stet, deren Einkommen in diesem Bereich liegt. 

Eine nicht nur steuersystematisch überzeugendere Lösung wäre es gewe- 
sen, wenn der bisher für alle Steuerpflichtigen geltende Grundfreibetrag 
beibehalten und auf 13 000 DM festgesetzt worden wäre. Dann wäre auch 
in Zukunft jederzeit die Möglichkeit gegeben, den Grundfreibetrag in 
transparenter und für jeden nachvollziehbarer Weise an das Existenzmini- 
mum anzupassen. Für sich genommen ist dieser Vorschlag zwar teurer, 
doch wäre dann für alle Steuerzahler einheitlich das Existenzminimum 
steuerlich freigestellt. Eine Kompensation der Mehrbelastungen könnte 
einmal dadurch erfolgen, daß die zahlreichen Steuervergünstigungen und 
-befreiungen abgebaut werden. Die »Einkommensteuerkommission« hat 
hierzu wichtige Vorschläge entwickelt. Darüber hinaus könnte der Ein- 
gangssteuersatz im Steuertarif heraufgesetzt werden, z. B. von derzeit 
knapp 20 vH bei 1300 DM auf 22 vH, der dann linear-progressiv ansteigt 
und wie bisher bei einem Spitzensteuersatz von 53 vH endet. Dies impli- 
ziert, daß die Grenzsteuersätze im steigenden Ast des Steuertarifs zwar 
ständig über den Sätzen des Status quo liegen, doch sich annähern und bei 
einem Einkommen von 120 000 DM gleich hoch sind, d. h. 53 vH betra- 
gen. Infolge des höheren steuerfreien Existenzminimums sinken die durch- 
schnittlichen Steuersätze insbesondere im untersten Einkommensbereich 
beträchtlich. Mit steigendem Einkommen sinkt die Entlastung, prozentual 
wie absolut: In den untersten Klassen errechnen sich Ersparnisse von bis zu 
1400 DM, im mittleren Bereich sind es 800 bis I 100 DM und für Bezie- 
her hoher Einkommen etwa 600 DM. Auch verteilungspolitisch weist die- 
ser Ansatz also Vorteile auf. Allerdings zöge er Steuerausfälle von 
38 Mrd. DM nach sich (Svindland, Teichmann, Vesper 1995). 

Wenn es um den Abbau von Steuervergünstigungen geht, wird immer wie- 
der über eine Begrenzung des Splittingvorteils diskutiert. Zum Beispiel 
fordern Bündnis 90/Die Grünen, daß das Zusammenleben mit Kindern und 
nicht eine bestimmte Lebensform von Erwachsenen unter den besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung gestellt werden soll (Bundestagsdrucksache 
13/936 vom 28.3. 1995). Immerhin kommt ein steuerpflichtiges Ehepaar 
ohne Kinder, bei dem ein Ehepartner nicht arbeitet, in den Genuß eines 
Steuervorteils von bis zu knapp 23 000 DM pro Jahr. Der Splittingvorteil 
wird je nach Einkommensanteilen der Ehegatten wirksam. Er ist um so 
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größer, je ungleicher die Einkommensanteile der Ehegatten sind und 
schlägt am stärksten zu Buche, wenn ein Ehepartner das gesamte Einkom- 
men erzielt. Das Einkommen des höher verdienenden Ehepartners wird auf 
die Hälfte des Gesamteinkommens heruntergerechnet und das Einkommen 
des geringer verdienenden Partners entsprechend heraufgerechnet; im Er- 
gebnis wird die Progressionswirkung des Tarifs gemildert. Mit steigender 
Steuerbelastung nimmt - in absoluten Beträgen - auch der Splittingvorteil 
zu. Änderungen im Splitting können dadurch vorgenommen werden, daß 
entweder der Divisor von gegenwärtig 2 verringert wird oder feste Anrech- 
nungsbeträge eingeführt werden. Der Vorschlag von Bündnis 90/Die Grü- 
nen beispielsweise präferiert ein modifiziertes Realsplitting, indem Unter- 
haltsleistungen für Ehepartner nur in dem Umfang steuermindernd berück- 
sichtigt werden, wie das Existenzminimum steuerlich freigestellt wird 
(13 000 DM). Ausweichreaktionen - z.B. durch Übertragung von Einkom- 
mensteilen - sollen hingenommen werden. Eine Begrenzung des Realsplit- 
tings auf 13 000 DM würde in der oben vorgestellten Variante zu Mehrein- 
nahmen von über 24 Mrd. DM führen (Svindland, Teichmann, Vesper 
1995). Tatsächlich wäre es sehr restriktiv, den Vorteil auf diesen Betrag zu 
begrenzen. Auch ist fraglich, ob diese Grenze Bestand vor dem Bundesver- 
fassungsgericht hätte. Erheblich mehr Sinn würde es machen, den Anrech- 
nungsbetrag für Ehepartner auf 27 000 DM zu limitieren - dies ist die ge- 
genwärtige Höhe der steuerlich berücksichtigten Unterhaltsleistungen von 
Geschiedenen. 

Heftig umstritten ist die anstehende Neuregelung des Kinderleistungsaus- 
gleichs - nicht im Grundsatz, sondern in der konkreten Ausgestaltung. Mit 
diesem Instrument soll die Leistung, die von den Eltern unter erheblichen 
Belastungen (Einkommensausfall, Zeitaufwand) auch für die Gesellschaft 
erbracht werden, zumindest teilweise ausgeglichen werden. Nicht zuletzt 
wird durch die Kinder auch die Funktionstüchtigkeit der auf dem Umlage- 
verfahren beruhenden Rentenversicherung gewährleistet (Schäfer 1992, 
112ff). Von zentraler Bedeutung ist, nach welchen Gestaltungsmaximen 
verfahren wird und insbesondere, wie die Selbstbeteiligungsquote der EI- 
tern festgesetzt wird. Dabei spielen politische Wertungen naturgemäß eine 
große Rolle. Begründet man die Entlastung mit dem Ziel der Chancen- 
gleichheit beim Start ins Leben, könnte ein Verlauf abgeleitet werden, wo- 
nach die Leistungen für Kinder mit steigendem Einkommen der Eltern sin- 
ken. Ein solcher Verlauf stünde jedoch im diametralen Gegensatz zur ge- 
genwärtigen Praxis. Eine mittlere Position nehmen die Vorschläge von 
Bündnis 90/Die Grünen sowie der SPD ein, die das duale System von steu- 
erlichem Kinderfreibetrag und Kindergeld abschaffen und einheitlich ein 
Kindergeld von 250 DM bzw. 300 DM einführen wollen; die Vorgabe des 


Finanzpolitik und Umverteilung 181 


Bundesverfassungsgerichts läge vom Volumen her etwa in der Mitte beider 
Vorschläge. 

Tatsächlich ist nicht verständlich, daß hohe Einkommen durch die Kinder- 
freibeträge ungleich stärker begünstigt werden als einkommensschwache 
Familien, die nur geringfügige oder keine Steuern entrichten und somit den 
Kinderfreibetrag nicht geltend machen können. Zwar erhalten sie den Kin- 
derzuschlag von bis zu 65 DM pro Monat (zusätzlich zum Kindergeld von 
heute 70 DM für das erste Kind), doch ist dieser Betrag sehr viel kleiner als 
die steuerliche Entlastung durch den Kinderfreibetrag bei hohen Einkom- 
men als Ergebnis der Steuerprogression: Für Einkommen, die dem Spit- 
zensteuersatz unterliegen, errechnet sich eine Entlastung von etwa 180 DM 
pro Monat und Kind. 
Folgte man dem Vorschlag von Bündnis 90/Die Grünen, so müßten rund 
59 Mrd. DM für das Kindergeid aufgewendet werden. Nach Berechnungen 
des DIW (Svindland, Teichmann, Vesper 1995) verursacht der Kinderfrei- 
betrag Steuerausfälle von etwa 18 Mrd. DM; das Kindergeld, wie es heute 
gewährt wird, kostet noch einmal so viel. Per Saldo verbliebe eine Lücke 
von rund 23 Mrd. DM. Die Bundesregierung will lediglich 6 Mrd. DM für 
die Verbesserung des Kinderleistungsausgleichs ausgeben. Sie plant ein 
Wahlrecht von Kindergeld und steuerlichem Kinderfreibetrag. Entweder 
soll ein einheitliches Kindergeld vom 200 DM monatlich (300 DM ab dem 
dritten Kind) gewährt werden, das von der jeweiligen Steuerschuld abge- 
zogen wird; oder die Familien werden durch einen von 4 104 DM auf 
6 264 DM erhöhten Freibetrag entlastet. Würde dieser Vorschlag realisiert, 
so stünden sich nach Modellrechnungen des DIW Familien mit einem Ein- 
kommen von ungefähr 150 000 DM an aufwärts besser, wenn sıe den Kin- 
derfreibetrag in Anspruch nehmen; bei Alleinerziehenden liegt die Grenze 
bei etwa 85 000 DM. Das heißt: Im Vorschlag der Bundesregierung wären 
auch nach der Reform die Kinder der Höherverdienenden besser gestellt, 
wenngleich dıe Diskrepanzen gegenüber dem geltenden Recht kleiner wer- 
den. Bei einem Kind werden bis zu einem Einkommen von 85 000 DM 
(Steuerklasse 2) bzw. 150 000 DM (Steuerklasse 3) 2 400 DM Kindergeld 
gewährt; in den Einkommensklassen oberhalb führt dagegen der Kinder- 
freibetrag zu einer Steuerenilastung von bis zu 3 320 DM. 


X. 


Es gibt eine Reihe von Anhaltspunkten, die für die These sprechen, daß die 
steuerpolitischen Maßnahmen in den letzten 15 Jahren die unteren und 
mittleren Einkommensbezieher per Saldo benachteiligt haben. Der recht- 
lich gebotene steuerliche Handlungsbedarf im Jahre 1996 sollte deshalb 
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genutzt werden, die Schieflage zu korrigieren. Hier sollte die Bundesregie- 
rung eine »große Lösung« - wie skizziert - wagen und zugleich versuchen, 
zahlreiche Steuervergünstigungen und Steuerbefreiungen zu verringern. 
Nur konsequent wäre es, den Kinderleistungsausgleich ausschließlich über 
die Zahlung von Kindergeld zu regeln. Auch aus ökonomischer Sicht be- 
steht steuerlicher Handlungsbedarf, denn die Steuer- und Abgabenquote 
wird 1995 einen Höchststand erreichen. Er ist natürlich auch Reflex der 
vereinigungsbedingten Belastungen wie auch der Rezession - mit der kon- 
junkturellen Besserung und dem fortschreitenden Aufholprozeß in Ost- 
deutschland wird ein Teil der Belastungen »quasi-automatisch« zurückge- 
hen (Svindland, Teichmann, Vesper 1995). 

Es kommt nicht nur darauf an, die steuerliche Freistellung des Existenz- 
minimums zu einer Senkung der Abgabenquote und Korrektur des staatli- 
chen Umverteilungsprozesses zu nutzen. Eine weitere Aufgabe wird darin 
bestehen müssen, die versicherungsfremden Leistungen des sozialen Siche- 
rungssystems aus dem Steueraufkommen zu finanzieren. Wegen ihrer re- 
gressiven Verteilungswirkungen werden von einer Senkung der Sozialbei- 
träge die unteren und mittleren Einkommensbezieher relativ stärker be- 
günstigt. Freilich darf nicht außer acht bleiben, daß der Verlust an Einnah- 
men immer auch die Frage aufwirft, an welchen Stellen auf der Ausgaben- 
seite gespart werden soll. Das Instrument der Staatsverschuldung ist bis zur 
Gänze ausgereizt. 
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Tabelle 1 
Entwicklung der Bruito- und Nettolohnquoten 


Netio- 


v2] 


| ' Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in Rela- | 

| tion zum Volkseinkommen. - ? Erwerbstätigenanteil wie | 

| 1960. - ® Nettolöhne und -gehälter in Relation zur Netto-| 

lohn- und -gehaltsumme plus Nettoeinkommen aus Un- | 

| ternehmertätigkeit und Vermögen. | 

| Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des 
DIW. 
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Tabelle 2 
Einkommensverteilung und -umverteilung in den privaten Haushalten 


Transfersaldo Schichtung nach 
Monatliches Schichtung nach in vH des verfügbaren 
Haushaltseinkommen ; Bruttoerwerbs- Brutto- Einkommen 
von ... bis unter ... DM einkommen 


unter 1000 
1000... 2000 
2000... 3000 
3000... 4000 
4000... 5000 
5000... 6000 
6000... 7000 
7000... 8000 
8000... 9000 
9000 .... 10000 

10 000 oder mehr 


unter 1000 
1000... 2000 
2000... 3000 
3000... 4000 
4000... 5000 
5000... 6000 
86000... 7000 
7000... 8000 
8000... 9000 
9000 ... 10000 

10.000 ... 15.000 
15 000 ... 20000 
20 000 ... 25 000 


Quelle: Berechnungen des DIW unter Verwendung amtlicher Statistiken. 
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Tabelle 3 
Einnahmen und Ausgaben des Staates! in vH des Bruttoinlandsprodukts 


Einnahmen Ausgaben 


|  _ Seuem |] | Übertragungen |] Brutto- Finan- 

en Direkte Sozial- Son- A Ins- dav. Soz. | Staats- investi- Son- zierungs- 

sammen | Steuern | Steuern | beiträge = gesamt |Leistungen] verbrauch| tionen | _stige saldo 
3,6 1,9 


' Gebietskörperschaften und Sozialversicherung. In Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 
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Tabelle 4 
Steuereinnahmen des Staates nach Steuerarten 
Direkte Steuern indirekte Steuern 
Jahr Ins- Ein- Körper- Spezielle 
gesamt Zu- Lohn- kommen- |; schaft- Son- Zu- Umsatz- |Verbrauch-! Gewerbe- Son- 
sammen steuer steuer steuer stige sammen steuer steuern steuer stige 
Mrd. DM 
1980 381,2 187,8 115,6 37,3 22,3 12,6 193,5 8,6 33,0 27,4 36,8 
1981 386,4 188, 120,2 33,5 21,4 33,0 198,3 100,7 33,9 26,0 37,6 
1982 394,9 19,2 125,9 31.2 22,7 13,5 201,7 101,2 34,8 26,1 39,7 
1993 414,8 200,4 131,5 29,7 25,6 13,7 214,4 109,2 3,9 26,2 43,1 
1984 439,2 213,0 139,8 28.9 30,3 14,2 226,1 115,9 37,3 28,3 44,6 
1985 460,0 229,6 150,0 30,1 35,0 14,6 230,3 116,7 37,4 30,8 45,5 
1988 473,2 237.0 154,8 30,7 34,0 17,7 236,2 117,9 37,7 32,0 48,7 
1987 491,4 245,9 167,3 31,5 29,2 18,0 245,5 125,1 36,5 31,4 52,5 
1988 512,5 255,4 170,5 34,0 32,0 18,9 257,1 130,1 37,8 34,5 54,7 
1989 560,1 281,8 184,4 37,8 36,0 23,6 278,3 137,5 41,4 36,7 62,7 
190 | 5732 | zo 179,1 37,7 32,2 20 | 22 1550 43,2 38,8 65,3 
1991 | 6533 | 31680 2144 43,8 34,1 a7 | 3973 47a 50.2 40,8 72,3 
1991 689,0 330,7 226,5 44,4 35,3 24,5 358,2 183,8 57,4 41,3 75,8 
1992 754,5 365,6 258,5 452 39 25,9 388,9 199,0 63,0 44,9 82,2 
1993 7714 363,3 259,3 35,1 31,6 37,4 408,1 217,1 64,8 42.3 83,9 
1994 810,5 367,7 270,5 28,1 23,0 46,0 442,8 235,7 71,4 43,2 32,5 
‚Anteile in vH 
1980 100,0 49,2 30,3 9,8 58 3,3 50,8 25,3 87 7,1 97 
1981 400,0 48,7 31,1 87 55 3,4 51,3 26,1 8,8 67 9,7 
1982 100,0 48,9 31,9 79 57 3,4 51,1 25,6 88 86 10,0 
1983 100,0 48,3 31,7 7,1 62 3,3 51,7 26,3 8,7 63 10,4 
1984 100,0 48,5 31,8 6,6 89 3,2 51,5 28,4 85 65 10,1 
1985 100,0 49,9 32,6 85 7,6 3,2 50,1 25,4 8,1 67 9,9 
1986 100,0 50,1 32,7 85 7,2 37 49,9 24,9 80 68 10,3 
1987 100,0 50,0 34,0 6,4 59 3,7 5,0 25,5 7,4 6,4 30,7 
1988 100,0 49,8 33,3 66 62 3,7 50.2 25,4 7,4 6,7 10,7 
1989 100,0 50,3 32,9 67 64 4,2 49,7 24,6 7,4 6,6 11,2 
1990 100,0 47,3 31,2 86 56 3,8 52,7 270 75 6,8 11,4 
1991 100,0 48,4 32,8 67 5,2 3,8 51,6 25,6 77 62 11,1 
1991 400,0 48,0 32,9 8,4 51 3,8 52,0 26,7 83 80 11,0 
1992 100,0 48,4 34,3 80 4,8 34 51,6 28,4 83 59 10,9 
1993 100,0 47,1 33,6 4,5 41 48 52,9 28,1 8,4 55 10,9 
1994 100,0 45,4 33,4 3,5 2,8 57 54,6 29,1 88 3,3 11,4 
Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des DIW. 
MT 
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Tabelle 5 
Lohnsteuer und Gewinnsteuern 
in vH ihrer Bemessungsgrundiagen 


- Westdeutschland - 


Lohnsteuer Gewinnsteuern und Gewerbssteuer 
in vH der in vH der 


Bruttolohn- und Bruttoeinkommen Gewinne ' 
-gehaltsumme aus Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen 


’ Gewinne nach Berechnung des DIW. 
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 


Tabelle & 
Entlastung der Lohnsteuerpflichtigen nach 
Einkommens- und Steuerklassen durch die Steuerreform 1990 
Anteile in vH der Gesamtentiastung 


Steuerklasse Ins- 
gesamt 


Steuerpflichtige 

rach 

Einkommensklassen ? 
untere 20 vH 
untere 20 vH 
untere 20 vH 
untere 20 vH 


obere 20 vH 


nachrichtlich: 
Steuerpflichtige (in 1 000) 
Steuerentlastung (Mrd. DM) 


1 Durchschnittlich zwei Kinder. - ? Je nach Steuerklasse ergeben sich unterschiedliche Ein- 
kommensgrenzen, die vom Durchschnitt erheblich abweichen. 
Quelle: Berechnungen des DIW. 
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Tabelle 7 
Steuerentiastungen nach Steuerklassen 
durch die dreistufige Reform 1986/1988/1990 
Differenzen 1990 gegenüber 1981 in vH des zu versteuernden Einkommens 


1- 


2400 

2400 - 4800 
4800- 7200 
7200- 9600 
9600- 12000 
12 000 - 16000 
16 000- 20000 
20 000 - 25000 
25000 - 30000 
30 000 - 36 000 
36 000 - 40000 
40 000 - 45.000 
45000 - 50000 
30000 - 55.000 
55 000 - 60000 
60 000 - 65000 
65 000 - 70000 
70000 - 75000 
75000 - 80000 
80 000 - 85000 
85 000 - 90000 
90 000 - 95.000 
95 060 - 100 000 
100 000 - 150 000 
150 000 - 200 000 
200 000 - 250 000 


Insgesamt 


Steuerklassen Steuer- Steuer- Steuer- | Steuer- 
insgesamt klasse I klasse H | klasse Ill | klasse IV 


Quelle: Berechnungen des DIW. 
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Tabelle 8 
Konsumquoten nach Einkommenskiassen 


Einkommenshöhe 
(netto) 

von ... bis 

unter ... DM 


unter 1 000 
1000 - 2000 
2000- 3000 
3000- 4000 


4000- 5000 
5000- 6000 
6000 - 7000 
7000- 8000 
8000 - 10 000 
10 000 - 25 000 


? Anteil der Verbrauchsausgaben am durch- 
schnittlichen Nettoeinkommen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt. 


Tabelle 9 
Mehrwertsteuerbelastung der privaten Haushalte 
nach Einkommenshöhe 


Einkommenshöhe Mehrwertsteuer 
(netto) belastung 
von ... bis vollsteuer- steuer-  steuer- in vH der 
unter ... DM pflichtig lach Nettoeinkommen 
unter 1 000 

1000 - 2000 

2000 - 3000 

3000 - 4000 

4000 - 5000 

5000 - 6000 

8000 - 7000 

7000 - 8000 

8000 - 10 000 
10 006 - 25 000 


I Quelle: Tofaute, aa0. 
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Tabelle 10 
Geltender Steuertarif und BMF - Vorschlag im Vergleich 


zu versteuerndes 
Einkommen Tarif 1990 BMF - Vorschlag 
Steuer Steuersätze Steuer Steuersätze 
Durchschnitts.  Grenzsatz Durchschnitts. _ Grenzsatz 
DM in vH in vH 
0 


5000 
6000 72 
7000 257 
8000 


9.000 


10 000 
11.000 
12 000 
13 000 
14 000 
15 000 
16 000 
17 000 
18 000 
19 000 


20 000 
30 000 
40 000 
50 000 
60 000 
70 000 
80 000 
90 000 


100 000 
110 000 
120 000 
130 000 46 046 35,42 53,00 145379 34,91 53,00 -1,4 


Quelle: Berechnungen des DIW. 


Klaus Schömann 


Zur Dynamik der alters- und geschlechtsspezifischen 
Verteilung der Arbeitseinkommen 


1. Einleitung 


Ausgangspunkt für gesellschaftliche Veränderungen größeren Ausmaßes 
sind, historisch betrachtet, vielfach eine als ungerecht empfundene Vertei- 
lung der Einkommen und des Anteils an den erwirtschafteten Gütern einer 
Volkswirtschaft die zu Konsumptiven Zwecken verwandt werden. Vertei- 
lungsaspekte, die sich mit einer ungleichen Ressourcennutzung zwischen 
Volkswirtschaften befassen, bleiben in diesem Beitrag jedoch ausgeklam- 
mert. Darüber hinaus können sich verändernde Merkmale der intergenera- 
tionellen Einkommensverteilung, wie sie etwa in dem Generationenvertrag 
zur Finanzierung der Rentenversicherung zum Ausdruck kommen, in die- 
sem Zusammenhang nicht diskutiert werden. Es werden auch nur Aspekte 
der Einkommensverteilung nach Steuern betrachtet, d. h. Nettoeinkommen, 
die berechnet werden nach Abzug des direkt verteilungswirksamen steuer- 
lichen Abzugs. 

Dieser Beitrag hat ein eher moderates Anliegen. Die Dynamik der alters- 
spezifischen Verteilung der Arbeitseinkommen wird analysiert aus der Per- 
spektive der gesellschaftlichen Prägung des individuellen Lebensverlaufs. 
In den sechziger und frühen siebziger Jahren wurde die Diskussion um 
Einkommensverteilung und Chancengleichheit zur Erzielung höherer Ar- 
beitseinkommen bereits lebhaft geführt. Ein Ergebnis dieser Diskussionen 
war es in der ungleichen Verteilung der Bildung und Chancen zur Bil- 
dungsteilnahme die Ursache der ungleichen Verteilung der Arbeitsein- 
kommen zu sehen. In dieser Argumentation nahm auch die neoklassische 
Humankapitaltheorie eine zentrale Stellung ein (Becker 1964). Sie besagt, 
daß hohe Arbeitseinkommen und damit auch die ungleiche Verteilung der 
Einkommen in einer Gesellschaft eine Folge der unterschiedlichen Investi- 
tionen der Individuen in ihr Humankapital, d. h. Bildung, Qualifikationen 
und produktiven Fertigkeiten sind. Hohe Arbeitseinkommen sind daher als 
Ergebnis hoher Bildungs- und Ausbildungsinvestitionen, die zu früheren 
Zeitpunkten stattfanden, anzusehen. 

Seit der Ausformulierung dieser Theorie in den frühen sechziger Jahren 
beschäftigen sich große Teile der sozialwissenschaftlichen Forschung mit 
der Überprüfung dieser Hypothesen und der Entwicklung alternativer 
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Theorien (eine ausführliche Diskussion ist in Schömann 1994 enthalten). 
Gerade für die Diskussion der altersspezifischen Verteilung der Arbeit- 
seinkommen hat sich eine theoriegeleitete empirische Sichtweise durchge- 
setzt. Der Vergleich von Arbeitseinkommen von Personen unterschiedli- 
chen Alters muß auch andere Faktoren wie unterschiedliche Ausbildung 
und Bildungsabschlüsse berücksichtigen, die einen unterschiedlichen In- 
vestitionsaufwand in Zeit und Geld als Grundlage haben. Jedoch haben ei- 
ne Reihe von Politikempfehlungen, die auf der Humankapitaltheorie basier- 
ten und die gesellschaftliche Verteilung von Einkommen beeinflussen 
sollten, nicht die gewünschten Effekte gebracht. 

Eine der politischen Reaktionen auf diese Art der Ungleichverteilung der 
Arbeitseinkommen, die auf Unterschiede in dem erreichten Ausbildungsni- 
veau liegen, war mehr institutionalisierte Förderungsmöglichkeiten einzu- 
richten, die durch eine Erweiterung der Bildungsmöglichkeiten auch eine 
größere Chancengleichheit innerhalb einer Altersgruppe oder Geburtsko- 
horte herzustellen in der Lage sind. Bezüglich der Bildungsbeteiligung hat 
sich auch besonders für die Frauen (Blossfeld 1985) die Chancengleichheit 
deutlich verbessert. An der ungleichen Verteilung der Arbeitseinkommen 
innerhalb einer Altersgruppe zwischen Männern und Frauen hat sich den- 
noch vergleichsweise wenig geändert wie wir weiter unten zeigen werden. 


2. Die Lebensverlaufsperspektive 


Dieser Beitrag kann nur kurz die wichtigsten Faktoren ansprechen, die bei 
einer Untersuchung der altersspezifischen Verteilung der Arbeitseinkom- 
men berücksichtigt werden müssen. Eine Vielzahl von Studien hat mittler- 
weile die Zusammenhänge zwischen Einkommen einerseits und Bildung, 
Berufserfahrung und Industriezweigzugehörigkeit andererseits deutlich 
gemacht (Lutz, Sengenberger 1974; Lappe 1981; Lindbeck, Snower 1986). 
Aus der Perspektive des Lebensverlaufs folgt die Unterscheidung von drei 
verschiedenen Phasen im Berufsleben und dem korrespondierenden Ein- 
kommensverlauf: I. den Berufseintritt mit einem hauptsächlich vom Qua- 
lifikationsniveau bedingten Alter und erstem Arbeitseinkommen, 2. eine 
Phase der relativ häufigen Arbeitsplatz- und Berufswechsel mit etwaigen 
Einkommensverbesserungen und 3. die Phase der Einkommensänderungen 
bei andauernder Beschäftigung auf ein und demselben Arbeitsplatz (siehe 
auch Hannan, Schömann, Blossfeld 1990). 

Bei der Analyse von Einkommensverläufen in der Längsschnittperspektive 
ist es notwendig die Bestimmungsgründe für unterschiedliche Startpositio- 
nen, d.h. Anfangseinkommen auf der ersten Arbeitsstelle zu untersuchen. 
Unterschiedliche individuelle Startchancen z. B. bedingt durch historische 
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Anfangsbedingungen haben einen bedeutsamen Einfluß auf den zukünfti- 
gen Einkommensverlauf einer Altersgruppe. Theoretische und empirische 
Erkenntnisse verlangen Arbeitseinkommen im Sinne eines individuellen 
Einkommensverlaufs zu analysieren, der sich über die Zeit hinweg entwik- 
kelt und von gesamtgesellschaftlichen Veränderungen beeinflußt wird. 
Auch die Forschungen zur Armut untersuchen verstärkt die Dynamik der 
Armutskreisläufe (Klein 1995) und Prozesse der sozialen Ausgrenzung 
(Huster 1995). In unserer Analyse verwenden wir die Daten der Lebensver- 
laufsstudie (Mayer/Brückner 1989), die in den Jahren 1981-1983 durchge- 
führt wurde. In dieser Studie wurden Männer und Frauen der Geburtsko- 
horten 1929-31, 1939-41, und 1949-51 in der Bundesrepublik Deutschland 
und West Berlin befragt‘. Diese Daten werden ergänzt durch Analysen an- 
hand des Sozio-ökonomischen Panels für die Bundesrepublik (West und 
Ost) bis zum Jahre 1992. 


Das erste Arbeitseinkommen am Berufsstart 


Die finanziellen Erträge von hohen Bildungsinvestitionen in Form von di- 
rekten Kosten, Zeitaufwendungen, oder Lohnverzicht während der Ausbil- 
dungsjahre haben sich von 1950 bis zum Jahr 1975 für Männer und Frauen 
ungefähr halbiert. Dieses Ergebnis bestätigt das Absinken der Ertragsraten 
für hohe Bildungsabschlüsse, wenn sich die Zahl der Absolventen dieser 
Abschlüsse entscheidend erhöht. Es handelt sich hierbei um einen Men- 
geneffekt, indem der »Markt für höhere Bildungsabschlüsse« mit seinen 
höheren Vergütungen für höhere Qualifikationen deutlich auf die Anzahl 
der Absolventen reagiert. In detailierten Berechnungen (Schömann 1994) 
konnte bereits gezeigt werden, daß jedes Anwachsen von Studenten an 
Hochschulen um etwa 100.000 die Anfangslöhne für Berufseinsteiger um 
ein Prozent senkt. Dabei ist daran zu erinnern, daß von 1960 mit etwa 
300.000 Studenten die Zahl der Studenten bis 1985 auf gut 1.300.000 an- 
gewachsen ist. In anderen Worten hat sich eine etwa zehnprozentige Lohn- 
senkung für Hochschulabsolventen in 1985 im Vergleich zu Absolventen 
um 1960 ergeben. 

Trotz der Tatsache, daß bereits die Anfangseinkommen am ersten Arbeits- 
platz für Frauen im Durchschnitt fast 30% geringer sind als für Männer, 
waren die Ertragsraten für hohe Bildungsabschlüsse für die wenigen 


1 Damit die Anfangseinkommen der drei verschiedenen Geburtskohorten, die zum Inter- 
viewzeitpunkt etwa 30, 40, oder 50 Jahre alt waren, intertemporal vergleichbar sind, ha- 
ben wir inflationsbedingte Veränderungen der Kaufkraft herausgerechnet und das Ein- 
kommen durch die Zahl der gearbeiteten Wochenstunden dividiert. 
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Frauen in den ersten Jahren der Nachkriegszeit, die über solche verfügten, 
doppelt so hoch. In der Nachkriegszeit war ein hoher Bildungsabschluß 
unter Frauen ein unverwechselbares Auslesekriterium. Der besonders star- 
ke Zuwachs an Frauen mit hohen Bildungsabschlüssen hat den Wert dieses 
gesellschaftlichen Filters entkräftet. Während dies zu einem Angleichen 
der ersten Arbeitseinkommen unter den Frauen verschiedener Jahrgänge 
geführt hat, kam es jedoch nicht zu einer Annäherung von Frauen- und 
Männereinkommen auch für die jüngeren Geburtskohorten. 


Einkommensverbesserung bei Arbeitsplatzwechsel 


Eine Längsschnittanalyse eröffnet auch die Möglichkeit, die weitere beruf- 
liche Entwicklung zu verfolgen und Einkommensverläufe zu beobachten”. 
Eine wichtige Rolle spielen hierbei natürlich die Aufstiegsmöglichkeiten 
innerhalb eines Betriebs und mögliche Firmen- oder Industriewechsel. 
Zumindest theoretisch können durch Arbeitsplatzwechsel falsche Anfangs- 
entscheidungen korrigiert werden, oder diskriminierende Arbeitgeber 
vermieden werden. Ein Wechsel von Arbeitnehmern zwischen Arbeitsplät- 
zen ist in jedem Fall ein bedeutender Bestimmungsfaktor für Einkommens- 
verläufe, und könnte auch Ungleichverteilungen bei Eintritt in den Ar- 
beitsmarkt während des weiteren Berufsverlaufs ausgleichen. 

Die Ergebnisse für Arbeitsplatzwechsel innerhalb und zwischen Betrieben 
zeigen, daß ein hoher Bildungsabschluß lediglich beim Berufseintritt von 
besonderer Bedeutung ist. Nach einigen Jahren im Beruf liegen den Ar- 
beitgebern offensichtlich bessere betriebsinterne Indikatoren über die Ar- 
beitsproduktivität der einzelnen Arbeiter vor. Allgemeinbildende Schulab- 
schlüsse verlieren daher ihre Bedeutung als Maßstab für Arbeitsproduktivi- 
tät. Außerdem enthalten Beschäftigungsverhältnisse meistens auch in Ta- 
rifverträgen abgesicherte Senioritätsentlohnung, die Einkommen mit zu- 
nehmendem Alter steigen läßt. 

Frauen wechseln selten ihren Arbeitsplatz innerhalb einer Firma, aber auch 
Wechsel des Arbeitsplatzes, die mit einem Wechsel des Betriebes einher- 
gehen, sind bei Frauen seltener als bei Männern. Bei Arbeitsplatzwechseln 
innerhalb aber auch zwischen Betrieben können Frauen sogar größere Ein- 
kommenssprünge realisieren als Männer. Derartig »gewinnbringende« 
Wechsel sind aber bei Frauen seltener zu beobachten als bei Männern. Eine 
mögliche Ursache für das Fortbestehen von erheblichen Einkommensunter- 


2 Bei den Einkommensänderung bei Arbeitsplatzwechseln haben wir eine abhängige Va- 
riable berechnet, die das Anfangseinkommen auf dem neuen Arbeitsplatz zum Endein- 
kommen auf dem vorherigen Arbeitsplatz ins Verhältnis setzt. Die Kovariablen bestehen 
nun aus den Charakteristika der beiden Arbeitsplätze, d. h. des Herkunftsarbeitsplatzes 
und des nachfolgenden Arbeitsplatzes. 
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schieden zwischen Frauen und Männern besteht darin, daß Frauen in späte- 
ren Phasen des Berufsverlaufs seltener den Arbeitgeber wechseln, um ihr 
Einkommen zu verbessern, wenn beide Ehepartner berufstätig sind. Auch 
andere familiär bedingte »constraints« wie Erziehungstätigkeiten oder 
häusliche Pflege bedeuteten Einkommenseinbußen für ältere Frauen. Zur 
Verringerung derartiger Einkommensdisparitäten zwischen jüngeren Män- 
nern und Frauen sollten diese »constraints« oder Mobilitätshemmnisse ge- 
zielt abgebaut werden. 

Der erste Wechsel des Arbeitsplatzes, soweit er mit einem Wechsel des 
Betriebes einhergeht, bringt überdurchschnittliches Einkommenswachstum. 
Kommt es von Seiten des Bewerbers zu einer Fehlentscheidung über das 
erste Arbeitsverhältnis, so Kann diese Entscheidung später korrigiert wer- 
den und empirisch ergibt sich ein deutlicher Anstieg des Arbeitseinkom- 
mens beim Wechsel falls eine bessere Übereinstimmung von Erwartungen 
an den Arbeitsplatz und vom Arbeitgeber benötigten Qualifikationen vor- 
liegt. Durch den Wechsel in einen großen Betrieb, oder auch in eine quali- 
fizierte Tätigkeit, können Frauen aller Altersgruppen die vorhandene Ein- 
kommensungleichheit reduzieren. Besonders die Wechsel aus dem ersten 
Arbeitsverhältnis führen für die noch relativ unerfahrenen Arbeitnehmer zu 
finanziellen Verbesserungen. 


Einkommenswachstum bei dauerhafter Beschäftigung 


Selbst bei Konstanthalten von Merkmalen wie Alter und Berufserfahrung 
zeigt sich, daß Männer und Frauen mit gleicher Ausbildungsdauer und 
gleicher Beschäftigungsdauer ein unterschiedliches Einkommenswachstum 
haben. Diese Ergebnisse (Schömann 1994) geben deutliche Hinweise auf 
eine Diskriminierung von Frauen bei längeren Beschäftigungsverhältnis- 
sen, sei es in direkter Form von Einkommensdiskriminierung, oder durch 
das Einstellen von Frauen mit gleicher Ausbildung wie Männer auf inner- 
betrieblichen Sackgassenpositionen. Bildung funktioniert als Filter bei der 
Ersteinstellung für Männer und Frauen für dauerhaftere Arbeitsverhältnis- 
se. Es ist aber auffallend, daß Bildung als Filter für unterschiedliche be- 
triebsinterne Karrieren benutzt wird. Erste Untersuchungen mit neueren 
Daten zeigen, daß sich für jüngere Geburtskohorten wenig geändert hat 
(Schömann, Kruppe 1993). 

Das Einkommenswachstum auf dem ersten Arbeitsplatz ist besonders hoch. 
Die Insider-Outsidertheorie (Lindbeck, Snower 1986) sieht darin die Prä- 
mie für den Übergang vom Outsider zum Insider. Die noch schwache Ver- 
handlungsposition der jungen Berufseinsteiger wandelt sich durch rasch 
zunehmende Kenntnis firmenspezifischer Abläufe in eine stärkere 
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Verhandlungsposition, die auch eine »Insiderprämie« nach sich zieht. Ein 
entsprechend stark wachsendes Einkommensprofil auf dem ersten Ar- 
beitsplatz beschreibt somit den Wechsel zum Insider. 

Eine höhere Ausbildung ist für Frauen zu einer notwendigen Vorausset- 
zung beim Eintritt in das Berufsleben geworden. Das Gleichziehen bei den 
Bildungsabschlüssen hat aber nicht zur Folge gehabt, daß auch das Ein- 
kommenswachstum auf einem Arbeitsplatz dem der Männer entspricht. Die 
Bedeutung einer hohen Ausbildung für die Höhe des Anfangseinkommens 
ist bei Frauen größer als bei Männern. Höhere Bildungsabschlüsse führen 
bei Männern zu einem steileren Anstieg des Arbeitseinkommens. Dar- 
überhinaus fällt auf, daß Männer ein zusätzliches Einkommenswachstum 
durch längere Verweildauern auf ein und demselben Arbeitsplatz erfahren. 
Es sind gerade die durchschnittlich und höher ausgebildeten Frauen in lang 
andauernden Beschäftigungsverhältnissen, die im Vergleich zu Männern 
besondere Einkommensnachteile haben. 


3. Segmentierung beim Berufseintritt 


Die Variante des Segmentationsansatzes, die für unsere Analysen von be- 
sonderer Bedeutung ist, geht auf die von Doeringer und Piore (1971) for- 
mulierte technologische Differenzierung der Produktionsbereiche zurück. 
Doeringer und Piore behaupten, daß Benachteiligungen von bestimmten 
Gruppen von Arbeitern auf dem Arbeitsmarkt, beispielsweise Frauen und 
ethnischen Minderheiten, aber auch von neu in den Arbeitsmarkt kommen- 
den Altersgruppen, durchaus von dauerhaftem Charakter sein können, und 
nicht, wie seitens der Humankapitaltradition argumentiert wird, nur von 
vorübergehender Natur sind. Institutionelle Gesichtspunkte wie die Dis- 
kriminierung am Arbeitsplatz, die Zuweisung an bestimmte Arbeitsplätze, 
eine Monopolstellung von Firmen als Nachfrager von bestimmten Qualifi- 
kationen auf dem Arbeitsmarkt, werden von der Segmentationstheorie als 
Erklärung dieser Erscheinungen angeführt (Stinchcombe 1979). Der Wech- 
sel zwischen den einzelnen Segmenten ist ein eher seltenes Ereignis. Dazu 
gehört z.B. die Männerdominanz in einzelnen Industriezweigen (Lappe 
1981, Schömann 1994), oder überhöhte, den Arbeitsplatzanforderungen 
nicht entsprechende, Qualifikationsanforderungen. 

Industriesegmente sowie der Frauenanteil in einem Industriezweig spielen 
bei der Erklärung der Höhe des Anfangseinkommens eine bedeutende 
Rolle. Männer die in Handwerksbetrieben wie dem Bau-, Kfz, Elektro- und 
Metallgewerbe und solche, die in den kapitalintensiven Branchen wie 
Kohle, Stahl, Chemie und dem Energiebereich ihren ersten Arbeitsplatz 
finden, haben signifikant höhere Anfangsverdienste als ihre Kollegen mit 
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gleicher Ausbildung und gleichem Alter in anderen Wirtschaftszweigen. 
Frauen, die im primärwirtschaftlichen Sektor beschäftigt sind, und auch je- 
ne in professionellen Wirtschaftszweigen wie dem Gesundheits- und Bil- 
dungswesen haben signifikant niedrigere Anfangseinkommen. Gleichzeitig 
ist der Anteil von Frauen in diesen sie schlechter bezahlenden Wirtschafts- 
zweigen besonders hoch. 

Die in Anlehnung an Stinchcombe (1979) gewählte Form der Arbeits- 
marktsegmentierung erweist sich bedeutsam für die Erklärung der ge- 
schlechtsspezifischen Unterschiede in Arbeitseinkommen beim Eintritt in 
das Berufsleben. Der Berufsbeginn in einem Industriesegment, der teilwei- 
se durch die absolvierte Berufsausbildung vorbestimmt ist, setzt Frauen auf 
eindeutig schlechtere Startpositionen für den nachfolgenden Einkommens- 
verlauf. In Industriesegmenten, in denen wenig Frauen arbeiten, werden 
besonders hohe Anfangseinkommen bezahlt. Industriesegmente mit den 
niedrigsten Anfangslöhnen haben hingegen den höchsten Anteil an Frauen 
unter ihren Beschäftigten. Analysiert man Einkommensveränderungen bei 
Arbeitsplatzwechsel innerhalb eines Betriebes kehrt sich der skizzierte 
Einfluß der Arbeitsmarktsegmentation auf das Anfangsgehalt bzw. den An- 
fangslohn nahezu um. Hohe Anfangsgehälter in einem Industriesegment 
bedeuten auch geringeres Einkommenswachstum bei Tätigkeitswechseln 
innerhalb eines Betriebes. Die bei Berufseintritt beobachtete industrielle 
Segmentierung, die Frauen stark benachteiligt, wird durch höheren Ein- 
kommensanstieg bei Arbeitsplatzwechsel innerhalb desselben Betriebes 
etwas kompensiert. 


4. Arbeitslosigkeit als Disziplinierungsinstrument 


Ein hohes gesamtwirtschaftliches Arbeitslosigkeitsniveau (Shapiro und 
Stiglitz 1984) hat bei Männern zur Folge, daß sie seltener ein Arbeitsplatz- 
rısiko auf einer neuen Arbeitsstelle in Kauf nehmen (Probezeit), um Ein- 
kommenssprünge zu realisieren. Höhere Arbeitslosenquoten vermindern 
somit die Risikofreudigkeit von männlichen Arbeitnehmern durch häufige 
Firmenwechsel ein höheres Arbeitseinkommen zu erreichen. Da weniger 
günstige Stellenangebote ın anderen Firmen oder Sektoren existieren, hat 
der einzelne Arbeitnehmer auch firmenintern eine schwächere Lohnver- 
handlungsposition. Es kommt so zu einem »disziplinierten« Verhalten von 
Arbeitnehmern in Lohnverhandlungen (Shapiro und Stiglitz 1984). Die 
Folge davon ist ein langsameres gesamtwirtschaftliches Lohnwachstum. 
Höhere Arbeitslosigkeit funktioniert also als »worker discipline device« 
sozusagen als Disziplinierungsinstrument. 
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Für Frauen, die weniger Bereitschaft zur Mobilität mit dem Ziel der Ma- 
ximierung des Einkommens zeigen, finden wir hingegen einen Einfluß der 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitslosenquote auf das Lohnwachstum auf ein 
und demselben Arbeitsplatz, was einen bedeutenden Unterschied zu den 
Männern ausmacht. Während das Lohnwachstum auf ein und demselben 
Arbeitsplatz für Männer von den kurzfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen abgeschottet ist, profitieren Frauen nicht von diesem 
Insidervorteil. Ein Überangebot von Arbeitskräften hat dadurch unmittelba- 
ren Einfluß auf das Einkommenswachstum von Frauen, während der Effekt 
für Männer eher von indirekter Natur ist. Vereinfachend ausgedrückt be- 
sagt dieses Ergebnis, ein Heer von Arbeitslosen, ein Anwachsen der Er- 
werbsbeteiligung von Frauen, größere in den Arbeitsmarkt eintretende Ge- 
burtskohorten, eventuell auch Zuwanderung und andere die gesamtwirt- 
schaftliche Arbeitslosigkeit erhöhende Faktoren haben unmittelbar das 
Einkommenswachstum verlangsamende Folgen für Frauen. Auch für jün- 
gere, neu in den Arbeitsmarkt eintretende Frauen hat sich bisher wenig an 
diesen Prozessen verändert. 


5. Die Altersselektivität der Deregulierung von Arbeitsverhältnissen 


In den vergangenen Jahren änderten die meisten Mitgliedsstaaten der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft ihre Regulierungen von befristeten Arbeitsver- 
trägen. Die meisten Länder erleichterten dabei die Möglichkeit, Arbeit- 
nehmer für eine befristete Zeit einzustellen. Nach der Beendigung eines be- 
fristeten Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitgeber keine weiteren gesetzli- 
chen Verpflichtungen dem Arbeitnehmer gegenüber, wie sie bei einem un- 
befristeten Arbeitsverhältnis aus Kündigungsschutz oder Entlassungs- 
Regulierungen entstehen würden. Hauptziel der Deregulierung ist die Fle- 
xibilisierung des Arbeitsmarkts in der Hoffnung, daß eine höhere Flexibili- 
tät einen positiven Nettobeschäftigungseffekt mit sich bringt und so die 
Arbeitslosigkeit gemindert werden kann. Gleichzeitig wird befristeter Be- 
schäftigung eine Brückenfunktion in den Arbeitsmarkt besonders für be- 
nachteiligte Gruppen zugeschrieben. Ein solches befristetes Arbeitsver- 
hältnis könnte als verlängerte Probezeit fungieren, in der die Qualifikation 
und Eignung von Langzeitarbeitslosen für den Arbeitgeber überprüft wer- 
den kann, bevor ein unbefristetes Vertragsverhältnis eingegangen wird. 
Argumente für eine (Re-)Regulierung stellen oft die prekäre Beschäfti- 
gungssituation der Arbeitnehmer in den Vordergrund, die einer unsicheren 
Arbeitszukunft entgegen blicken. Auch wird die Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze bezweifelt und von einer reinen Substitution befristeter durch 
unbefristete Arbeitsverträge ausgegangen. 
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In der Bundesrepublik Deutschland wurde 1985 das Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz (BeschFG) verabschiedet, welches bis zum Jahr 2000 verlän- 
gert wurde. Bis dahin konnten befristete Arbeitsverträge nur aufgrund einer 
sachlichen Begründung (Aushilfen bei Produktionsspitzen, Vertretungen, 
Saisonarbeit etc.) abgeschlossen werden. Das Beschäftigungsförderungsge- 
setz eröffnete zusätzlich zur bisherigen Regulierung die Möglichkeit, bis zu 
einer Vertragshöchstdauer von 18 Monaten ohne Angabe von Gründen be- 
fristet einzustellen. Die Ergebnisse von multivariaten Analysen (Schömann 
und Kruppe 1993) zeigen, daß im chronologischen Ablauf die Selektion 
der Höher-Qualifizierten in befristete Beschäftigung stetig abgenommen 
hat. Dies bedeutet auf der anderen Seite, daß seit der Einführung des Be- 
schäftigungsförderungsgesetzes immer mehr Niedrig-Qualifizierte eine be- 
fristete Beschäftigung aufgenommen haben. Befristungen sind also beson- 
ders häufig im Rahmen von Beschäftigung, die nur geringe Qualifikationen 
voraussetzt mit Ausnahme des Schul- und Hochschulbereichs. 

Wir beobachten in Deutschland seit 1985 eine konstante Abnahme des 
Anteils älterer Arbeitnehmer mit befristetem Arbeitsvertrag, in Ostdeutsch- 
land (seit 1990) sogar noch ausgeprägter als in Westdeutschland. Junge 
Arbeitnehmer werden verstärkt für eine »verlängerte Probezeit« eingestellt. 
Ihre erste Beschäftigung ist mit hoher Wahrscheinlichkeit befristet, und 
erst mit zunehmendem Alter bzw. zunehmender Berufserfahrung nimmt 
dieses Risiko des prekären Einstiegs in den Arbeitsmarkt ab. In einem 
mittleren Alter ist das Risiko für eine Befristung am geringsten und nimmt 
erst in hohem Alter wieder zu. Das hohe Risiko einer Befristung nach dem 
Abschluß einer Ausbildung trifft Männer und Frauen gleichermaßen, eben- 
falls das Verschwinden dieses Effekts im anfänglichen Vereinigungsauf- 
schwung der westdeutschen Wirtschaft. Diese Altersselektivität verdeut- 
licht die nur marginale Verbindung von jungen »Einsteigern« und älteren 
»Aussteigern« zum Arbeitsmarkt. Sie nehmen zunehmend die undankbare 
Funktion von »Puffern« des Beschäftigungsvolumens ein. 

Wenn aber befristete Beschäftigung von Arbeitnehmern als Arbeitsplätze 
»zweiter Wahl« mit niedrigerem Einkommen, kaum Aufstiegschancen und 
keinen Weiterbildungsmöglichkeiten wahrgenommen wird, so müßten Ar- 
beitnehmer mit Berufen oder in Industriesektoren mit starker Arbeitskräfte- 
Nachfrage dazu tendieren, das Angebot eines solchen Arbeitsvertrags 
durch den Arbeitgeber abzulehnen. Folglich findet man in Industriesekto- 
ren oder auch nur in bestimmten Berufen innerhalb des Sektors, in denen es 
einen Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern gibt, auch weniger befristete 
Beschäftigungsverhältnisse: in der Eisen-, Stahl- und Chemischen Industrie 
genauso wie im Baugewerbe und im Elektrischen Anlagenbau. Auffallend 
ist, daß der öffentliche Dienst und die ihm nahestehenden, ebenfalls büro- 
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kratisch organisierten Wirtschaftsbereiche ihre Befristungen ausgeweitet 
haben, während fast alle anderen Industrien die Wahrscheinlichkeit, befri- 
stet zu beschäftigen, im Laufe der Zeit reduziert haben. 

Bei gleicher Bildung, gleichem Alter, gleichem Industriesegment und glei- 
cher Arbeitserfahrung bzw. Betriebszugehörigkeit zeigt sich, daß befristet 
Beschäftigte einen um 10 Prozent niedrigeren Nettostundenlohn erhalten 
als ihre unbefristet beschäftigen Kollegen. Insgesamt tragen Frauen ein hö- 
heres Befristungsrisiko als Männer. Darüber hinaus werden sie auch noch 
schlechter bezahlt. Rangieren in der Einkommenshöhe an erster Stelle älte- 
re Männer mit unbefristeten Arbeitsverträgen und liegen ihre jüngeren be- 
fristeten Kollegen mit einem um 13 Prozent niedrigeren Einkommen hinter 
ihnen, so sind sie immer noch besser gestellt als unbefristet beschäftigte 
Frauen, die ein um weitere 17 Prozent niedrigeres Einkommen erzielen. 
Mit einem um weitere 9 Prozent niedrigeren Einkommen bilden deren be- 
fristeten Kolleginnen das untere Ende der Skala. Daß die Differenz bei den 
Frauen untereinander »nur« 9 Prozent (gegenüber 13 Prozent bei den Män- 
nern) beträgt, hängt allerdings auch damit zusammen, daß eine bestimmte 
tariflich festgelegte Mindestgrenze nicht unterschritten werden kann. 


6. Fazit 


Für die Bundesrepublik bestätigte sich die Segregation von älteren und 
auch jüngeren Frauen in bestimmte Berufe, und besonders die Konzentrati- 
on von Frauen in bestimmten Wirtschaftssegmenten beim Eintritt in das 
Berufsleben. Dies wirkt sich unmittelbar nachteilig auf ihre Arbeitsein- 
kommen aus. Die Angleichung der Bildungschancen zwischen den Ge- 
schlechtern hat ebenfalls nicht den gewünschten Effekt im Hinblick auf ei- 
ne Angleichung der Einkommenshöhe und der Einkommenswachstumsra- 
ten von Männern und Frauen erbracht. Hinzu kommt, daß jüngere Alters- 
gruppen verstärkt die Auswirkungen des starken Anwachsens der Absol- 
venten höherer Bildungsniveaus auf ihre individuell erzielbaren Arbeit- 
seinkommen erfahren. Nicht nur größere Mengen von Arbeitslosen, son- 
dern auch größere Jahrgänge von Ausbildungsabsolventen haben eine 
lohnsenkende Wirkung auf die neu in das Erwerbsleben eintretenden Al- 
tersgruppen. 

Daß die Ausbildungsdauer keine Auswirkung auf das Einkommenswachs- 
tum bei Frauen hat, kann nicht mehr nur mit beruflicher Segregation erklärt 
werden. Frauen werden im Arbeitsprozeß auch dadurch diskriminiert, daß 
sie weitgehend nur Zugang zu solchen Arbeitsplätzen haben, auf denen mit 
einem geringeren langfristigen Einkommenswachstum zu rechnen ist. 
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Auch der öffentliche Dienst mit seinem verstärkten Rückgriff auf befristete 
Beschäftigung hebt sich nicht von diesem Gesamtbild der Wirtschafts- 
zweige ab. 

Die Lebensverlaufsperspektive hat verdeutlicht, daß das Rufen nach noch 
mehr und noch besserer Ausbildung für jüngere Frauen nicht die ge- 
wünschte Wirkung auf die Angleichung der Arbeitseinkommen erbracht 
hat. Auch für einen Vergleich der Einkommen zwischen jungen und älteren 
Altersgruppen ist festzuhalten, daß höhere Bildungsabschlüsse heute umso 
mehr eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende, Anfangsbedingung 
für das Angleichen der Arbeitseinkommen zwischen den Altersgruppen 
und innerhalb der Altersgruppen darstellen. Die Disziplinierungsfunktion 
von hoher Arbeitslosigkeit macht sich bei verallgemeinerter Beschäfti- 
gungsunsicherheit, die jetzt auch die Schichten der Führungskräfte erreicht, 
besonders beim beschwerlichen und nur schrittweise erfolgenden Übergang 
in das Erwerbsleben bemerkbar. 
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Arbeitslosigkeit und Einkommensverteilung 
Die Kosten des Arbeitsplatzverlustes als 
Lohnregulationsmechanismus 


Im folgenden wollen wir das Konzept der »Kosten des Arbeitsplatzverlu- 
stes« (KAV) zunächst in seinen theoretischen Bezügen vorstellen und dann 
empirische Befunde zur Entwicklung der KAV in der Bundesrepublik prä- 
sentieren. Unsere Absicht ist dabei, die schwierige Analyse der Ursachen 
von Verschiebungen der Einkommensverteilung mit Überlegungen anzu- 
gehen, die beim Arbeitsprozeß und seiner Kontrolle unter kapitalistischen 
Bedingungen ansetzen und die Rolle sozialstaatlicher Sicherungssysteme 
mit einbeziehen. Den theoretischen Bezugsrahmen des »social structure of 
accumulation«-Ansatzes, in dem das Konzept der KAV eine tragende Rolle 
spielt, entnehmen wir diversen Arbeiten amerikanischer Ökonomen, die 
sich zu den »radicals« rechnen'. Die empirischen Befunde für die Bundes- 
republik sind ausführlicher dargelegt in McArthur (1995).? 


1. Theorie 


»Social structure of accumulation« soll vor allem signalisieren, daß in die- 
sem Ansatz der Wirtschaftsprozeß und seine Entwicklung nicht als Ergeb- 
nisse einer mehr oder weniger mechanisch gedachten Kombination von 
Produktionsfaktoren unter variablen technischen und demographischen 
Bedingungen gedacht werden sollen: Der Akkumulationsprozeß findet 
nicht in einem fixen institutionellen Rahmen statt. Veränderungen im 
Rechtssystem, in den Formen der Organisation, im Modus der Austragung 
von Verteilungskonflikten haben große Bedeutung für den Verlauf der 
Wirtschaftsentwicklung. Es macht z. B. einen großen Unterschied, inwie- 
weit und wie die abhängig Beschäftigten gewerkschaftlich organisiert sind, 
ob es korporatistische Arrangements zur Konfliktregulierung gibt, wie das 


1 Bowles, Schor (1987); Bowles, Gordon, Weisskopf (1990); Bowles, Gintis (1990), Bow- 
les, Boyer (1990), Gordon (1992); Weisskopf, Bowles, Gordon (1983). 
2 Wir danken Christoph Schmitt für die Unterstützung bei statistischen Berechnungen. 
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Streikrecht gestaltet ist. Im »Social structure of accumulation«-Ansatz wird 
versucht, bestimmte historische Ausprägungen des institutionellen Rah- 
mens und Phasen der Wirtschaftsentwicklung in den USA aufeinander zu 
beziehen (Bowles, Gordon, Weisskopf 1989). Ob man diese Zuordnung 
mit einer These über lange Wellen der Wirtschaftsentwicklung verbinden 
will (Gordon 1985) oder nicht, ist dabei eher sekundär. Natürlich lassen 
sich die für die USA ausgearbeiteten Zuordnungen für die Bundesrepublik 
nicht übernehmen, weil deren institutioneller Rahmen in vieler Hinsicht 
anders ist. Aber prinzipiell läßt sich mit dem im »social structure of accu- 
mulation«-Ansatz entwickelten Ordnungsraster, der Unterscheidung von 
»capital-labor«-, »capital-citizen«-, »capital-capital«-Strukturen, auch die 
bundesrepublikanische Wirtschaftsentwicklung darstellen. Im folgenden 
interessiert uns jedoch hauptsächlich ein Aspekt der Theorie: die Thesen 
zur Rolle der Kosten des Arbeitsplatzverlustes in der Regulation der Lohn- 
arbeit. Mit diesem Konzept wird ein Zusammenhang zwischen Arbeitslo- 
sigkeit, der Einkommensverteilung und der Kontrolle des kapitalistisch or- 
ganisierten Arbeitsprozesses hergestellt. 

Arbeit - so lautet die mikroökonomische Grundthese des Ansatzes - ist 
nichts, was man einfach kaufen kann. Ein kapitalistischer Unternehmer 
kauft die Disposition über Arbeitskräfte. Wieviel effektive Arbeit er aus 
diesem Arbeitspotential herausziehen kann, ist Gegenstand eines Interes- 
senkonflikts zwischen Käufer und Verkäuferin von Arbeitskraft. Deshalb 
handelt es sich beim Arbeitsvertrag um einen Fall von »contested exchan- 
ge«: die Vertragseinhaltung ist nicht - wie beim normalen Tausch auf 
Märkten - durch äußere Instanzen (vor allem Justiz und Polizei) sanktio- 
nierbar. Als funktionales Äquivalent zur äußeren Kontrolle? dient beim Ar- 
beitsvertrag der Mechanismus der bedingten Erneuerung (»contingent re- 
newal«), d. h. die Vertragserneuerung hängt von der Vertragserfüllung ab. 
(Bowles, Gintis 1990) Allerdings besteht hinsichtlich der Vertragserfüllung 
ein Informationsproblem. Ob die Arbeiterinnen (jeweils individuell) mit 
der vereinbarten Intensität arbeiten, läßt sich nur durch Kontrollen 
feststellen. Kontrollen sind nicht kostenfrei. So entsteht ein Abwägungs- 
problem für das Unternehmen zwischen dem Aufwand an Kontrollkosten 
und dem Ertrag der zusätzlichen Arbeitsleistung. Außerdem muß der Kon- 


3 Es gibt selbstverständlich auch Mechanismen der Verhaltenskontrolle, die über internali- 
sierte Normen und Ähnliches wirken. Das durchschnittliche Niveau der freiwilligen Lei- 
stungsbereitschaft ist sicherlich je nach (nationaler oder regionaler) Tradition, Wirt- 
schaftsethik, Unternehmens»kultur«, Arbeitsinhalt usw. verschieden. Hier interessiert je- 
doch der Konfliktfall, der eintritt, wenn von Unternehmerseite, wie es die Gewinnmaxi- 
mierung verlangt, mehr als das gefordert wird, was die Arbeiter freiwillig zu leisten bereit 
sind. Vgl. Berger (1995) für eine Gegenüberstellung von internalisierten Normen und äu- 
Beren Sanktionen als Mittel der Kontrolle des Arbeitsprozesses. 
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trollbefund Konsequenzen haben. »Contingent renewal« heißt in diesem 
Zusammenhang: Der Arbeitsvertrag wird nur verlängert oder erneuert, 
wenn die paktierte Leistung erbracht wurde. Die Einhaltung des Arbeits- 
vertrags wird in letzter Instanz durch die Entlassungsdrohung erzwungen. 
Die Entlassungsdrohung ist unterschiedlich wirksam. Sie ist umso wirksa- 
mer, je höher aufgrund von Kontrollen das Risiko ist, am Arbeitsplatz als 
Drückeberger ertappt zu werden, je wahrscheinlicher auf das Ertapptwer- 
den die Entlassung folgt und je mehr der Arbeitsplatzverlust mit einem (vor 
allem als Finkommensverlust eintretenden) Wohlfahrtsverlust bestraft 
wird. Die Wirksamkeit der Entlassungsdrohung hängt also letztlich davon 
ab, welche Alternativen zum gegenwärtigen Beschäftigungsverhältnis dem 
Verkäufer von Arbeitskraft für die ökonomische Reproduktion offenstehen. 
Die möglichen Alternativen lassen sich in ein Kosten-Nutzen-Kalkül über- 
setzen, in dem der Einkommensverlust durch den (bei festgestellter Nied- 
rigleistung erzwungenen oder angedrohten) Arbeitsplatzwechsel gegen die 
»Kosten« zusätzlicher Arbeitsanstrengung abgewogen wird. 

Ein analoges Kalkül gilt für die Unternehmerseite: die Kontrollkosten wer- 
den gegen den Ertrag der erhöhten Arbeitsleistungen pro Lohneinheit ab- 
gewogen. Der einzelne Unternehmer kann sowohl die Kontrolldichte vari- 
ieren als auch die Kosten des Arbeitsplatzverlustes (KAV), letztere aller- 
dings nicht nach Belieben, sondern nur insoweit er mittels des ausgehandel- 
ten Nominallohnniveaus der Beschäftigten die »Fallhöhe« bei Entlassung 
bestimmen kann. Das Unternehmen bestimmt also das Einkommensniveau, 
von dem aus ein Entlassener »fällt«, aber nicht das Niveau, auf das er fällt. 
Die Festlegung des erwarteten Sockelbetrags, auf den das Einkommen der 
Entlassenen (im Durchschnitt) fällt, liegt jenseits der Handlungsmöglich- 
keiten des Einzelunternehmens. 

Welche Faktoren bestimmen die Höhe dieses Sockelbetrags? Abgesehen 
von individuellen Merkmalen (Familieneinkommen, -vermögen, Qualifi- 
kation, Mobilitätschancen) sind vor allem folgende Makrovariablen wich- 
tig: a) die (u. U. segmentspezifische) Arbeitslosenrate, die zusammen mit 
der durchschnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit in grober Näherung be- 
stimmt, in welcher Frist mit welcher Wahrscheinlichkeit die Arbeitskraft 
anderweitig verkäuflich ist; b) die weitgehend sozialpolitisch bestimmten 
Einkommensersatzraten bei Arbeitslosigkeit, also vor allem Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung, aber auch Leistungen wie Wohngeld und Sozi- 
alhilfe. Die Kosten des Arbeitsplatzverlustes ergeben sich dann als Diffe- 
renz zwischen dem gegenwärtigen Lohn w und dem mit der jeweiligen 
Eintrittswahrscheinlichkeit h gewichteten erwarteten Lohn bei Wiederbe- 
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schäftigung auf einem anderen Arbeitsplatz wa' bzw. dem erwarteten 
Lohnersatzeinkommen bei Arbeitslosigkeit wu: 


KAV = w-(hw, + (1-h)wy) 


Je höher die Arbeitslosigkeit und ihre durchschnittliche Dauer, um so ge- 
ringer ist die Wahrscheinlichkeit, umstandslos einen neuen Arbeitsplatz zu 
finden, umso wahrscheinlicher ist man auf Lohnersatzeinkommen ange- 
wiesen. An dieser Stelle kommt - zumindest in der nordwesteuropäischen 
Variante des modernen Kapitalismus - der Sozialstaat ins Spiel. Die KAV 
können im wesentlichen in zweifacher Weise durch Politik mitbestimmt 
werden. Durch Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik wird die Wahr- 
scheinlichkeit beeinflußt, bei Arbeitsplatzverlust einen neuen Arbeitsplatz 
zu finden. Durch die Arbeitslosenversicherungs- (und nachgeordnete Sco- 
zial-Jleistungen wird das Niveau von w,, bestimmt. 

Die KAV sollen also als synthetisches Maß die wirtschaftliche Situation 
der abhängig Beschäftigten in der Weise ausdrücken, daß sie über deren 
Chancen Auskunft geben, den Arbeitsvertrag nach eigenen Interessen aus- 
zulegen, d. h. vor allem die Arbeitsanstrengung nach eigenen Präferenzen 
zu variieren und sich gegenläufigen Anweisungen der Unternehmen »straf- 
los« zu entziehen. Je höher die KAV, um so mehr stehen die abhängig Be- 
schäftigten unter Druck, Konflikte um Löhne und Arbeitsbedingungen 
möglichst zu vermeiden, um so schwächer ist ihre Position im Verteilungs- 
konflikt.’ 

Um die mit dem Index KAV verbundene Intention zu verstehen, stellt man 
sich am besten eine Vollbeschäftigungssituation vor: Bei Vollbeschäfti- 
gung finden Arbeitsplatzwechsel - auch nach einer Entlassung - in der Re- 
gel zügig und ohne Einkommensverluste statt. Die KAV sind minimal. 
Deshalb ist bei Vollbeschäftigung die Entlassungsdrohung, soweit es um 
ihre ökonomischen® Auswirkungen geht, als Disziplinierungsmittel relativ 
wirkungslos. Damit wird es für die Unternehmen schwieriger, rentabili- 
tätsmaximierende Arbeitsbedingungen gegen die Interessen der Lohnab- 
hängigen durchzusetzen. Die Vollbeschäftigungssituation wird in der Wei- 


4 Wie sich wa zu w verhält, hängt von einer ganzen Reihe von Faktoren ab: Qualifikation, 
Strukturwandel, Zumutbarkeitsregelungen usw. 

5  Weisskopf et al. (1983) zeigen für die USA, daß die Wachstumsrate der KAV einen si- 
gnifikanten positiven Effekt auf die Wachstumsrate der durchschnittlichen Arbeitspro- 
duktivität hat. Die KAV variieren positiv mit der Arbeitslosenrate und negativ mit dem 
Ausmaß, in dem Arbeiter vor den wirtschaftlichen Konsequenzen der Arbeitslosigkeit 
durch staatliche Einkommensersatzleistungen geschützt sind. 

6 Auch bei der Entlassung gibt es natürlich eine moralische Komponente, z. B. wenn es als 
eine Schande gilt, »gefeuert« zu werden. 
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se verlassen, daß Unternehmen an ihre Beschäftigten höhere als die markt- 
räumenden Gleichgewichtslöhne zahlen. Das ist dann im Interesse der Un- 
ternehmen, wenn sie durch höhere Löhne Probleme der Kontrolle des Ar- 
beitsprozesses lösen, Informationsasymmetrien überwinden, arbeitsplatz- 
spezifische Qualifikationen Konservieren können. Durch die über das 
Markträumungsniveau gehobenen Löhne entsteht (als nicht-intendierte Ne- 
benfolge) ein überschüssiges Angebot an Arbeitskräften, sprich Arbeitslo- 
sigkeit. Zugleich steigen für die Beschäftigten die Kosten des Arbeitsplatz- 
verlustes. Die Entlassungsdrohung wird aus dem doppelten Grund wirk- 
sam, daß durch die höheren Löhne für die Beschäftigten die »Fallhöhe« bei 
Entlassung wächst und durch die bestehende Arbeitslosigkeit die Wahr- 
scheinlichkeit sinkt, schnell und umstandslos eine neue Anstellung zu fin- 
den. 

Unternehmen können also von politisch bestimmten Faktoren der Fallhöhe 
bei Arbeitsplatzverlust als gegebenen Größen ausgehen und die KAV da- 
durch beeinflussen, daß sie den Abstand zu den sozialstaatlichen Einkom- 
mensersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit durch die mit dem Arbeitsvertrag 
festgesetzte Lohnbildung variieren. Ceteris paribus werden die KAV er- 
höht, wenn das Unternehmen den Lohn erhöht. Für den Unternehmer gibt 
es dann ein Optimierungskalkül, in dem mögliche Leistungsgewinne durch 
Disziplinierung der Arbeitskräfte mittels der Entlassungsdrohung gegen 
zusätzliche Lohnkosten (und diese gegen zusätzliche Kontrollkosten) ab- 
gewogen werden. 

Der Sozialstaat beeinflußt über die Festsetzung des sozialpolitisch gewähr- 
leisteten Alternativeinkommens bei Arbeitslosigkeit und über die beschäf- 
tigungspolitische Einflußnahme auf das Niveau der Arbeitslosigkeit die 
Konfliktintensität und den Konfliktaustragungsmodus auf dem Arbeits- 
markt und im Arbeitsprozeß und damit beeinflußt er auch die Einkom- 
mensverteilung. 

Diese Überlegungen deuten auf die Möglichkeit’ eines recht subtilen Zu- 
sammenspiels zwischen Unternehmen und Staat im Verteilungskonflikt 
zwischen Löhnen und Gewinnen hin: Wenn der Abstand zwischen Löhnen 
und Lohnersatzeinkommen bei bestehender Arbeitslosigkeit durch politi- 
sche Entscheidungen vergrößert wird, läßt sich für die Unternehmen auf 
»kostengünstige« Weise eine gewinnträchtige Verschärfung der Arbeits- 


7 Um zu erklären, wie aus dieser Möglichkeit eine Wirklichkeit wird, müssen die politi- 
schen Interessen bestimmt werden, die dazu führen, daß sich politische Akteure primär an 
Unternehmerinteressen orientieren. Wenn Politiker an Machterwerb und Machterhalt in- 
teressiert und dazu auf Wahlerfolge angewiesen sind, ist diese Erklärung nicht einfach, 
insoweit die Majorität der Wähler ihr Einkommen hauptsächlich aus (aktueller oder ver- 
gangener) abhängiger Beschäftigung bezieht. 
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bedingungen erzeugen, auch wenn die Arbeitslosen nicht lIohndämpfend 
mit den Beschäftigten um Arbeitsplätze konkurrieren können®. Wenn der 
Staat also auf die finanziellen Belastungen der öffentlichen Haushalte 
durch Arbeitslosigkeit so reagiert, daß er die Lohnersatzleistungen absenkt, 
greift er nolens volens auf indirekte Weise in den Verteilungskonflikt ein. 
Das Absenken der Lohnersatzquote erzeugt einen Sogeffekt (Ganßmann 
1990) auf die Löhne der Beschäftigten. Sobald dieser Effekt eintritt, ent- 
steht wegen der (relativ) sinkenden Löhne und ihrer Annäherung an die 
sozialstaatlich gewährten Lohnersatzeinkommen der Arbeitslosen der An- 
laß, über das »Lohnabstandsgebot« zu debattieren. Angeblich sind die An- 
reize zur Arbeitsaufnahme zu gering. Da die Staatskassen leer, die Arbeits- 
losigkeit hoch, das wirtschaftliche Aktivitätsniveau niedrig sind, wird der 
Abstand zu den Löhnen nicht über deren Erhöhung, sondern über Lei- 
stungskürzungen, angefangen bei der Sozialhilfe, politisch durchgesetzt. So 
entsteht eine Spirale nach unten”, die die funktionale Einkommensvertei- 
lung verändert: Arbeit wird relativ zu den anderen »Produktionsfaktoren«'® 
billiger. 

Soweit, in aller Kürze, die Theorie. Wie sieht nun die Entwicklung der 
Verteilung zwischen Löhnen und Gewinnen in der Bundesrepublik empi- 
risch aus? Läßt sie sich mit Hilfe des KAV-Konzepts erklären? 


2. Empirie 


Ziehen wir zunächst die übliche Darstellung der funktionalen Einkom- 
mensverteilung mittels der Lohnquote, also des Anteils der Einkommen 
aus abhängiger Beschäftigung am Volkseinkommen, heran. Vor dem Hin- 
tergrund der zwischen 1950 und 1990 unterscheidbaren Wirtschaftszyklen 
1950-58, 1959-67, 1968-75, 1976-82 und 1983-90 bewegt sich die Brutto- 
lohnquote von einem Wert knapp unter 60% unter Schwankungen auf- 
wärts, erreicht 1982 einen Maximalwert von fast 75% und fällt seitdem 
wieder um fast 10%. Wenn man die Bruttolohnquote »bereinigt« in dem 
Sinne, daß man den Verteilungseffekt herausrechnet, der allein aufgrund 
der Zunahme des Anteils der abhängig Beschäftigten an der Erwerbsbevöl- 


8 Wie es der klassische Mechanismus der »industriellen Reservearmee« bei Marx vorsieht. 
Gegen diese Art von Konkurrenz schützen einerseits Kollektivverträge, die einen Mini- 
maltarif festlegen, andererseits die Segmentation des Arbeitsmarkts. 

9 In einer - wenngleich langsam - wachsenden Wirtschaft muß man sich solche Abwärts- 
bewegungen meist nicht als Realeinkommensverluste, sondern als Zurückbleiben hinter 
dem steigenden allgemeinen Wohlstandsniveau vorstellen. 

10 Ob die Verluste auf seiten der Arbeit den Vermögensbesitzern (Zinsen) oder den Unter- 
nehmern (Gewinne) zugute kommen, ist dabei offen. Einerseits gibt es selbstverständlich 
auch hier einen Interessenkonflikt ohne festen Ausgang, andererseits handelt es sich ins- 
gesamt nicht um ein Nullsummenspiel. 
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kerung entsteht, zeigt sich, daß die Lohnquote ihr Maximum 1975 erreicht 
und inzwischen unter dem früheren Tiefstand von 1960, nämlich nur noch 
Knapp über 50% liegt (Glastetter et al. 1991, 104) Diese Darstellung der 
funktionalen Verteilung läßt sich in zwei Richtungen ergänzen. Erstens 
durch Differenzierung zwischen Gewinnen und Vermögenseinkommen 
(die gemeinsam das Komplement zu den Löhnen ausmachen): im Trend 
steigt die Quote aus Vermögenseinkommen an, während sich für die Ge- 
winne bis 1982 ein Abwärts- und danach ein deutlicher Aufwärtstrend er- 
gibt (Stille, Zwiener 1993, 119). Zweitens durch die Nettobetrachtung. Von 
den Bruttoeinkommen aus abhängiger Beschäftigung werden die Sozialbei- 
träge und die Lohnsteuer abgezogen. Im Zyklendurchschnitt fiel das Ver- 
hältnis von Netto- zu Bruttolöhnen von 74,9% (1950-58) auf 54,2% (1983- 
89). Bei den Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen verblie- 
ben nach Abzug der öffentlichen Abgaben hingegen 79,6% (1950-58) und 
dieser Nettoanteil wuchs auf 84,5% (1983-89) (Glastetter et al., 1991, 
106f). Diese unterschiedliche Belastung'' drückt sich in der Entwicklung 
der Nettolohnquote so aus, daß diese nach einem steigenden Trend bis 
Mitte der siebziger Jahre wieder auf das Ausgangsniveau (56%) der frühen 
fünfziger Jahre zurückgegangen ist, während die (um den Effekt der Zu- 
nahme der abhängig Beschäftigten) bereinigte Nettolohnquote durchgängig 
- seit den frühen 50er Jahren erst langsam, dann seit 1975 deutlich - fällt 
(auf unter 45%). Das bedeutet - wie schon der Verlauf der Bruttolohnquote 
zeigt -, daß erstens der »Produktionsfaktor« Arbeit spätestens seit dem 
Wiedereinsetzen der Massenarbeitslosigkeit ab 1975 für die Unternehmen 
relativ billiger geworden ist und daß zweitens die Einkommen aus abhän- 
giger Beschäftigung durch den Staat zunehmend stärker belastet werden im 
Vergleich zu den Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen.'? 


11 Den Belastungen durch öffentliche Abgaben müssen, wenn man den Gesamiteffekt der 
Staatseingriffe in die Verteilung erfassen will, die Transfers in Form von Subventionen 
an Unternehmen und sozialen Leistungen an die Privathaushalte gegenübergestellt wer- 
den. Dabei zeigt sich, daß die Transfers, gemessen als Anteile am BIP, von 18% (1950) 
zunächst auf 15% (1960) fallen und dann allmählich auf 23% (1980 und 1990) ansteigen. 
Die Anteile der Unternehmen (seit den 60er Jahren ca. 16%) und der privaten Haushalten 
(ca. 71%) an den Transfers verändern sich nur wenig. 

12 Vom Staat her gesehen stellt sich diese Entwicklung so dar, daß der Steueranteil an den 
Staatseinnahmen insgesamt von ca. 70% (1952) auf unter 60% fällt, während der Anteil 
der Sozialbeiträge von etwas über 20% (1953) sich langsam aber sicher der 40% 
Schwelle nähert. Der insgesamt sinkende Steueranteil wird in immer größerem Ausmaß 
(von 10% 1950 auf 30% 1990) aus den Lohnsteuern gespeist. Einen aktuellen Überblick 
zur zunehmenden Steuerbelastung der Löhne im Vergleich zu den Gewinnen gibt Tofaute 
(1995). 
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Die Kosten des Arbeitsplatzverlustes 


Der in den Makrodaten deutlich erkennbare Zusammenhang zwischen 
wachsender Beschäftigungslücke und Verschiebung der Einkommensver- 
teilung zuungunsten der Löhne legt zunächst die Frage nahe, warum wir 
nicht einfach den Einfluß der Arbeitslosenrate auf die Verteilung mit Hilfe 
der klassischen Hypothese von der industriellen Reservearmee oder mit ei- 
ner Variante des Goodwin-Zyklus-Modells untersuchen, wonach Vollbe- 
schäftigung zu einem »profit squeeze« und der Sequenz von abflauenden 
Investitionen, sinkender Beschäftigung, sinkenden Löhnen, steigenden 
Gewinnen und erneuter Akkumulation bis hin zur Vollbeschäftigung führt. 
Die komplexere Variable der KAV soll - im Gegensatz zur Arbeitslosenra- 
te - ermöglichen, das unterschiedliche Ausmaß zu berücksichtigen, in dem 
abhängig Beschäftigte von den negativen Effekten der Arbeitslosigkeit ab- 
geschirmt sein können. Die Höhe der Arbeitslosigkeit allein ist nicht ent- 
scheidend für die Wirksamkeit der Entlassungsdrohung. Einerseits bedroht 
Arbeitslosigkeit verschiedene Beschäftigtengruppen in unterschiedlichem 
Ausmaß, je nach Branche, Qualifikation, Region, Geschlecht, Alter usw. 
Andererseits hängt, wie oben bereits erläutert, die Wirksamkeit der Entlas- 
sungsdrohung an der mit dem Arbeitsplatzverlust verbundenen »Fallhöhe« 
des Einkommens. Da wir uns im folgenden auf Zeitreihen beziehen, die aus 
hochaggregierten Durchschnittsgrößen gebildet sind, können wir die erst- 
genannten Faktoren, die die unterschiedliche Betroffenheit von Arbeitslo- 
sigkeit darstellen, nicht berücksichtigen. Wir beschränken uns also darauf, 
einen möglichen Einfluß der durchschnittlichen KAV auf die Einkom- 
mensverteilung zu untersuchen. 

Der Index der KAV wird, ohne auf die Details hier näher einzugehen (dazu 
ausführlich McArthur 1995'°), gebildet unter Berücksichtigung folgender 
Faktoren (wobei alle Geldgrößen deflationiert und Aggregate auf pro Kopf- 
Werte umgebildet werden und z. T. Schätzungen eingehen): 

- Nettolöhne und -gehälter (der abhängig Beschäftigten außerhalb der 
Landwirtschaft), 

- Johnergänzende sozialstaatliche Transfers, 

- Arbeitslosigkeit (Zahl, Dauer), 

- Sozialhilfe (Empfänger und Höhe, Dauer). 


Wenn man, um die Problematik der »Fallhöhe« zu veranschaulichen, die so 
geschätzten KAV als Anteil am durchschnittlichen Einkommen der ab- 
hängig Beschäftigten darstellt, ergibt sich folgendes Bild: 


13 Eine Übersicht über die Datenbasen und Berechnungsweise des KAV-Index für die Bun- 
desrepublik kann auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden. 
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Kosten des Arbeitsplatzverlusises 


als Anteil d. Einkommens 


8T———— - m ee zz Ze 
A t 
TA n 
RE sl | 
EN | 
4 i | A 
! ; 
j | # 
7- | ae “ N 
1 ne f | / 
1 i | 
5. 
< = ; 
£ \ | 
: ei Er \ n 
5 = 
4 
= I 
A 1 
| 
ne EEE han a na aha. Tree u Be mh en 
1950 1980 :970 1980 1990 
Jahr 


Die höchsten Werte (über 75%) der KAV als Anteil am durchschnittlichen 
Nettoeinkommen aus abhängiger Beschäftigung beobachten wir in der 
Frühphase der BRD. Insgesamt gibt es einen sinkenden Trend, wobei der 
Minimalwert von unter 60% 1977 erreicht wird. Danach folgt ein trend- 
mäßiger Anstieg (der sich auch nach 1990 fortgesetzt haben dürfte) auf 
über 70%. Das zyklische Verlaufsmuster sieht, mit Ausnahme des 4. Zy- 
klus (1975-1982), der die Trendwende bringt, grob so aus, daß die KAV zu 
Beginn des jeweiligen Zyklus relativ niedrig sind, dann Ansteigen und zum 
Ende wieder fallen. 


KAV und Profitrate 


Dieses Muster paßt gut zu der folgenden theoretischen Argumentation: 


»At low levels of economic activity, firms can increase their levels of operation without ha- 
ving to pay substantially higher real wages because labor markets remain characterized by 
substantial excess supply; higher CU (capacity utilization) means higher output and higher 
profits with the same capital stock, and thus higher rates of profit'* Aithough this positive CU 
effect continues to contribute to higher firm rates of profit as CU rises, it becomes increa- 
singly offset by a negative effect that has been labeiled the 'high-employment profit squeeze'. 
The higher the level of CU, the tighter labor markets become. But this is not a neutral tenden- 
cy: the rate of unemployment is a critical determinant of ihe worker's fallback position in the 
capital-labor conflict over wages and the pace of work. As the rate (and duration) of unemploy- 


14 »The profit rate is algebraically expressed as the product of the profit share and the uti- 
lization rate« (Gordon 1992, 17). 
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ment falls, so, in the absence of fully compensating wage increases, does the cost of job loss 
to workers; this means both that owners’ profitmaximizing real wage climbs and that unions' 
bargaining power rises.« (Gordon 1992, 9f) 

Wachsende KAV induzieren wachsende Gewinne. Sobald im Aufschwung 
die optimale Kapazitätsauslastung überschritten wird, wird mehr investiert. 
Die Beschäftigung steigt. Solange im Aufschwung die Lohnerhöhungen 
nicht mit dem Abbau der Arbeitslosigkeit Schritt halten, fallen die KAV. 
Mit der Dauer des Aufschwungs werden mit der Annäherung an Vollbe- 
schäftigung die KAV jedoch zunehmend durch Lohnerhöhungen vergrö- 
Bert, die einerseits das Lohnniveau über den markträumenden Lohn hinaus- 
führen, andererseits zu Lasten der Gewinne gehen und eine Investitions- 
und Wachstumsverlangsamung nach sich ziehen. Die daraufhin steigende 
Arbeitslosigkeit führt wieder zu einer Erhöhung der KAV und der Zyklus 
wird erneut durchlaufen. 

Dieses zyklische Verlaufsmuster stellt den Vordergrund dar für die uns hier 
interessierende langfristige Entwicklung der Verteilungsverhältnisse. Wenn 
wir statt der zyklischen Entwicklung den Trend der Kapazitätsauslastung 
beobachten, zeigt sich zunächst ein Anstieg in den fünfziger Jahren. Die 
Kapazitätsauslastung erreicht ihren Spitzenwert 1960 und sinkt im Durch- 
schnitt in den folgenden Zyklen, wobei sich wiederum ein Trendbruch 
1982 andeutet: Der Spitzenwert im fünften Zyklus übersteigt erstmals seit 
1960 wieder den Spitzenwert des vorangegangenen Zyklus. 

Nach dem Profit-Squeeze-Modell müßte man einen negativen Zusammen- 
hang von Kapazitätsauslastung und Profitrate erwarten, eine Erwartung, die 
für die USA auch bestätigt wird (Gordon 1992). Für die Bundesrepublik 
aber nicht. Der Profitratentrend scheint eher dem der Kapazitätsauslastung 
zu entsprechen. Zur Aufklärung dieser Zusammenhänge schätzt McArthur 
(1995) im Rahmen eines Modells der Kapitalakkumulation in der Bundes- 
republik eine Profitfunktion. Der Einfluß der folgenden Variablen auf die 
Nettoprofitrate (Gewinne nach Steuern im Verhältnis zum Kapitalstock) 
wurde getestet: die KAV, Streiks, terms of trade, das Vollbe- 
schäftigungsdefizit des Staatshaushalts und die Steuerbelastung der Unter- 
nehmen als Indikatoren der »Kapitalmacht«'” sowie Kapazitätsauslastung 
und langfristiger, realer Nettozinssatz als Rahmenfaktoren. Dabei zeigte 
sich, daß Streiks, die terms of trade und der Zinssatz keinen signifikanten 


15 Nach dem social-structure-of-accumulation-Ansatz gibt es für die Unternehmen ein Di- 
lemma zwischen Kapazitätsauslastung und Kapitalmacht in dem Sinne, als eine hohe Ka- 
pazitätsauslastung - über den Beschäftigungseffekt auf die KAV - die Kontrollmöglich- 
keiten der Unternehmen beeinträchtigt. Die Streikfreudigkeit verhält sich umgekehrt zu 
den KAV (Bowles, Schor 1987), billige Importe sollen die Macht des Kapitals stützen 
und schließlich soll die - gegen die Unternehmerinteressen gerichtete - Orientierung der 
Wirtschaftspolitik am Vollbeschäftigungsziel sich am Etat ablesen lassen. 


Prozent 
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Einfluß auf die Entwicklung der Nettoprofitrate hatten, wohl aber die Ka- 
pazitätsauslastung (allerdings hat der Koeffizient für die laufende Kapazi- 
tätsauslastung das, gemessen am Modell, »falsche« Vorzeichen), die KAV, 
das Vollbeschäftigungsdefizit des Staatshaushaltes und die Steuerbelastung 
der Unternehmen. Unter diesen Determinanten trugen die KAV und die 
Steuerbelastung der Unternehmen am meisten zur Erklärung der Entwick- 
lung der Nettoprofitrate bei, während die KAV und das Vollbeschäfti- 
gungsdefizit des Staatshaushaltes sich als diejenigen Determinanten her- 
ausstellten, die gemäß ihrer relativen Elastizität in bezug auf die Zeit am 
deutlichsten für den Rückgang der Profitabilität (bis 1982) verantwortlich 
waren. 
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Zusammenfassend läßt sich nach diesen Ergebnissen sagen, daß die Kosten 
des Arbeitsplatzverlustes auch in der Bundesrepublik die erwartete Rolle 
bei der Entwicklung der Profitrate spielen: je höher die KAV, desto höher 
die (Netto-)Profitrate und umgekehrt, daß aber politische Variablen 
(Unternehmensbesteuerung, Fiskalpolitik) ebenfalls wichtig sind. Das 
letztere Ergebnis ist, da die Nettoprofitrate untersucht wurde, zumindest 
teilweise überraschungsarm: Die Bruttoprofitrate ist im Trend wegen der 
steuerlichen Entlastung der Gewinne deutlich stärker gesunken als die 
Nettoprofitrate. 


Prozent 
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KAV und Löhne 


Die erforderliche weitere Analyse, mit deren Hilfe sich der Einfluß dieser 
politischen Variablen genauer bestimmen ließe, wollen wir an dieser Stelle 
dadurch umgehen, daß wir abschließend den direkten Zusammenhang von 
KAV und Lohnbildung untersuchen. Dabei geht es darum zu sehen, inwie- 
weit die Entwicklung der Löhne von der Entwicklung der Lohnersatzlei- 
stungen bei Arbeitsplatzverlust und der Dauer und Höhe der Arbeitslosig- 
keit bedingt wird. Im Anschluß an eine Analyse von Bowles (1991) für die 
USA geht es um eine Schätzung des durchschnittlichen Nettowochenlohns 
w durch das Lohnniveau wo, die durchschnittlichen Einkommensersatzlei- 
stungen bei Arbeitslosigkeit wu und die durchschnittliche Dauer der Ar- 
beitslosigkeit ud. Die Summe dieser Terme soll dann bis auf eine Restgrö- 
ße den Nettowochenlohn bestimmen, so daß die folgende Gleichung gilt: 
w=wo+ wu + ud + [Restgröße] 


Die hinter dieser Modellierung liegende, allgemeine Frage lautet: welchen 
Einfluß hat die Bedrohung durch Arbeitslosigkeit auf die Lohnbildung? 
Diese Frage übersetzen wir in die Form: welchen Einfluß haben der 
(durchschnittliche) Einkommensverlust bei und die (durchschnittlich) er- 
wartete Dauer der Arbeitslosigkeit auf die Lohnbildung? Dabei ist die 
Entwicklung von wu, den Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit, stark 
abhängig von sozial- und arbeitsmarktpolitischen Entscheidungen und in- 
sofern in einer vergleichenden Perspektive interessant, als vorliegende 
Untersuchungen (Weisskopf 1987, Janoski 1994) hier deutliche Unter- 
schiede zwischen den USA und der Bundesrepublik erwarten lassen. Wo 
diese Unterschiede liegen, können wir anhand der Argumentation Weiss- 
kopfs verdeutlichen. Sein Ländervergleich bezüglich Arbeitslosigkeit und 
Produktivität der ökonomisch stärksten GECD-Länder (plus Schweden als 
Wohlfahrtsstaatsvorreiter) von 1958-85 ergibt, daß der für die USA nach- 
weisbare positive Einfluß der Arbeitslosigkeit auf die Arbeitsproduktivität 
in der Bundesrepublik (und in Schweden) nicht nur nicht beobachtbar, son- 
dern umgekehrt ist wie in den USA (und umgekehrt wie nach der oben 
skizzierten Theorie zu erwarten wäre). 

Weisskopf vermutet in seiner Interpretation dieses Gegensatzes, daß in der 
Bundesrepublik sozialstaatliche Puffer die abhängig Beschäftigten die Ar- 
beitslosigkeit weniger als Bedrohung wahrnehmen lassen, so daß sie sich 
bei wachsender Arbeitslosigkeit nicht zu einer Veränderung ihres Arbeits- 
und Konfliktverhaltens gezwungen sehen. Vielmehr gibt es nach Weiss- 
kopf »apparentiy something about a sustained high-employment situation, 
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other than its association with rapid output growth, that is favorable to pro- 
ductivity growth« (Weisskopf 1987, 148). 

In der Tat könnte man die negative Beziehung zwischen »(recent past) un- 
employment and the (current) rate of productivity growth« (ebd., 149) in 
der Bundesrepublik und in Schweden genauer so interpretieren (vgl. 
Ganßmann 1986), daß sozialstaatliche Leistungen und Einkommenssiche- 
rungssysteme nicht einfach den Stachel aus der Bedrohung durch Arbeits- 
losigkeit nehmen und deshalb zu Arbeits»anreiz«einbußen führen müßten, 
sondern die Lohnbildung von der Rücksicht auf unterschiedliche Repro- 
duktionserfordernisse (Kinderzahl, Alter usw.) auf seiten der Arbeitskräfte 
entlasten. Damit erlaubt die sozialstaatliche Flankierung der Lohnbildung 
die Umstellung oder schärfere Einstellung der Lohnsysteme auf reine Lei- 
stungsentlohnung, was wiederum Produkivitätsgewinne ermöglicht auch 
bei Vollbeschäftigung oder genauer: ohne Arbeitslosigkeit als Drohmittel 
zu benutzen. In diesem Sinne könnten sozialstaatliche Sicherungssysteme 
im Hinblick auf die Produktivitätsentwicklung nicht einen Gegensatz son- 
dern - cum grano salis - ein funktionales Äquivalent zur Kontrolle des Ar- 
beitsverhaltens mittels der Entlassungsdrohung sein. 

Die Ergebnisse von Bowles (1991) für die USA stützen die KAV-Theorie, 
daß Arbeitslosigkeit ihre disziplinierenden Effekte über die Variablen Er- 
satzeinkommen bei Arbeitslosigkeit und deren durchschnittliche Dauer ent- 
faltet. Diese Variablen erlauben nämlich eine grobe Schätzung der Loh- 
nentwicklung, die bedeutend besser ausfällt, als die Schätzung mit Hilfe 
der (bloßen) Arbeitslosenquote. 

Für die Bundesrepublik zeigt sich zwar eine ähnliche Differenz: die Ein- 
beziehung der Entwicklung der Lohnersatzeinkommen bei Arbeitslosigkeit 
und der Dauer der Arbeitslosigkeit erlauben eine bessere Vorhersage der 
Lohnentwicklung als wenn man sich nur auf die Arbeitslosenrate stützt. 
Die entsprechenden Koeffizienten haben die richtigen Vorzeichen, lassen 
aber keine »harte« Aussage in der Form zu, daß wir eine klare Abhängig- 
keit der Lohnentwicklung von der erwarteten Failhöhe des Einkommens 
bei Arbeitsplatzverlust behaupten könnten. Entsprechende statistische Prü- 
fungen machen zudem nicht klar, ob der Unterschied zu dem deutlicheren 
Ergebnis bei Bowles (1991) eventuell daher rührt, daß sozialstaatliche Puf- 
fer in der Bundesrepublik den Zusammenhang in der Weise lockern, daß 
die Entlassungsdrohung (über den gesamten betrachteten Zeitraum) nicht 
als Disziplinierungsmittel eingesetzt werden konnte oder mußte. Offenbar 
ist eine bessere Ausarbeitung des Modells in Richtung erhöhter Differen- 
zierungsmöglichkeiten bezüglich der potentiellen Betroffenheit von Ar- 
beitslosigkeit zwischen verschiedenen Beschäftigtengruppen erforderlich, 
um den Einfluß der KAV als handlungsleitende Variable zu erfassen. 
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Schlußfolgerungen 


In diesem Sinne sind die Ergebnisse unseres Versuchs, das für den »social- 
structure-of-accumulation"-Ansatz zentrale Konzept der KAV auf die 
Entwicklung der Verteilungsverhältnisse in der Bundesrepublik (bis zum 
Ende der 80er Jahre) anzuwenden, gemischt. Einerseits trägt eine Berück- 
sichtigung der KAV deutlich dazu bei, die empirische Entwicklung der 
Gewinne zu erklären. Andererseits muß zur Erfassung der Effekte sozial- 
staatlicher Eingriffe ein komplexeres Modell entwickelt werden, das dann 
auch zur Erhellung der Differenzen zwischen der von harten Verteilungs- 
konflikten geprägten Ökonomie der USA und der (noch) unter der Flagge 
»soziale Marktwirtschaft« segelnden der Bundesrepublik beitragen kann. 
Besonders interessant wird in diesem Zusammenhang die Frage, inwieweit 
sozialstaatliche Institutionen und Leistungen nicht nur der Dämpfung der 
Kosten des Arbeitsplatzverlustes dienen - wofür sie ja prima facie Kreiert 
wurden -, sondern auch für deren Erhöhung instrumentalisiert werden kön- 
nen. Danach sieht es spätestens seit 1982 aus. 
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Die runde Zahl soll zum Anlaß für den Versuch einer »Ortsbestimmung der 
Gegenwart« genommen werden. Wir fragen in welcher Weise eine Linke 
in dieser Gegenwart möglich ist, die selbst meist nur als Post-Irgendwas (- 
modern, -industrieil, -Kapitalistisch, -Kommunistisch etc.) charakterisiert 
wird, d.h. als eine Gegenwärt die zwar alte Gewißheiten und Selbstver- 
ständlichkeiten verloren, aber noch längst keine neuen gefunden hat. Mit 
welchen Inhalten läßt sich »Emanzipation« heute füllen? Daß es Ausbeu- 
tung, Unterdrückung, Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen und 
Widerstand national und weltweit immer. noch und in immer wieder neuen 
Formen gibt, ist kaum zu bestreiten. Aber läßt sich das alles einfach als 
Klassenkampf rubrizieren?-Und was wurde aus den großen Debatten der 
vergangenen Jahrzehnte über das Verhältnis von Ökonomie und Politik, 
über Klassenstrukturen und Individualisierung, über das. Verhältnis von 
Klassenkampf und Kapitalbewegung, über Organisation und Subjektivität, 
über Demokratie, Revolution und Menschenrechte,.etc. Was läßt sich da- 
von heute. als Ertrag festhalten? Und wie steht es-um die Beziehung zwi- 
schen der. Linken und dem Marxismus? Welche Substitutionen theoreti- 
scher Bezugspunkte haben stattgefunden und mit welchem Erfolg? 


Angelika ven Wahl 


Geschlecht und Arbeitsmarkt 
Gleichstellungspolitik in den USA und 
der Bundesrepublik 


Daß bei der Verteilung von Arbeit, Einkommen und beruflichen Chancen 
verschiedene soziale Gruppen insbesondere Frauen benachteiligt werden, 
ist inzwischen hinlänglich dokumentiert. Berufliche Gleichstellungspolitik 
für Frauen versucht auf diese Benachteiligung zu reagieren: Sie zielt auf 
eine Umverteilung der Erwerbsarbeit und eine verbesserte Integration von 
Frauen in den Arbeitsmarkt. 

Obwohl es sich bei den USA und der Bundesrepublik um zwei fortgeschrit- 
tene kapitalistische Demokratien handelt, die beide Probleme geschlechts- 
spezifischer Diskriminierung am Arbeitsplatz aufweisen, haben sie unter- 
schiedliche Lösungswege eingeschlagen. Während in der Bundesrepublik 
eher kompensatorische Mittel eingesetzt werden, herrschen in den USA 
Antidiskriminierungsmaßnahmen und z. T. gruppenorientierte Förderpro- 
gramme vor. Diese Differenzen können als Ausdruck unterschiedlicher 
Definitionen von Gleichheit aufgefaßt werden. Meine These ist, daß sich in 
den USA ein relativ unumstrittener formaler Gleichstellungsansatz entwik- 
kelt hat, der tendenziell eine männlich definierte »Gleichheit« im Berufsle- 
ben reproduziert und die Differenz weiblicher Lebenswege unberücksich- 
tigt läßt. Die Bundesrepublik setzt dagegen explizit differenzerhaltende 
Maßnahmen ein, die trotz formaler Gleichstellungsrhetorik die Integration 
von Frauen in den Arbeitsmarkt zugunsten traditionalistischer und prona- 
talistischer Ziele untergraben. Dies ist weniger die Folge marktwirtschaftli- 
cher Zwänge als unterschiedlicher sozialhistorischer Zuweisungen und pa- 
triarchaler Traditionen. 

Überraschend ist dabei, daß der in der Literatur als »schwacher Staat« an- 
gesehene amerikanische Staat, eine »stärkere« Gleichstellungspolitik ver- 
folgt, als der »starke« deutsche Staat. Wie wir sehen werden, sind deutsche 
Gleichstellungspolicies vergleichsweise spät und auch nur schwach ein- 
und umgesetzt worden. 

Im folgenden werden unterschiedliche Gleichstellungspolicies dargestellt 
und ihre Umsetzung in den USA und in (West)Deutschland verglichen. 
Ziel ist es durch eine Analyse des Handelns der Regierungen, sozialer Be- 
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wegungen und der Einflüsse des institutionellen Kontexts die verschiede- 
nen Muster der Gleichstellung von Frauen herauszufiltern. 


Verschiedene Ansätze der Gleichstellungspolitik 


Als theoretische Basis zum Thema Gleichstellungspolitik kann insbesonde- 
re die vergleichende Policyforschung dienen, die allerdings erst wenige 
komparative Studien zu Frauenpolitik und Erwerbsarbeit hervorgebracht 
hat (Dex 1986; Pippa 1987, Ruggie 1984; Schmid 1991). Eine der wich- 
tigsten komparativen Studien ist die Untersuchung von Gelb, die die Ent- 
wicklung von Frauenpolitik in den USA, England und Schweden vergli- 
chen hat und zwar anhand des von ihr für die Frauenforschung weiterent- 
wickelten Konzepts der »politischen Chancenstruktur« (Gelb 1989; Kit- 
schelt 1986). Das Thema beruflicher Gleichstellung wurde von Gelb je- 
doch nur am Rande behandelt. Antidiskriminierungsmaßnahmen, »Affir- 
mative Action« und Frauenförderpläne wurden nicht in ihren unterschiedli- 
chen Entstehungskontexten und Ausprägungen dargestellt. Die Konzentra- 
tion vergleichender frauenpolitischer Literatur lag bisher eher im Bereich 
der Abtreibungsgesetzgebung, sozialstaatlicher Absicherungen und der 
Entwicklung der Frauenbewegungen selbst. 

Die erste Publikation, die sich explizit mit dem Vergleich von Gleichstel- 
lungspolitik befasst hat, war der Sammelband von Steinberg Ratner, die ein 
sehr brauchbares und ausbaufähiges Raster beruflicher Gleichstellung für 
den internationalen Vergleich erarbeitet hat (Steinberg Ratner 1980). Die- 
ses Raster wurde von mir erweitert und auf die Situation in der Bundesre- 
publik zugeschnitten (v. Wahl 1994). Steinberg Ratner definiert berufliche 
Gleichstellung als »policies and programs that aim at the removal of barri- 
ers preventing the full integration of women into the paid laborforce« (41). 
Dies sind erstens Gesetze und Verordnungen, die Arbeitnehmerinnen be- 
stimmte Rechte zugestehen und spezifische formalisierte Verfahren, die in 
Fällen von Diskriminierung und bei Konflikten angewendet werden. 
Zweitens definiert Steinberg Ratner Gleichstellungspolitik als gezielte För- 
derung bestimmter sozialer Gruppen (»Positive Action«). 

Steinberg Ratner hat 1980 insgesamt drei Gleichstellungsansätze identifi- 
ziert, die sich im internationalen Vergleich herauskristallisiert haben und 
die im folgenden vorgestellt werden. Der erste Ansatz ist das »Discrimi- 
nation Model«, der zweite das »Affirmative Action Model« und der dritte 
das »Expanding Opportunities Model«. Jeder Ansatz folgt einer eigenen 
Logik bezüglich der Interpretation innergesellschaftlicher Machtverteilung 
und schließt daraus auf entsprechende Gegenmaßnahmen und Umset- 
zungsmechanismen. Welcher Ansatz sich als nationale Policy etabliert hat, 
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gibt Aufschluß über die Art und Weise der staatlichen und gesellschaftli- 
chen Wahrnehmung der Ursachen sozialer Ungleichheit. 

Der »Discrimination«-Ansatz zielt auf die Beendigung individueller Dis- 
kriminierung durch Arbeitgeber und Gewerkschaften ab. Eine typische 
Antidiskriminierungsmaßnahme ist das später näher dargestellte amerika- 
nische Antidiskriminierungsgesetz von 1964, das Benachteiligung am Ar- 
beitsplatz aufgrund der Hautfarbe (»race«), der Herkunft, der Religion und 
aufgrund des Geschlechts verbietet. Weiterhin sind Institutionen, die Be- 
schwerden über diskriminierende Handlungen erfassen, auswerten und ver- 
folgen, Teil dieses Ansatzes, der individuelle Diskriminierung als zentrale 
Ursache geschlechtsspezifischer Ungleichheit ansieht. Steinberg und Cook 
nehmen an, daß Staaten, die schwache Gewerkschaften und einen schwa- 
chen Sozialstaat haben, aber über eine starke liberale Rechtstradition ver- 
fügen, eher zu diesem Ansatz greifen, da Antidiskriminierung dort als na- 
türliche Erweiterung eines individuellen Rechtsanspruchs verstanden wird 
(Steinberg, Cook 1988). Die amerikanische »culture of rights« weist si- 
cherlich in diese Richtung. Formale Gleichberechtigung und Verbot der 
Diskriminierung durch Arbeitgeber bei Zugang und Beförderung werden in 
diesem Ansatz als die wichtigsten Voraussetzungen für eine gerechte Ver- 
teilung materieller und immaterieller Güter angesehen. Problematisch an 
diesem Ansatz ist u. a. die Ausblendung sozialer Gruppen und ihrer öko- 
nomischen und sozialen Bedeutung für Verteilungskämpfe. 

Demgegenüber geht der ebenfalls in den USA entwickelte »Affirmative 
Action«-Ansatz davon aus, daß Einkommensunterschiede, Arbeitsmarktse- 
gregation und Diskriminierung inhärente Merkmale des Arbeitsmarktes 
sind, es sich dabei also um strukturelle Probleme handelt. Die Logik dieses 
eher kollektiven Ansatzes besagt, daß bestimmte soziale Gruppen aufgrund 
historischer Diskriminierung heute berechtigt sind, in repräsentativen oder 
sogar höheren Zahlen eingestellt und befördert zu werden. Gegenüber dem 
traditionellen liberalen Diskurs, der stets vom Individuum als Handlungs- 
und Rechtseinheit ausgeht, beruht der »Affirmative Action«-Ansatz ın sei- 
ner radıkalen Form auf einer fundamentalen Veränderung der Wahrneh- 
mung des Ursprungs von Ungleichbehandlung. Die gesellschaftlichen 
Hierarchien sind demnach Ergebnis sozialer und politischer Machtverhält- 
nisse, die sich z. B. ın Institutionen wie der Sklaverei und den Gesetzen zur 
Rassentrennung niedergeschlagen und den Ausschluß von Afroamerika- 
nern perpetuiert haben. Die regierungsamtliche Anerkennung der Existenz 
dieses kontinuierlichen »negativen Kollektivismus« gegenüber schwarzen 
AmerikanerInnen durch den Einsatz von »Affirmative Action« bedeutete 
daher das Ende einer Ära. 

Umsetzungsmechanismen dieses Ansatzes sind Personalstatistiken und 
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Förderpläne, Ziel- und Ergebnisquoten und öffentliche Auftragvergabe nach 
bestimmten Quoten. Weiterhin werden Instanzen benötigt, die die Durchfüh- 
rung und Einhaltung dieses Gleichstellungsansatzes überprüfen und Verstöße 
ahnden können. Obwohl bei diesem Ansatz das Leistungsprinzip erhalten 
bleibt, hat sich aufgrund der befürchteten Machtverschiebung ein breiter Wi- 
derstand bei konservativen Gruppen und der Republikanischen Partei for- 
miert. Insofern als das meritokratische Prinzip durch »Affirmative Action« 
akzeptiert wird, folgt dieser Ansatz einer Logik, die nicht per se hierarchi- 
sche Arbeitsteilung und grundlegende Strukturen gruppenspezifischer Privi- 
legien in Frage stellt (Young 1990, 193-201). 

Der dritte von Steinberg Ratner identifizierte Ansatz ist das »Expanding 
Opportunity Model«, das die Ursachen geschlechtsspezifischer Ungleich- 
heit im Erwerbsleben außerhalb der Grenzen des Arbeitsmarktes verortet. 
Ungleichheit ist demnach eine Folge unterbrochener Berufswege, berufli- 
chen Desinteresses und der Verantwortung für die Familienarbeit 
(Steinberg, Cook 1988, 319). Dieser Ansatz geht von der Annahme eines 
inhärent geschlechtsneutralen Arbeitsmarktes aus, auf dem Frauen theore- 
tisch die gleiche Position wie Männer einnehmen können. Da er aber Hin- 
dernisse außerhalb der Erwerbsarbeit anerkennt, d. h. generalisierbare Un- 
terschiede zwischen Männer- und Frauenleben berücksichtigt, führt er zu 
Maßnahmen, wie etwa dem bezahlten Mutterschaftsurlaub. Der »Expan- 
ding Opportunity«-Ansatz erkennt also an, daß materielle Voraussetzungen 
wie die Verfügbarkeit von Kindergartenplätzen die Rate der Erwerbsarbeit 
von Müttern beeinflußt. Neben der Berücksichtigung einer »Differenz« 
birgt eine konservative Version dieses Ansatzes jedoch die Gefahr in sich, 
Ausschlußmechanismen zu naturalisieren und damit als unveränderlich 
darzustellen. 

Häufig werden der »Discrimination«- und der »Expanding Opportunity«- 
Ansatz als erste Policies aufgegriffen, da sie sich in die traditionelle Ar- 
beitsmarktpolitik einfügen lassen und bestehende Verteilungsmuster und 
Machtverhältnisse kaum verändern. Dabei verwenden starke Sozialstaaten 
den »Expanding Opportunity«-Ansatz eher als Staaten mit einer stärker li- 
beralen Ausrichtung. 


Weitere Gleichstellungsansätze, die in den letzten 15 Jahren in den USA 
und der Bundesrepublik formuliert wurden und Steinberg Ratners Raster 
erweitern, sind der »Comparable Worth«-Ansatz, die Problematisierung 
sexueller Belästigung am Arbeitsplatz und die Anfänge eines Modells be- 
ruflicher Gleichstellung von Lesben und Schwulen (Wahl 1994). 

Der »Comparable Worth«-Ansatz ist Ende der 70er Jahre im Kontext der 
amerikanischen Frauenbewegung entwickelt und besonders auf einzel- 
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staatlicher Ebene aufgegriffen worden (z. B. in Minnesota). In Deutschland 
ist dieser Ansatz nur am Rande als »Lohngleichwertigkeit« diskutiert wor- 
den. »Comparable Worth« problematisiert zwei Aspekte der Erwerbsarbeit, 
die beide mit der geschlechtsspezifischen Segregation des Arbeitsmarktes 
zusammenhängen. Dies ist einmal die Tatsache, daß mit der Formel 
»Gleicher Lohn für gleiche Arbeit« das Problem der Ungleichheit beim 
Gesetzgeber und in der Öffentlichkeit quasi abgehakt worden ist, obwohl 
mit einem solchen Gesetz nicht einmal die Hälfte der erwerbstätigen Frau- 
en betrifft. Nur Frauen, die mit Männern in den gleichen Berufen und unter 
gleichen Bedingungen arbeiten, können von einem Lohngleichheitsgesetz 
profitieren. Frauen, die in typisch weiblichen Berufsfeldern z. B. als Kran- 
kenschwestern arbeiten, profitieren dagegen nicht von einem solchen Ge- 
setz. Die Frage stellt sich also, ob und wie Gleichstellung in überwiegend 
von Frauen besetzten Berufszweigen hergestellt werden kann. Der 
»Comparable Worth«-Ansatz hinterfragt, warum typische Frauenarbeit, z. 
B. Arbeit mit Menschen, geringer bezahlt wird als der Umgang mit Ma- 
schinen. Warum verdient eine Krankenschwester weniger als ein Lastwa- 
genfahrer? Während dieser Ansatz die Unterbezahlung typisch weiblicher 
Berufe kritisiert, akzeptiert er allerdings deren geschlechtsspezifische Se- 
gregation. Er sieht den Ursprung geschlechtsspezifischer Ungleichheit 
weniger in der Ausübung und Festschreibung typischer Frauen- und Män- 
nerberufe, als in der nicht adäquaten finanziellen Kompensation und ideel- 
len Abwertung. 

Ausgehend von der systematischen Unterbewertung weiblicher Tätigkeiten 
hat dieser Ansatz eine methodische Neuerung eingeführt, nämlich Evalua- 
tionsstudien. Mit ihnen wird versucht, Inhalte, Aufgaben und benötigte 
Fähigkeiten in Frauenberufen neu zu »bewerten«. Dies geschieht mit Me- 
thoden aus der Consultingbranche, wo Arbeitsplätze nicht unbedingt nach 
ihren tariflichen Zuordnungen, sondern nach der Art der Ausbildung und 
den benötigten Fähigkeiten, dem Wissensstand, der Verantwortung und 
den Arbeitsbedingungen nach Punkten ausgewertet werden. Allerdings fin- 
den sich auch in den Auswertungskriterien der Consultingbranche Frauen 
benachteiligende »blind spots« (Wahl 1994b). Die Punktergebnisse dieser 
Studien werden in bestimmte Lohngruppen umgerechnet, so daß sich eine 
eher an Leistung als an Status orientierte Bezahlung ergibt. Aufgrund der 
finanziellen Kosten, die dieser Ansatz durch seine grundlegende Kritik an 
weiblicher Unterbezahlung, verursachen könnte, ist seine Umsetzung für 
Beschäftigte sowohl im öffentlichen Dienst als auch im Privatsektor vehe- 
ment bekämpft worden. 

Ein weiterer Ansatz besteht aus Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz. Sexuelle Belästigung wird als Form individueller und so- 
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zial fortgeschriebener Herabsetzung von Frauen zu sexuellen Objekten 
aufgefaßt. Sie stört die Arbeitsatmosphäre und mindert die Leistung der 
Diskriminierten. Diese Policy umfaßt neben gesetzlichem Schutz vor se- 
xueller Belästigung den Einsatz einer Beschwerdeinstanz. Obwohl auch 
Männer sexueller Belästigung ausgesetzt sein können, ist die deutsche und 
amerikanische Situation noch so, daß meistens Frauen sexuell belästigt 
werden, da sie eher in untergeordneten d. h. strategisch schwächeren Posi- 
tionen arbeiten (MacKinnon 1979). 

Der neueste und bislang am wenigsten angewandte Policyansatz, der bisher 
nur auf kommunaler und einzelstaatlicher Ebene in den USA Anerkennung 
gefunden hat, versucht, lesbische (und schwule) ArbeitnehmerlInnen hete- 
rosexuellen gleichzustellen. Im öffentlichen Dienst in Massachusetts hat 
diese Form der Gleichstellung dazu geführt, daß nun auch homosexuelle 
Angestellte im Staatsdienst ihre Partner, ähnlich wie bei Ehepaaren, z. B. 
bei ihrer Krankenversicherung mitversichern können. Da die Krankenver- 
sicherung etwa ein Viertel des Wertes eines amerikanischen Arbeitsplatzes 
ausmacht, bedeutet diese Maßnahme einen deutlichen Fortschritt im Hin- 
blick auf ein mögliches neues Verteilungsmuster zwischen Hetero- und 
Homosexuellen. Den Versuch der Clinton-Regierung, homosexuelle Ange- 
hörige des Militärs in einen minimalen Gleichheitsstandard an ihrem Ar- 
beitsplatz einzubeziehen, scheiterte dagegen. Homosexuelle können bis 
heute für ihre sexuelle Orientierung vom Dienst suspendiert werden. Die 
Zukunft dieses Ansatzes, der die Ausschließlichkeit heterosexueller Privi- 
legien in Frage stellt, ist ungewiß. 


Die unterschiedliche Umsetzung der Gleichstellungspolitik 
in den USA und der Bundesrepublik 


Berufliche Gleichstellungspolitik für Frauen begann in den USA mit der 
Ratifizierung des »Equal Pay Act« von 1963, der gleichen Lohn für glei- 
che Arbeit vorschrieb. Es war das erste Mal, daß sich die amerikanische 
Regierung auf breiter Basis für gleiche Rechte von Frauen in der Er- 
werbsarbeit einsetzte (Harrison 1980). Dieses Lohngleichheitsgesetz war 
ein Resultat der Arbeit der von Präsident Kennedy einberufenen »Commis- 
sion on the Status of Women«, die auf den Druck von Frauen aus der alten 
Frauenbewegung (»National Women's Party«) und Gewerkschafterinnen 
im Ministerium für Arbeit zurückging (Buechler 1990). Das Lohngleich- 
heitsgesetz wurde relativ problemlos umgesetzt und ist Teil eines indivi- 
duell orientierten Antidiskriminierungsansatzes, der auf formale Gleichheit 
zwischen den Geschlechtern in identischen Jobs abzielt. Er läßt jedoch 
frauenspezifische Belange wie Regelung von Schwangerschaftsurlaub oder 
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die Unterbezahlung in frauentypischen Berufen außer acht. In der Bundes- 
republik existierte dagegen bis 1980 kein Lohngleichheitsgesetz in dieser 
Form. 

Ein Jahr später, 1964, wurde in den USA das wichtigste Gesetz zur berufli- 
chen Gleichstellung erlassen, der »Title VN«. Er war der 7. Absatz des 
Bürgerrechtsgesetzes, das die Rassensegregation in den Südstaaten beende- 
te. Das Bürgerrechtsgesetz ging auf die Mobilisierung der schwarzen Bür- 
gerrechtsbewegung zurück. Der Title VII zielte auf die Anhebung des öko- 
nomischen und sozialen Status der Schwarzen ab und besagte, daß niemand 
aufgrund seiner »Rasse«, seiner Hautfarbe, seines Geschlechts, seiner Her- 
kunft und Religion im Zugang zu Arbeitsplätzen oder bei Beförderungen 
diskriminiert werden dürfe. Es handelt sich also wieder um die Anwendung 
eines formalen Antidiskriminierungsansatzes, wenn auch mit dem Potential 
für strukturelle Umwälzungen in großen Landstrichen. Die wenigen femi- 
nistischen Mitglieder des Repräsentantenhauses unterstützten den Ein- 
schluß der Kategorie »Geschlecht«. Obwohl sie damit bei der Bürgerechts- 
bewegung als auch bei vielen Liberalen auf Ablehnung stießen, bekamen 
sie überraschenderweise Unterstützung von konservativer Seite, da diese 
mit dem Zusatz das gesamte Gesetz zu Fall bringen wollten. In der Folge 
wurde der Zusatz »Geschlecht« Teil des Gesetzes, ohne allerdings auf viel 
Gegenliebe bei den Parlamentariern zu stoßen. Ohne die anschließende 
Lobbyarbeit der Unterstützerinnen wäre geschlechtsspezifische Diskrimi- 
nierung aus den nachfolgenden Verordnungen und ihrer Implementation 
wieder herausgefallen (Robinson 1979). Der administrative Widerstand 
gegen die Berücksichtigung von Frauen wurde deutlich als sich die kurz 
nach Verabschiedung des Gesetzes gegründete nationale Gleichstellungs- 
behörde (»Equal Employment Opportunity Commission«, kurz EEOC) 
weigerte Beschwerden wegen geschlechtsspezifischer Diskriminierung zu 
bearbeiten. Diese Weigerung löste die Gründung der ersten Organisation 
der neuen Frauenbewegung aus, die heute die größte in den USA darstellt 
(NOW). In den folgenden Jahren bemühte sich die Frauenbewegung dar- 
um, daß die Diskriminierung von (weißen) Frauen als Analogon zur Dis- 
kriminierung von Schwarzen anerkannt wurde (Ferree 1985, 1987). Damit 
war sie so erfolgreich, daß offener Sexismus ebenso wıe Rassismus weni- 
ger akzeptabel wurde. Gleichzeitig führte die »race analogy« aber zur 
Ausblendung schwarzer Frauen aus der Diskussion und zur weitgehenden 
Ignorierung tatsächlicher sozialer und biologischer Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern. 

In der Bundesrepublik gab es keine äquivalente Entwicklung. Zwar ver- 
langt der Art. 3 des Grundgesetzes die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau und verbietet geschlechtsspezifische Diskriminierung, doch entwik- 
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kelte sich zunächst keine gesetzliche Fortschreibung in den Bereich des 
bürgerlichen Rechts (Berghahn 1993). Erst der Druck von außen, nämlich 
durch die EG und die Androhung einer Klage vor dem europäischen Ge- 
richtshof brachte die SPD/FDP-Regierung 1980 dazu, das Lohngleich- 
heitsgesetz von 1975 und das Gleichbehandlungsgesetz von 1976 in das 
BGB zu übernehmen. Die im Vergleich zu den USA verspätete Gesetzge- 
bung wurde auch dadurch geschwächt, daß die von der EG vorgeschlage- 
nen Möglichkeiten aktiver Förderung nicht übernommen wurden und daß 
die Bundesregierung keine Beschwerde- oder Kontrollinstanz zur Überprü- 
fung und Schadensersatzregelung einrichtete (Hohmann-Dennhardt 1988). 
Die erzwungene Ratifizierung des EG-Anpassungsgesetzes durch Druck 
von »außen« auf den »Musterknaben« der Europäischen Gemeinschaft 
spricht Bände für die Ausgangsposition und die Entwicklung deutscher 
Gleichstellungspolitik. 

Die Institutionalisierung von Gleichstellung auf kommunaler und auf Län- 
derebene durch die Einrichtung von Stellen für Frauenbeauftragte sei hier 
nur kurz erwähnt, da diese oft kaum Einfluß auf die berufliche Gleichstel- 
lung haben. Bisherige Untersuchungen haben keine Umverteilungstrends 
durch die Einsetzung von Frauenbeauftragten ergeben, gleichzeitig hat sich 
in der Bundesrepublik jedoch ein neues Netzwerk institutionalisierter Frau- 
enpolitik entwickelt, das unter künftigen rot-grünen Regierungen mögli- 
cherweise an Einfluß gewinnen kann. 

In den USA wurden dagegen schon in den Jahren 1965 und 1967 zwei 
Präsidentenverordnungen erlassen (Nr. 11246 und Nr. 11375), die die Ein- 
setzung von Gleichstellungsbeauftragten, Förderplänen und Zielquoten in 
der Privatwirtschaft ermöglichten. Ab 1977 gab es ein Gesetz, das bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge, eine feste Quote von 10% einführte. Mit 
den Präsidentenverordnungen wurde zum ersten Mal der zweite von Stein- 
berg Ratner identifizierte Ansatz realisiert. Der »Affirmative Action«- 
Ansatz ist eine Policy, die Ungleichheit als strukturelles Problem interpre- 
tiert und daher umfangreichere Maßnahmen verlangt, wie die Aufstellung 
von Förderplänen bei staatlichen Vertragspartnern und ab 1972 auch im öf- 
fentlichen Dienst auf Bundesebene. Mit der Überprüfung von Beschwerden 
und der Kontrolle der Einhaltung von Auflagen wurden zwei Behörden be- 
auftragt, die Equal Employment Opportunity Commission (EEOC) und die 
Office of Contract Compliance Programs (OFCCP). Diese Institutionalisie- 
rung stellt bis heute einen der wichtigsten Unterschiede zwischen deutscher 
und amerikanischer Gleichstellungspolitik dar. Während diese Behörden 
unter Präsident Carter und der damaligen Leiterin Norton Holmes eine 
nicht wieder erreichte Anzahl von Beschwerden bearbeiteten und 
öffentlichkeitswirksame Schadensersatzleistungen von Unternehmen wie 
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AT&T erzielen konnten, ging die Tätigkeit dieser Behörden unter den Prä- 
sidenten Reagan und Bush rapide zurück, so daß 75% der vorher betroffe- 
nen Unternehmen keine Förderpläne mehr aufstellen mußten (Wood 1990). 
Obwohl »Affirmative Action« als einziger Ansatz heftige Debatten auslö- 
ste, hat sich diese Policy mit der Unterstützung durch entsprechende Urtei- 
le des Verfassungsgerichts bis heute erhalten. Wie bei den vorangegange- 
nen Beispielen handelt es sich bei »Affiırmative Action« um einen Ansatz, 
der weder die ökonomischen noch die sozialen Besonderheiten weiblicher 
Lebenszusammenhänge berücksichtigt, sondern Aufstiegsmöglichkeiten 
nur für diejenigen Frauen bietet, die sich dem männlichen Erwerbsmodell 
anpassen. 

Ende der 70er Jahre griff die amerikanische Frauenbewegung das Problem 
der seit den 50er Jahren unveränderten Einkommensdiskrepanz zwischen 
Männern und Frauen auf (Feldberg 1984). Diese Diskrepanz wurde z. T. 
durch die geschlechtsspezifische Segregation des Arbeitsmarktes hervorge- 
rufen, gegen die ein neuer Gleichstellungsansatz entwickelt wurde, nämlich 
»Comparable Worth« (oder »Pay Equity«). »Comparable Worth« ist der 
erste kollektive Ansatz, der nicht an eine »race analogy« anknüpft, sondern 
rein frauenorientiert ist. Da er versucht, weibliche Arbeit aufzuwerten, be- 
inhaltet die von diesem Ansatz geforderte Politik ein grundlegendes Um- 
denken und eine materielle Umverteilung. »Comparable Worth« fand daher 
weder Unterstützung bei der ab 1980 konservativen Regierung, noch bei 
Gerichten und Privatunternehmen. Auch weite Teile der Gewerkschaften 
waren anfangs bestenfalls ambivalent eingestellt, wechselten aber im Ver- 
lauf der Diskussion die Fronten und unterstützten schließlich die Frauen- 
bewegung. Während die amerikanische Bundesregierung auf allen Ebenen 
gegen »Comparable Worth« vorging, wurden auf einzelstaatlicher und 
kommunaler Ebene zahlreiche Evaluationsstudien durchgeführt, die eine 
Auswertung der Einkommen öffentlicher Angestellter vornahmen 
(Johansen 1984; Dean 1984). Unterstützt wurde dieser Ansatz hauptsäch- 
lich von der linken Frauenbewegung und den Gewerkschaften der im öf- 
fentlichen Dienst Beschäftigten. Doch auch auf kommunaler Ebene hatte 
»Comparable Worth« wenig Chancen, da die einsetzende Rezession kom- 
pensatorische Leistungen dieser Art zunächst politisch nicht durchsetzbar 
machte. 

in der Bundesrepublik ist dieser Ansatz und seine Implementation ın eini- 
gen feministischen Gruppen und bei hessischen Gewerkschaftsgruppen 
unter dem Namen Lohngleichwertigkeit diskutiert worden. Er hat bisher 
jedoch noch keine breite Unterstützung erfahren. 

Auf die geringe Umsetzung der Ansätze gegen sexuelle Belästigung und 
gegen Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung von lesbischen 
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Erwerbstätigen kann hier nur kurz eingegangen werden. »Sexual harass- 
ment« ist seit der umstrittenen Anhörung von Clarence Thomas (1991) vor 
dem Senat, der ihn als neuen Verfassungsrichter bestätigen sollte, ein Öf- 
fentlichkeitswirksames Thema. Die Fernsehübertragung der Anhörung und 
die Aussagen von Anita Hill, seiner ehemaligen Mitarbeiterin, lösten eine 
Welle der Empörung aus und mobilisierte die Frauenbewegung, die sich 
danach verstärkt für Gesetze und Verordnungen gegen sexuelle Belästi- 
gung an Universitäten und anderen Einrichtungen einsetzte. Die Verände- 
rung der Wahrnehmung, die dazu führte, daß ein »Kavaliersdelikt« jetzt als 
Straftat aufgefaßt wird, ist als Erfolg zu bewerten, wenn auch die tatsächli- 
che Umsetzung gering bleibt. In der Bundesrepublik sind gesetzliche Maß- 
nahmen gegen sexuelle Belästigung für die Parlamente bis 1991 dagegen 
noch kein Thema gewesen und sie wird auch heute nur mit geringen Scha- 
densersatzleistungen geahndet. 

Berufliche Gleichstellungspolitik für Lesben (und Schwule) ist ebenfalls 
noch kein Thema in der bundesdeutschen Öffentlichkeit und kaum in der 
Frauenbewegung. Obwohl sich in den USA zahlreiche Bürgerrechtsgrup- 
pen gegen die explizite Diskriminierung von Lesben und Schwulen in der 
Armee wandten, konnte sich Präsident Clinton nicht gegen die homophobe 
Führung des Pentagon durchsetzen. In einigen Kommunen hingegen wer- 
den homosexuelle Partnerschaften offiziell anerkannt, was u. a. sozialpoli- 
tische Vorteile mit sich bringt, da nun die Möglichkeit einer gemeinsamen 
Krankenversicherung besteht. 

Der nächste Ansatz, das »Expanding Opportunity Model«, ist aufgrund der 
Schwäche des Sozialstaats und der Tendenz, geschlechtsspezifische Diffe- 
renzen auf Kosten von Frauen zu minimieren, in den USA kaum zum Zuge 
gekommen. Obwohl auch der amerikanische Staat eine geschlechtsspezifi- 
sche Verteilung der Sozialhilfe vornimmt (Gordon 1990), ist das soziale 
Netz sehr viel weiter geknüpft als in der BRD. Familienpolitisch motivierte 
Arbeitsmarktpolitik wie bezahlten Schwangerschafts- oder Mutterschafts- 
urlaub gibt es nur für eine kleine Minderheit der Arbeitnehmerinnen 
(Lemke 1993). 50% der beschäftigten Frauen erhalten eine unbezahlte 
Freistellung, die sich aber gerade Frauen in schlecht bezahlten Jobs nicht 
leisten können. Da etwa 85% der Frauen in ihrem Leben schwanger wer- 
den, ist die Nicht-Berücksichtigung ihrer biologischen und sozialen Repro- 
duktionsverantwortung ein großes Hindernis für eine tatsächliche Gleich- 
stellung, die nicht auf eine bloße Assimilation an männliche Erwerbsbio- 
graphien hinausläuft. 

Eines der eklatantesten Beispiele für die Probleme des amerikanischen 
Staates mit weiblicher Differenz umzugehen, lieferte ein 1976 gefälltes 
Urteil des Verfassungsgerichts (General Electric gegen Gilbert). Hier wur- 
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de der Entzug der firmeneigenen Krankenversicherung gegenüber einer 
schwangeren Frau verhandelt, die die Krankenhauskosten der Entbindung 
erstattet sehen wollte. Das Verfassungsgericht lehnte die Title VII-Klage 
mit der Begründung ab, daß es sich hier nicht um eine Diskriminierung von 
Frauen, sondern von »pregnant people« handeln würde (Mezey 1992). Das 
Urteil löste in der Öffentlichkeit einen Sturm der Empörung aus und wurde 
1978 vom Kongress mit dem »Pregnancy Disability Act« beantwortet, der 
Diskriminierung aufgrund von Schwangerschaft für illegal erklärte. 
Vorteilhaft wirkt sich für amerikanische Frauen das amerikanische Schul- 
system aus, da die flächendeckende Verbreitung der Ganztagsschule Er- 
werbstätigkeit von Frauen erleichtert und so zur Gleichstellung im Berufs- 
leben beitragen kann. Dieses Schulsystem ist jedoch nicht Teil einer be- 
wußten Policyentscheidung für Gleichstellung gewesen. 

Die deutsche Sozial- und Familienpolitik verhält sich dagegen ambivalent 
gegenüber dem »Expanding Opportunity Model«: Einerseits ermöglichen 
sozialstaatliche Maßnahmen, wie der gesetzlich vorgeschriebene und fi- 
nanzierte Mutterschafts- und Erziehungsurlaub, Müttern eine zeitlang bei 
ihren Kindern zu bleiben, gleichzeitig fehlen jedoch Wiedereingliede- 
rungsmaßnahmen und Jobgarantien und die ausreichende Bereitstellung 
von Kindergartenplätzen und -horten. Im Ergebnis werden Abschlagszah- 
lungen an Frauen gewährt, die sie für ein unter- oder abgebrochenes Be- 
rufsleben und die Abhängigkeit vom »Ernährer« oder dem Sozialstaat ent- 
schädigen sollen. Dies ist u. a. der Grund, warum die Bundesrepublik in 
Europa eine der höchsten Raten nicht erwerbstätiger Hausfrauen hat 
(Becker 1989). Die deutsche Version des »Expanding Opportunity«- 
Ansatzes ist in sich widersprüchlich, da viele Elemente weniger auf »er- 
weiterte Chancen« von Frauen abzielen, sondern eher der Aufrechterhal- 
tung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, patriarchaler Familien- 
normen und der Erhöhung der Geburtenrate dienen. Wie schon bemerkt 
wurde, sind die Antidiskriminierungs- und »Affirmative Action«-Ansätze 
in der Bundesrepublik spät oder gar nicht implementiert worden, d. h. es 
wurde nicht versucht, aktive Gleichstellungspolitik zu betreiben. Dies läßt 
nach Steinberg Ratner Rückschlüße auf die Einschätzung der Ursache be- 
ruflicher Ungleichheit zu: wenn trotz fortbestehender Diskrepanz keine ak- 
tivere Gleichstellung erfolgt, ist die Ungleichheit »kein Thema«, weil sie in 
den Augen der politisch Verantwortlichen entweder einer »natürlichen« 
Arbeitsteilung oder akzeptierten Machtinteressen entspricht. 
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Fazit 


Der Vergleich zwischen den USA und der Bundesrepublik macht deutlich, 
daß in ökonomisch ähnlich strukturierten Ländern die politischen und hi- 
storischen Kontexte für die Inhalte und die Umsetzung von Gleichstel- 
lungspolitik eine große Rolle spielen. In den USA wird der Schwerpunkt 
auf Integration gelegt; Antidiskriminierungsmaßnahmen und »affirmative 
action« stehen im Vordergrund, während Modelle grundlegender Umbe- 
wertung und Umverteilung wie »comparable worth« nur begrenzte Chan- 
cen auf Erfolg haben. Sozialstaatliche Maßnahmen, die Frauen in ihrer Re- 
produktionsverantwortung berücksichtigen und entlasten, sind kaum ent- 
wickelt. Ansätze, die formale und gruppenbezogene Chancengleichheit - 
gemessen am männlichen Arbeitnehmer - ermöglichen, überwiegen deut- 
lich in Anzahl und Durchsetzung gegenüber Modellen, die die weibliche 
Differenz unterstreichen. 

In der Bundesrepublik wurde Gleichstellung bis Anfang der 70er Jahre auf 
die Herstellung formaler politischer Rechte reduziert, bei gleichzeitiger 
Aufrechterhaltung patriarchaler Familien- und Gemeinschaftsnormen und 
der damit einhergehenden geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. Einer- 
seits hat die Gleichberechtigung den Status eines Grundrechts in der deut- 
schen Verfassung, andererseits hat sich bis heute eine Definition von Frau- 
en erhalten, die ihre soziale Differenz gegenüber Männern perpetuiert. 
Formale Gleichstellungsgesetze sind der Bundesrepublik gegen ihren Wi- 
derstand von »außen« - durch die EG - vorgeschrieben worden und dem- 
entsprechend schwach in ihrer Umsetzung. Der deutsche Sozialstaat hat auf 
der anderen Seite Frauen als Schwangere und Mütter versorgt und gesetz- 
lich geschützt, jedoch mit der Perspektive, ihre volle Erwerbstätigkeit lang- 
fristig verzichtbar zu machen. Die kompensatorischen Leistungen durch 
den Sozialstaat dienen also nicht unbedingt der Integration von Frauen, 
sondern zur Betonung ihrer Differenz. 

Bisherige Verteilungsmuster haben sich z. T. geändert, etwa im Zugang zu 
Bildung und Ausbildung. Es scheint aber, als ob der langjährige Einsatz 
von Frauenbewegung und Feministinnen im Staat und außerhalb selbst mit 
der partiellen Unterstützung von Gewerkschaften, Parteien oder Bürge- 
rerchtsbewegung im wesentlichen nur die formalen Spielregeln ändern 
konnte, aber nur in geringem Maße die historisch gewachsenen und von 
sozialen Machtverhältnissen dominierten Verteilungsmuster. 


Literatur 


Becker, Uwe (1989): Frauenerwerbstätigkeit - Eine vergleichende Bestandsaufnahme, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, B 28/89, 7. Juli 
1989, S.22-33. 


Geschlecht und Arbeitsmarkt. Gleichstellungspolitik in den USA und der BRD 233 


Berghahn, Sabine (1993): Frauen, Recht und langer Atem - Bilanz nach 40 Jahren Gleichstel- 
lungsgebot in Deutschland, in: Gisela Helwig, Hildegard Maria Nickel (Hrsg.), Frauen in 
Deutschland 1945-1992, Bonn, S.71-138. 

Buechler, Steven M. (1990): Women's Movements in the United States: Woman Suffrage, 
Equal Rights, and Beyond, New Brunswick. 

Dean, Virginia, Roberts, Patti und Carroli Boone (1984): Comparable Worth under Various 
Federal and State Laws, in: Remick, Helen (Ed.), Comparable Worth and Wage Discrimi- 
nation: Technical Possibilities and Political Realities, Philadelphia. 

Dex, Shirley und Lois B. Shaw (1986): British and American Women at Work, Do Equal Op- 
portunities Policies Matter? New York. 

Ferree, Myra Marx and Beth B. Hess (1985): Controversy and Coalition: The New Feminist 
Movement, Boston 

Ferree, Myra Marx (1987): Equality and Autonomy: Feminist Politics in the United States and 
West Germany, in: Katzenstein, Mary Feinsod; Carol McClurg Mueller (eds.), The Wo- 
men's Movements of the United States and Western Europe, Consciousness, Political Op- 
portunity, and Public Policy, Philadelphia, S.172-195. 

Geib, Joyce (1989): Feminism and Politics. A Comparative Perspective, Berkeley. 

Gordon, Linda (ed.) (1990): Women, the State, and Welfare, Madison. 

Harrison, Cynthia (1980): A »New Frontier« for Women: The Public Policy of the Kennedy 
Administration, in: The Journal of American History 67, S.630-646. 

Johansen, Elaine (1984): Comparable Worth, The Myth and the Movement, Boulder und Lon- 
don. 

Kitschelt, Herbert (1986): Political Opportunity Structures and Political Protest: Anti-Nuclear 
Movements in Four Democracies, in: British Journal of Political Science, Vol. 16, January 
S.57-85. 

Lemke, Christiane (1993): Sozialpolitik als Geschlechterpolitik; Über Ursprünge und Ent- 
wicklungen des amerikanischen Wohlfahrtstaates, in: Comparativ, Leipziger Beiträge zur 
Universalgeschichte und vergleichenden Gesellschaftsforschung, 5/93, S.88-99. 

MacKinnon, Catherine (1979): Sexual Harassment of Working Women, New Haven. 

Mezey, Susan Gluck (1992): In Pursuit of Equality; Women, Public Policy, and the Federal 
Courts, New York. 

Norris, Pippa (1987): Politics and Sexual Equality: The Comparative Position of Women in 
Western Democracies, Boulder. 

Ratner, Ronnie Steinberg (ed.) (1980): Equal Employment Policy for Women, Strategies for 
Implementation in the United States, Canada, and Western Europe, Philadelphia. 

Ruggie, Mary (1984): The State and Working Women, A Comparative Study of Britain and 
Sweden, New Jersey. 

Schmid, Günther (1991): Women in the Public Sector, Women and Employment Restructu- 
ring, Papier für: Organization for the Economic Co-Operation and Development, General 
Distribution OCDE/GD (91) 213, Paris. 

Steinberg, Ronnie; Cook, Alice (1988): Policies Affecting Women's Employment in Industrial 
Countries, in: Stromberg, Ann H.;, Harkess, Shirley (eds.), Women Working, Theories and 
Facts in Perspective, California, S.307-328. 

Wahl, Angelika v. (1994a): Equal Employment Policies for Women in West Germany and the 
United States: A Comparative Study, Paper presented at the XVIth World Congress of the 
International Political Science Association, August 21-25 1994, Berlin. 

Wahl, Angelika v. (1994b): Berufliche Gleichstellung von Frauen in den USA und der Bun- 
desrepublik, Dissertation, Berlin. 

Wood, Dan (1990): Does Politics Make a Difference at the EEOC? in: American Journal of 
Political Science, Vol. 34, Nr. 2, Mai, S.503-530. 

Young, Iris Marion (1990): Justice and the Politics of Difference, Princeton. 


Brian Barry 


Ist soziale Gerechtigkeit eine Illusion? 


Zweifellos stammt die einflußreichste Kritik der Idee sozialer Gerechtig- 
keit von F. A. Hayek, dessen Buch Die Illusion der sozialen Gerechtigkeit 
(1976; dt. 1981) ich den Titel dieses Aufsatzes entleihe. Bei Hayek wird 
allerdings nicht klar, ob sein Angriff gegen die allgemeine Vorstellung ge- 
richtet ist, daß die Einkommensverteilung innerhalb einer Gesellschaft ei- 
nem moralischen Urteil unterworfen werden kann, oder ob sich sein An- 
griff nur auf ein bestimmtes Konzept sozialer Gerechtigkeit bezieht, jenes 
nämlich, demzufolge die Einkommensverteilung der persönlichen Leistung 
entsprechen sollte. Hayek trägt Argumente vor, die angeblich gegen jede 
moralische Bewertung der Verteilung von Einkommen und Reichtum ge- 
richtet sind. Doch wann immer er Beispiele für die von ihm kritisierten 
Forderungen anführt, wenden sich seine Argumente gegen ein Konzept 
sozialer Gerechtigkeit, demzufolge das Einkommen den individuellen 
Verdiensten entsprechen müsse. Die Erklärung für diese Neigung, zwei 
sehr verschiedene Forderungen in einen Topf zu werfen, findet sich im 
Vorwort seines Buches, wo uns Hayek erklärt, daß er ursprünglich zeigen 
wollte, daß Versuche, soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen, mit den Me- 
chanismen des Marktes nicht vereinbar wären (eine Folgerung, die einen 
natürlich auch auf den Gedanken bringen könnte, daß nicht mit der Idee 
sozialer Gerechtigkeit, sondern mit dem Markt etwas nicht stimmt). Er ha- 
be jedoch bei der Umarbeitung des ersten Entwurfs »erkannt, ..., daß der 
Begriff "soziale Gerechtigkeit! vollkommen leer und bedeutungslos« sei 
(Hayek 1976, XI im Vorwort der Orginalausgabe). 

Hayek berichtet uns aber nicht, wie die Konzeption sozialer Gerechtigkeit 
ausgesehen hat, deren Unvereinbarkeit mit dem Marktmechanismus er ur- 
sprünglich nachweisen wollte. Freilich deutet die Argumentation in seinem 
Buch darauf hin, daß es sich um die Vorstellung handelte, die Einkommen 
sollten den persönlichen Verdiensten entsprechen. Hayek behauptet nun, es 
sei ein Fehler anzunehmen, die Markteinkommen könnten durch Leistung 
gerechtfertigt sein, vielmehr würde gelten, daß »der Erlös der Anstrengun- 
gen der Leute nicht dem erkennbaren Verdienst korrespondiert« (Hayek 
1981, 104). Von daher ist leicht einzusehen, wie das ursprüngliche Argu- 
ment gelautet hätte, denn es scheint offensichtlich zu sein, daß das Ziel, die 
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Verteilungsergebnisse mit den Verdiensten in Übereinstimmung zu brin- 
gen, unweigerlich Eingriffe in die Resultate des Marktes erforderlich ma- 
chen würde. 

Wie wir gesehen haben, lautet Hayeks revidierte These, das Konzept sozia- 
ler Gerechtigkeit sei im Grunde ein Ausdruck ohne verständlichen Sinn 
und nicht, wie zuvor, zwar verständlich aber schädlich. Mit der Behaup- 
tung, ein Ausdruck habe überhaupt keine Bedeutung, handelt man sich je- 
doch offenbar das Problem ein, daß es unmöglich wird zu sagen, was man 
überhaupt angreift. Wir können nur versuchen, dies zu rekonstruieren, in- 
dem wir uns ansehen, wogegen sich Hayek tatsächlich wendet. 

Hayeks extremste Behauptung lautet, daß eine moralische Bewertung der 
Mechanismen eines ökonomischen Systems keinen Sinn mache, da es sich 
hier gewissermaßen um einen Naturgegenstand handle: »Der Ausdruck 
soziale Gerechtigkeit«, sagt er, »gehört nicht in die Kategorie des Irrtums, 
sondern in die des Unsinns, wie der Ausdruck 'ein moralischer Stein'« 
(Hayek 1981, 112). 

Auch wenn ich nicht glaube, daß Hayek jemals exakt die Worte seiner 
Schülerin Margaret Thatcher verwendet hat, wonach es »so etwas wie die 
Gesellschaft« nicht gebe, sagt er eine Reihe von Dingen, die auf dasselbe 
hinauslaufen. Es existiere, so Hayek weiter, »kein Subjekt, von dem eine 
solche Ungerechtigkeit begangen werden kann« (Hayek 1981, 111). Daher 
sollten wir genausowenig »eine Gesellschaft« moralisch verantwortlich da- 
für machen, daß manche ihrer Mitglieder verhungern, wie wir einen Vul- 
kan dafür verantwortlich machen, daß er Tod und Zerstörung bringt. Des- 
halb sollte es unsere »Gewißheit«, wonach »soziale Gerechtigkeit« Sinn 
mache, »erschüttern«, daß »wir dieselben Gefühle auch im Hinblick auf 
Unterschiede in menschlichen Schicksalen haben, für die offensichtlich 
keine menschliche Tätigkeit verantwortlich ist und die Ungerechtigkeit zu 
nennen darum offensichtlich absurd wäre« (Hayek 1981, 100). 

Der offensichtliche Fehler dieser Analogie besteht darin, daß Keine politi- 
sche Intervention den Ausbruch eines Vulkans verhindern kann, während 
die Aufrechterhaltung einer marktbestimmten Verteilung von Einkommen 
und Reichtum auf politischen Entscheidungen beruht. Selbst Hayek muß 
zugeben, daß - aufgrund falscher Vorstellungen natürlich, und »weitgehend 
als Folge staatlicher Maßnahmen, die auf die vermeintlichen Erfordernisse 
'sozialer Gerechtigkeit' abzielen« - die meisten Länder heute eine »in ho- 
hem Maße interventionistische 'gemischte' Wirtschaft« (Hayek 1981, 115) 
haben. Daher muß er auch eingestehen, daß tatsächlich eine Entscheidung 
zu treffen ist »zwischen einer echten Marktordnung, die eine Verteilung 
nach irgendeinem Standard materieller Gerechtigkeit weder erreicht noch 
erreichen kann, und einem System, in dem die Regierung ihre Macht be- 
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nutzt, irgendeinen derartigen Standard zur Geltung zu bringen« (Hayek 
1981, 116). Von daher, so scheint mir, kann Hayek nicht bestreiten, daß 
»eine Gesellschaft« vermittels ihrer politischen Institutionen handeln und 
damit die eine oder die andere Form von ökonomischem System erzeugen 
kann. Wahrscheinlich hielt er es nur deshalb für lohnend, Die Mllusion der 
sozialen Gerechtigkeit zu schreiben, weil er dieser Auffassung war. 
Wenden wir uns daher rasch von dieser extremen Doktrin ab, die Haycks 
Verteidigung des Marktes mitsamt der Marktkritik anderer Autoren unter- 
laufen würde, denn es ist genauso sinnvoll, ein natürliches Phänomen zu 
loben, wie es zu kritisieren. Das Argument, das Hayek in dem Kapitel, das 
dem Angriff auf das Konzept sozialer Gerechtigkeit gewidmet ist’, am 
häufigsten wiederholt und das ihm daher am wichtigsten zu sein scheint, 
lautet etwa folgendermaßen: Wenn wir tatsächlich eine Gesellschaft haben, 
in der es keinen Akteur gibt, der für eine absichtliche Bestimmung der Ein- 
kommen verantwortlich ist, dann kann die Einkommensverteilung in dieser 
Gesellschaft auch nicht moralisch kritisiert werden. Weil in einer Mark- 
tordnung niemand für die aus ihr resultierende Verteilung der Einkommen 
verantwortlich ist, macht es daher auch keinen Sinn, diese Verteilung ge- 
recht oder ungerecht zu nennen. In einer Marktwirtschaft ist »der Begriff 
'soziale Gerechtigkeit’ notwendig leer und ohne Bedeutung, weil hier nie- 
mandes Wille die relativen Einkommen der verschiedenen Leute bestim- 
men oder verhindern kann, daß sie teilweise vom Zufall abhängig sind« 
(Hayek 1981, 101). Oder, an anderer Stelle: »Gerechtigkeitserwägungen 
sind im Hinblick auf die Bestimmung einer Größe, die nicht von irgendje- 
mandes Wille oder Wunsch, sondern von Umständen abhängt, die niemand 
in ihrer Gesamtheit kennt, schlicht sinnlos« (Hayek 1981, 114). 

Diese Argumentation unterscheidet sich von seinem extremen Standpunkt 
auf folgende Weise. Hayek scheint zuzugestehen, daß der Begriff sozialer 
Gerechtigkeit nur »in einer Marktgesellschaft« sinnlos ist. Vorausgesetzt, 
es gäbe eine Art kollektiver Verantwortung für dıe Verteilungsergebnisse, 
wären die Bedingungen für eine logisch nachvollziehbare Kritik erfüllt. 
Was kann man dazu sagen? Ich vermute, daß diese Behauptung auf einer 
Prämisse beruht, die nicht untermauert werden kann und wie folgt lautet: 
Wenn einige Verteilungsresultate die kumulierte Wirkung von Handlungen 
sind, dıe seitens der Akteure nicht in der Absicht unternommen wurden, 
diese Resultate zu erzeugen, ist das Gesamtresultat gegen moralische Be- 


1 Das Kapitel über »'Soziale' oder distributive Gerechtigkeit« nimmt vierzig Seiten ein. Der 
Rest des Buches ist wichtig für die Interpretation dieses Kapitels, fügt dem Argument der 
angeblichen Bedeutungslosigkeit des Ausdrucks »soziale Gerechtigkeit« allerdings nichts 
wesentliches hinzu. 
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wertungen immun, denn niemand kann dafür verantwortlich gemacht wer- 
den. 

Um einzusehen daß eine solche Konstruktion nicht haltbar ist, genügt es, 
ein Beispiel einer »tragedy of the commons« zu betrachten. In einem sol- 
chen Fall haben unabhängige Entscheidungen innerhalb eines mangelhaf- 
ten Rahmens von Regeln ein Ergebnis zur Folge, das für jeden Beteiligten 
schlechter ist als ein anderes, das mit anderen Regeln hätte erreicht werden 
können. Nehmen wir an, jedes Mitglied eines Gemeinwesens, darf nach ei- 
genem Gutdünken Tiere auf die Gemeindewiese schicken, und jedes Mit- 
glied trifft unabhängig die Entscheidung, so lange weitere Tiere auf diese 
Wiese zu führen, wie davon sein individueller Nutzen gesteigert wird. Nun 
ist die Annahme plausibel, daß diese Strategie, wenn sie von allen verfolgt 
wird, den wirtschaftlichen Wert der Gemeindeweide praktisch zerstören 
und damit alle Mitglieder des Gemeinwesens schlechter stellen wird, als sie 
es unter einer Art Quotenregelung gewesen wären, mit der die Gesamtzahl 
der Tiere auf das für die Weide langfristig tragbare Maß begrenzt worden 
wäre. 

Man hat darauf hingewiesen, daß mittelalterliche Gemeinwesen normaler- 
weise nicht auf diese Weise funktionierten und die Zahl der Tiere, die ein 
Mitglied weiden lassen durfte, begrenzt war. Es gibt allerdings tatsächlich 
Beispiele für das Phänomen, etwa das Sammeln von Feuerholz in einigen 
Gegenden der Welt. Auch mit den Weltmeeren jenseits der Hohheitsge- 
wässer läßt sich dieses Phänomen illustrieren, sofern keine internationalen 
Abkommen zur Begrenzung des Fischfangs vorhanden sind. 

Nun ist klar, daß diese »tragedy of the commons« nicht die Folge eines 
gemeinsamen Plans mit eben diesem Ziel ist. Auch wurde es von keinem 
der Beteiligten gewünscht oder beabsichtigt, deren Handlungen in ihrer 
Gesamtheit dieses Resultat hatten. Im Gegenteil, jeder handelte nur in sei- 
nem eigenen Interesse, innerhalb des institutionellen Rahmens, in dem er 
sich bewegte. Doch gerade das erwies sich als falsch! Die »tragedy of the 
commons« liegt darin begründet, daß die unumwundene, nichtstrategische 
Interessenverfolgung jedes Einzelnen zu einem Ergebnis führt, das für alle 
schlechter ist als das, was hätte erreicht werden können, wenn man auf an- 
dere Weise gehandelt hätte. Wir kritisieren das Ergebnis also gerade im 
Hinblick auf die mangelhaften Regeln, aufgrund derer es zustande kam. 
Dieselbe Überlegung kann auf die Verteilungsresultate der Marktgesell- 
schaft angewandt werden. Gehen wir einmal von einer reinen Marktwirt- 
schaft aus, das heißt einer Wirtschaft, in der die Einkommen durch die Fol- 
gen privater Entscheidungen über den Einsatz von Produktionsfaktoren 
bestimmt werden. Es kann zuverlässig vorhergesagt werden (sowohl auf- 
grund analytischer Überlegungen wie historischer Erfahrungen mit solchen 
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Ökonomien), daß manche der Beteiligten ein geringes oder gar kein Ein- 
kommen erzielen werden: jene, die ein Einkommen nur durch den Verkauf 
ihrer Arbeitskraft erzielen können und (weil sie krank, behindert, zu jung 
oder zu alt sind, oder aus Mangel an Beschäftigungschancen) wenig oder 
nichts für sie bekommen. Es kann ebenfalls vorausgesagt werden, daß die- 
jenigen, die in großem Umfang Land oder Kapital besitzen, sowie eine 
glückliche Minderheit derer, die vom Verkauf ihrer Arbeitskraft leben 
(besonders, wenn die Chancen, berufliche Qualifikationen zu erwerben, 
streng begrenzt sind), am Ende ein Vielfaches des durchschnittlichen Ein- 
kommens erhalten werden. Nun ist gewiß einsichtig, daß die Vorstellung, 
diese Einkommensverteilung sei das Resultat gemeinsamer Anstrengungen 
mit eben diesem Ziel, gar nicht notwendig ist, um gegen diese Form der 
Einkommensungleichheit moralische Einwände erheben zu können. Ganz 
im Gegenteil: Wie bei der »tragedy of the commons« richtet sich die Kritik 
eindeutig gegen die unzulänglichen Regeln, die es ermöglichen, daß die 
einzelnen Handlungen durch ihre kumulierte Wirkung diese Ungleichheit 
hervorbringen. 

Daher ist auch Hayeks Behauptung nicht haltbar. Wenn wir John Rawls 
folgen und die Prinzipien der Gerechtigkeit als jene Grundsätze definieren, 
die die Grundstruktur einer Gesellschaft bestimmen sollten (Rawls 1971, 
12f), dürfte offensichtlich sein, daß die Möglichkeit, die Gerechtigkeit von 
Marktresultaten in Frage zu stellen, nicht durch Hayeks Behauptung beein- 
trächtigt wird, daß diese nicht absichtlich herbeigeführt werden, sondern 
als kumulierte Folgen vieler Einzelhandlungen entstehen, die ohne Rück- 
sicht auf ihre schließliche distributive Wirkung unternommen wurden. In 
Wahrheit schlägt Hayek selbst ein Prinzip vor, das Rawls als Gerechtig- 
keitsprinzip bezeichnen würde. Es handelt sich dabei um jenes Prinzip, das 
Rawls in der Theorie der Gerechtigkeit als den wichtigsten Rivalen seiner 
eigenen Prinzipien betrachtet: das utilitaristische. In einem späteren Kapitel 
der Illusion der sozialen Gerechtigkeit trägt Hayek nämlich das folgende 
Kriterium für die Bewertung von Gesellschaften vor: »Die Gute Gesell- 
schaft ist eine Gesellschaft, in der es wahrscheinlich ist, daß die Chancen 
jeder beliebigen Person so groß wie möglich sind« (Hayek 1981, 178). 
Dies bedeutet offensichtlich dasselbe, wie zu sagen, daß die durchschnittli- 
che Erwartung maximiert werden soll, und dies ist das utilitaristische Kri- 
terium. Wenig überraschend ist Hayeks Behauptung, daß eine Marktord- 
nung auf effektivere Weise zu Ergebnissen führt, die dem utilitaristischen 
Kriterium entsprechen, als jede andere mögliche Ordnung. Dagegen sind 
zwar Einwände möglich, doch will ich mich darauf an dieser Stelle gar 
nicht einlassen. Der Punkt ist, daß Hayek ganz offensichtlich nicht glaubt, 
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daß die »Unpersönlichkeit« der Marktkräfte tatsächlich zur Folge hat, daß 
wir keine Rechtfertigung ihrer Ergebnisse verlangen können. 

Wie Hayek ebenfalls schreibt, hat er nichts gegen Rawls Theorie der Ge- 
rechtigkeit einzuwenden. Das finden viele Leute ganz erstaunlich, was dar- 
auf schließen läßt, daß sie nicht verstanden haben, wogegen sich Hayeks 
Angriff in Wahrheit richtet. Hajek betont, er habe »keinen grundsätzlichen 
Streit mit einem Autor, der, bevor er sich jenem Problem zuwendet, aner- 
kennt, daß die Aufgabe, spezifische Systeme oder Verteilungen erwünsch- 
ter Dinge als gerecht auszuwählen, 'als prinzipiell verfehlt aufgegeben 
werden muß und eine definitive Antwort ohnehin nicht zuläßt. Eher defi- 
nieren die Prinzipien der Gerechtigkeit die entscheidenden Beschränkun- 
gen, denen Institutionen und gemeinsame Aktivitäten genügen müssen, 
wenn Personen, die damit befaßt sind, ihnen gegenüber keine Klagen ha- 
ben sollen. Wenn diesen Beschränkungen genügt wird, mag die resultie- 
rende Verteilung, wie auch immer sie ausfällt, als gerecht akzeptiert wer- 
den (oder zumindest nicht als ungerecht)'« (Hayek 1981, 138, Rawls 1963 
zitierend).” Und abschließend meint Hayek: »Dies ist mehr oder weniger, 
was ich in diesem Kapitel darzulegen versucht habe« (ebd.). 

Was Hayek sich hier herausgreift, um es mit Beifall zu bedenken, ist Rawls 
Prozeduralismus: sein Gedanke, daß der vorrangige Gegenstand morali- 
scher Bewertung Institutionen sind und daß, wenn die Institutionen gerecht 
sind, auch die Resultate für »gerecht oder zumindest nicht ungerecht« ge- 
halten werden müssen. Falsch wäre von daher das Verfahren, ein bestimm- 
tes Einzelresultat herauszugreifen und eine Rechtfertigung dafür zu verlan- 
gen. Die einzige Rechtfertigung, die nach Rawls und Hayek möglich und 
wünschbar ist, ist eine Rechtfertigung der Gruppe von Regeln, die zu die- 
sem bestimmten Ergebnis geführt haben. Bemerkenswert ist allerdings, daß 
dies alles vollkommen mit der Auffassung in Einklang steht, wonach die 
sich aus dem Markt ergebende Einkommensverteilung nach der Steuerer- 
hebung ausgeglichener sein sollte. Denn das wäre eine Frage der richtigen 
Regeln. Hayek würde zweifellos sagen, dies sei nach seinem utilitaristi- 
schen Kriterium keine gute Idee (obwohl andere utilitaristische Ökonomen 
nicht mit ihm übereinstimmen würden). Doch er könnte nicht sagen, daß 
sich dieses Vorgehen dem Einwand gegen Eingriffe in individuelle Ein- 
kommen aussetzen würde. Ebensowenig könnte er etwas gegen Rawls’' 
»Differenzprinzip« haben, demzufolge die Chancen der Schlechtestgestell- 
ten so groß wie möglich sein sollten, denn diese Forderung liegt insofern 


2 Hayek sagt in einer Anmerkung, daß er in der Theorie der Gerechtigkeit keine ähnlich 
klare Formulierung des Hauptpunkts findet. Tatsächlich ist er für Rawls’ Buch von zen- 
traler Bedeutung und wird oft wiederholt. 
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auf einer Linie mit dem Utilitarismus als die Frage nach der Rechtfertigung 
eines individuellen Einkommens nicht gestellt wird. 

Rawls’ Differenzprinzip liegt seine These zugrunde, daß der Begriff des 
Verdienstes auf ökonomische Resultate nicht angewandt werden kann. 
»Die Gerechtigkeitsgrundsätze... erwähnen das moralische Verdienst nicht, 
und die Verteilung richtet sich keineswegs nach ihm« (Rawls 1975, 345). 
Ich komme hier auf die Behauptung zurück, daß Hayek unter dem Titel 
»soziale Gerechtigkeit« in Wahrheit die spezifische Vorstellung kritisiert, 
daß ökonomische Verteilungsergebnisse nach dem Verdienst beurteilt wer- 
den sollten. In der Tat ist Hayeks Aussage bedeutsam, »bedauerlich und 
verwirrend« finde er lediglich, daß Rawls »in diesem Zusammenhang den 
Ausdruck 'soziale Gerechtigkeit’ verwendet« (Hayek 1981, 138). Also kann 
Hayek, obwohl er behauptet, daß der Ausdruck sinnlos sei, offenbar erken- 
nen, wenn er falsch gebraucht wird. Seiner Ansicht nach ist Rawls’ Theorie 
keine Theorie der sozialen Gerechtigkeit. 

Es gibt allerdings im Hinblick auf die persönliche Leistung einen wichtigen 
Unterschied zwischen den Auffassungen von Rawls und Hayek. Rawls be- 
hauptet, daß der Begriff in diesem Zusammenhang deshalb keine Verwen- 
dung habe, weil alles, was Menschen mehr oder weniger produktiv ma- 
chen, eine Frage des Glücks sei, weshalb sie dafür keine Belohnung bean- 
spruchen könnten.’ Hayek gesteht dagegen offenbar zu, daß es sinnvoll ist, 
über die Verdienste von Personen zu reden: »Natürlich muß zugegeben 
werden, daß die Art und Weise, in der die Wohltaten und Lasten durch den 
Marktmechanismus verteilt werden, in vielen Fällen als sehr ungerecht an- 
gesehen werden müßte, wenn sıe das Resultat einer absichtlichen Zuteilung 
an bestimmte Leute wäre« (Hayek 1981, 95, im Original kursiv). Dies ist 
ein wichtiges Zugeständnis, denn es bedeutet, daß Hayek die Schlußfolge- 
rung, daß Marktresultate ungerecht seien, nur dadurch abwehren kann, daß 
er auf die Vorstellung zurückgreift, es sei »offensichtlich absurd«, Gerech- 
tigkeit zu fordern von einem Prozeß, »dessen Auswirkung auf bestimmte 
Leute weder beabsichtigt noch von irgendjemandem vorhergesehen war« 
(ebd.). Doch das Argument dagegen gilt für Verdienst wie für irgend ein 
anderes Kriterium: Wir können einen Markt genau deshalb kritisieren, weil 
er keine Resultate erbringt, die mit dem Verdienst übereinstimmen, und auf 
dieser Basıs können wir vorschlagen, ihn zu verändern oder zu überwin- 
den. 

Angenommen, wir akzeptieren Hayeks Auffassung (gegen Rawls), wonach 
es Sinn mache zu fragen, inwiefern die Marktresultate dem individuellen 


3 Ich habe in Theories of Justice (Barry 1989, Kap. 6) dieses Argument und seine Stellung 
als Grundlage des Differenzprinzips eingehend erörtert. 
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Verdienst entsprechen, und verwerfen dann Hayeks Argument, man könne 
daraus keine Folgerungen im Hinblick auf Gerechtigkeit ziehen, so könnte 
Hayek immer noch sagen - und daran liegt ihm offenbar am meisten -, daß 
jeder Versuch, die Konsequenzen solcher Bewertungen individueller Ver- 
dienste in die Praxis umzusetzen, die von einer Marktwirtschaft erzeugte 
Dynamik aushöhlen würde. Gestehen wir dies um der Argumentation wil- 
len einmal zu. Was folgt daraus? Wenn wir den Begriff sozialer Gerechtig- 
keit mit dem des Verdienstes verknüpfen, kommen wir zu dem Schluß, daß 
soziale Gerechtigkeit mit der wirtschaftlichen Dynamik in Konflikt steht. 
Dies wäre, wie mir scheint, keine überraschende oder fürchterlich beunru- 
higende Schlußfolgerung. Die Vorstellung, daß Gerechtigkeit und Nutzen 
miteinander in Konflikt geraten können, ist schließlich recht gängig. Wenn 
wir also (was keineswegs selbstverständlich ist) annehmen, daß die öko- 
nomische Dynamik den durchschnittlichen Nutzen steigert, zeigt dies nur, 
daß wir einen Abgleich bewerkstelligen müssen. Als Alternative könnten 
wir uns das umfassendere (Rawlssche) Konzept sozialer Gerechtigkeit zu 
eigen machen, das alle Kriterien für die Bewertung von Institutionen ein- 
schließt. Wir könnten dann folgern, daß soziale Gerechtigkeit (mindestens) 
zwei Kriterien umfaßt: Verdienst und wirtschaftliche Dynamik, wobei bei- 
den ein Wert zukommt. 

Wie auch immer wir uns entscheiden, es bleibt uns die Möglichkeit, beiden 
Kriterien Gewicht zu verleihen. Wenn wir davon überzeugt wären, es sei 
nicht wünschenswert, ohne jede Rücksicht auf wirtschaftliche Effizienz ei- 
ne auf Verdienst beruhende Allokation anzustreben, könnten wir uns, ge- 
mäßigt durch diese Einsicht, uns um eine nur teilweise am Verdienst aus- 
gerichtete Lösung bemühen. 

An dieser Stelle ergibt sich auch eine methodologische Einsicht. Wir kom- 
men bei keinem wirklichen Problem der Sozialpolitik wesentlich voran, 
solange wir in Hayeks Schwarz-Weiß-Schema von rein marktbegründeter 
versus rein verdienstbegründeter Verteilung gefangen bleiben. In der wirk- 
lichen Welt findet sich weder die eine noch die andere Option in reiner 
Form. Ich glaube nicht, daß es möglich ist, ein Land zu finden, in dem Ar- 
beitsverträge so vollkommen abhängig von Marktkräften sind, wie es zum 
Beispiel Terminkontrakte für Schweinebäuche sind. Bei der Entlohnung 
von Arbeitskräften spielen immer gesellschaftliche Konventionen und Ab- 
hängigkeiten eine Rolle. Mehr noch, solange nicht alle Arten von Tarifver- 
handlungen vom Staat unterdrückt werden (ironischerweise verlangt die 
Hayeksche »Liberalität« einen derartigen Angriff auf ein wichtiges Frei- 
heitsrecht), wird die Entlohnung eine Frage von Abmachungen sein, in der 
Vorstellungen über Verdienst eine Rolle spielen. Gleichzeitig wird meiner 
Auffassung nach jedes ökonomisch tragfähige System der Einkommens- 
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bestimmung, das sich auf einen langen Zeitraum erstreckt, gewisse Vor- 
kehrungen zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage enthalten: Arbeits- 
plätze, für die dauerhaft geringe Nachfrage herrscht, werden auf die eine 
oder andere Weise mit besseren Bedingungen ausgestattet. Ich kenne kein 
System, in dem drastische Ungleichgewichte auf unabsehbare Zeit toleriert 
werden. 
Eine Möglichkeit, den Marktmechanismus mit Forderungen nach sozialer 
Gerechtigkeit (im Hinblick auf Verdienst) zu kombinieren, wäre es, in die 
Gesamtspanne der Einkommensverteilung nach Steuern ein Urteil darüber 
einzubauen, in welchem Maße Einkommensunterschiede dıe Verdienste 
der Einzelnen widerspiegeln sollen. Die verbreitete Gleichsetzung von so- 
zialer Gerechtigkeit mit progressiver Einkommensbesteuerung zum Aus- 
gleich der Verteilungsunterschiede entspringt, aus nachvollziehbaren 
Gründen, dem Bestreben nach verdienstgegründeter Gerechtigkeit, das ein- 
hergeht mit der Anerkennung der Stärke des Hayekschen Arguments gegen 
Versuche, individuelle Einkommen auf eine Vorstellung von Verdienst hin 
auszurichten, indem man ein zentrales und autoritatives System der Lohn- 
bestimmung einführt. Es gibt gute Gründe für folgende Annahme: Je höher 
wir die Einkommensleiter hinaufklettern, desto mehr entspringen die Ein- 
kommen entweder Erbschaften, ökonomischen Renten aufgrund seltener 
natürlicher Talente, der Macht, sein eigenes Einkommen festzulegen, wie 
sie die Generaldirektoren großer Firmen besitzen, oder schierem Glück. 
Nichts davon hat mit persönlichem Verdienst zu tun. Ein System progres- 
siver Einkommensbesteuerung, das ab dem Punkt steil nach oben weist, ab 
dem die Einkommen weitgehend solchen Quellen entspringen, würde ein 
gewisses Maß an verdienstorientierter Gerechtigkeit verwirklichen und 
gleichzeitig jede kollektive Beurteilung individueller Einkommen vermei- 
den. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Zwischen Keich und Lippe: 
Die Roile der Mainstream-Okoncmie bei der 
Gestaltung der Wirtschaftspolitik' 


Vor mehreren Jahren diskutierte ich in New York vor einem Publikum von 
Reformpolitikern der Demokraten mit einem führenden neoklassischen 
Ökonomen. Ich hatte den ersten Part und plädierte für eine Reihe fort- 
schrittlicher Initiativen zugunsten eines beschleunigten Lohnwachstums, 
stärkerer demokratischer Teilhabe in den Betrieben und größerer sozialer 
Sicherheit. Mein Debattengesner ließ die tagesaktuellen Lieblingsthemen 
des Mainstreams Revue passieren und betonte, das amerikanische Haus- 
haltsdefizit müsse drastisch beschnitten werden, bevor überhaupt ernsthaft 
an andere politische Initiativen zu denken sei. Warum? Weil, wie er be- 
hauptete, hohe Haushaltsdefizite private Investitionen »verdrängten« und 
das Wirtschaftswachstum lähmten. In meiner Antwort wies ich darauf hin, 
daß er selbst eine bahnbrechende Arbeit verfaßt hatte, in der dargelegt 
wird, daß unter bestimmten Bedingungen Haushaltsdefizite Investitionen 
im privaten Sektor keineswegs verdrängen, sondern diese vielmehr stimu- 
lieren. Er überging meine Nadelstiche, schenkte dem Hinweis auf seine 
möglicherweise inkonsistente Argumentation keinerlei Beachtung, bekräf- 
tgte, daß die negativen Auswirkungen von Defiziten offensichtlich 
selbstevident seien, und kehrte zu seiner zentralen politischen Botschaft zu- 
rück, ohne auch nur einen Hieb auszulassen.? 

Diese Episode ist keineswegs atypisch. Für Vertreter liberaler oder pro- 
gressiver Überzeugungen gleicht der Versuch, die Wirtschaftspolitik in den 
USA zu beeinflussen, oft einer Sisyphusarbeit. Wenn sich (was relativ sel- 
ten vorkommt) Möglichkeiten für eine Politik aufzutun scheinen, die sozia- 


1 Leicht überarbeitete Fassung eines zuerst in Social Research, Vol. 61, no 1, Spring 1994 
erschienenen Artikels. 

2 Der andere Diskussionsteilnehmer war Benjamin Friedman, ein führender Geldökonom, 
der in Harvard lehrt. Seine politischen Ansichten vertrat er kraftvoll in Friedman (1988). 
Sein dazu potentiell im Widerspruch stehender analytischer Beitrag findet sich in Fried- 
man (1978). 
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le Sicherheit und Gleichheit begünstigt, werden die Läden rasch dicht ge- 
macht. Warum? Weil die herrschende konventionelle Weisheit diktiert, daß 
solche progressiven oder egalitären politischen Strategien auf die eine oder 
andere Weise die wirtschaftliche Effizienz untergraben oder das Wachstum 
bremsen würden. 

Die Berufsgruppe der Ökonomen spielt bei der Herausbildung und Auf- 
rechterhaltung dieser herkömmlichen Weisheit eine wichtige Rolle.’ Im 
Hinblick auf eine breite Spanne wirtschaftspolitischer Fragen unterstützen 
die neoklassischen Ökonomen zumeist eine enge politische Sichtweise, die 
darauf beharrt, Fragen der »Effizienz« über solche der »Verteilungsge- 
rechtigkeit« zu stellen, die sich beharrlich auf den »freien Markt« verläßt 
und sich für Anreize ausspricht, die Kapitaleinkommen belohnen und die 
Kapitalbildung fördern, anstatt die abhängig Beschäftigten und deren Ein- 
kommen zu unterstützen. 

Beispiele für diesen politischen Konsens finden sich in jüngster Zeit allent- 
halben. Zur Einführung nenne ich nur vier: 

- Die Mainstream-Ökonomen trugen dazu bei, das Umfeld zu schaffen, in 
dem die haushaltspolitischen Optionen entstanden, denen sich die Regie- 
rung Clinton im ersten Amtsjahr gegenenübersah; sie betonten die Not- 
wendigkeit drastischer Reduktionen des Haushaltsdefizits, vor allen ande- 
ren wirtschaftspolitischen Prioritäten. Dieses Beharren auf fiskalischer 
Austerität hatte zur Folge, daß sich viele der im Wahlkampf von Clinton 
versprochenen »neuen Investitionen« in Luft auflösten. 

-In den jüngeren Debatten über das nordamerikanische Freihandelsab- 
kommen (NAFTA) stellten sich die Mainstream-Ökonomen mit verblüf- 
fender Einmütigkeit hinter das Abkommen, priesen immer wieder die all- 
seitigen Vorteile, die aus Handelsliberalisierung, wirtschaftlicher Integrati- 
on und »freiem Handel« erwachsen würden, während sie zugleich die ver- 
breiteten Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen des Abkommens auf 
Beschäftigung und Löhne in den USA in den Wind schlugen. 

- Wann immer der politische Diskurs sich den Bedürftigen oder Arbeitslo- 
sen zuwendet, kanalisiert die herrschende Weisheit solche Rücksichtnah- 
men in Vorschläge zur Reform des Bildungswesens und der beruflichen 
Ausbildung. Da den neoklassischen Geschichten zufolge die Einkommen 
der Beschäftigten eine Funktion ihrer Ausstattung mit beruflichen Kompe- 
tenzen sei, Könnten die Bezieher von niedrigen Einkommen ihre Lage dann 


3 Ich gestehe zu, daß keine Berufsgruppe, nicht einmal die der Ökonomen, vollkommen 
monolithisch ist. Dennoch herrscht in der Wirtschaftswissenschaft der Vereinigten Staa- 
ten ein ungewöhnliches Maß an Hegemonie, ausgeübt in öffentlichen Foren von den 
Vertretern einer einzigen Weltsicht - die ich in diesem Essay bedeutungsgleich als 
»neoklassische« oder »Mainstream-Ökonomie« bezeichne. 
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und nur dann verbessern, wenn sie sich mehr Fähigkeiten aneigneten. Die- 
sen schon tausendmal auseinandergenommenen Geschichten zufolge wären 
politische Strategien, die anderswo ansetzen - und z. B. die Art und Weise 
beeinflussen, wie die Löhne in den Betrieben festgelegt werden - fehlgelei- 
tet und potentiell kontraproduktiv. 

-Legionen (meist angelsächsischer) Mainstream-Ökonomen sind nach 
Mittel- und Osteuropa und in die ehemalige Sowjetunion marschiert, um 
wirtschaftliche »Liberalisierung« und »Schocktherapien« zu verfechten, 
wobei sie aus den Glanzleistungen des »freien Marktes« und des Laisser- 
faire ein Gemälde verfertigten, das wenig Ähnlichkeit mit den tatsächli- 
chen Verhältnissen in auch nur einem der fortgeschrittenen kapitalistischen 
Länder hat. Alternative Vorschläge für langsamere, aus privaten und öf- 
fentlichen Elementen gemischte Transformationsstrategien und größere 
Rücksicht auf soziale Sicherheit und Gerechtigkeit wurden dabei vollstän- 
dig von der Tagesordnung verdrängt. 


Wenn dieser politische Konsens des Mainstreams rigoros und unstrittig in 
ökonomischer »Wissenschaft« gründen würde, dann müßten Liberale und 
Progressive, die mit deren Implikationen unzufrieden sind, alternative wis- 
senschaftliche Grundlagen für sachdienliche Politikvorschläge schaffen - 
oder sich auf die Zunge beißen. Doch die Dinge liegen komplizierter. In 
der wirklichen wissenschaftlichen Arbeit, der die Mainstream-Ökonomen 
nachgehen, findet sich nichts, was diesem Konsens ähneln würde; es gibt 
eine breite Spanne von Arbeiten, die ganz verschiedene politische Schluß- 
folgerungen zulassen, von denen wiederum einige direkt den überkomme- 
nen Weisheiten der Wirtschaftspolitik zuwiderlaufen. Geht es allerdings 
darum, was Ökonomen zu vielen wichtigen Fragen der Wirtschaftspolitik 
sagen, verschwindet häufig jede Andeutung dieser analytischen Hetero- 
genität. Die Reihen werden geschlossen. Die Differenzen bleiben unter 
Verschluß. 

Was sind die Gründe für diesen Bruch zwischen heterogener wissenschaft- 
licher Praxis in der Ökonomie und dem politischen Diskurs des Mainstre- 
ams? Dieser Frage werde ich in den beiden Hauptabschnitten nachgehen, 
wobei ich mich mich im wesentlichen auf die Beziehung zwischen Main- 
stream-Ökonomie und wirtschaftspolitischer Diskussion in den USA be- 
schränken werde (mit gelegentlichen Seitenblicken auf Kanada und Groß- 
britannien).* 


4 Die Konzentration auf die angelsächsischen Länder ist keinesweges idiosynkratisch. Das 
Verhältnis von Analyse und politischem Diskurs stellt sich abgesehen von Großbritanni- 
en in den meisten europäischen Ländern ganz anders dar - ein Punkt, auf den ich im 
zweiten Abschnitt zurückkomme. 
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Zunächst wird die grundlegende empirische Prämisse des Essays dargelegt, 
indem im einzelnen auf eine Reihe wichtiger Fallbeispiele eingegangen 
wird, bei denen die Diskrepanz zwischen wissenschaftlicher Arbeit und 
politischer Stellungnahme ebenso offensichtlich wie folgenreich ist. Da- 
nach werden einige Überlegungen zu möglichen Erklärungen für eine sol- 
che Kluft präsentiert. Im Schlußteil wird dann kurz auf die Frage einge- 
gangen, was, wenn überhaupt, getan werden kann, um die Spanne der legi- 
timen Diskussionsbeiträge zu wichtigen Fragen der Wirtschaftspolitik zu 
verbreitern. 


1. Von der Analyse zur Beratung 


In der Mainstream-Ökonornie liegt ein weiter Weg zwischen wissenschaft- 
lichem Kelch und beratender Lippe: In diesem Abschnitt konzentriere ich 
mich auf vier Felder, in denen eine scheinbar monolithische Mainstream- 
Position zur Wirtschaftspolitik keineswegs die Heterogenität der wissen- 
schaftlichen Praxis innerhalb der Ökonomie widerspiegelt. 


Freihandel 


Eines der drastischsten Beispiele liefert die internationale Handelspolitik.” 
Auf keinem anderen politischen Gebiet scheint eine größere Einmütigkeit 
der Ansichten zu herrschen als im Bereich der internationalen Handelspo- 
litik. In fast jedem öffentlichen Forum - Gesetzgebungsdebatten, Hearings 
der Exekutive, Talkshows, Meinungsseiten - scheinen die neoklassischen 
Ökonomen mit einer Stimme zu sprechen und einer Politik des »Freihan- 
dels« und der wirtschaftlichen Integration den Vorzug gegebenüber dem 
»Protektionismus« und anderen Formen staatlicher Einmischung zu geben. 
Es gab eine Zeit, die in den späten siebziger Jahren zu Ende ging, als dieser 
politische Konsens offenbar durch Theorie und angewandte Analyse des 
internationalen Handels getragen wurde. Neoklassische Ökonomen waren 
der Auffassung, es sei unwiderruflich bestätigt, daß der freie Handel zwi- 
schen den Nationen im Vergleich zu Regimen ohne Handel oder mit hohen 
Handelsbarrieren, den wirtschaftlichen Wohlstand aller vergrößere. 

Doch dann erschien die »neue internationale Ökonomie« auf der Bühne.‘ 
Eine neue Generation theoretischer Analytiker zog Faktoren wie die Mög- 
lichkeit wachsender Skalenerträge in Betracht und lieferte eine Reihe von 
Gründen für die Auffassung, daß Eingriffe der Regierung in den Handel - 


5 Für dieses Beispiel aus dem Bereich der Handelspolitik bin ich besonders meinem Kolle- 
gen William S. Milberg (siehe Milberg 1992) verpflichtet. Siehe auch Baldwin (1992). 

6 Zwei der einflußreichsten Stellungnahmen der »neuen internationalen Ökonomie« sind 
der von Krugman (1986) herausgegebene Band und Krugman (1990a). 
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als »strategische Handelspolitik« bekanntgeworden - den wirtschaftlichen 
Wohlstand einer Nation tatsächlich vergrößern (und nicht untergraben) 
könne. »Wenn die Struktur des internationalen Handels und der Speziali- 
sierung weitgehend historische Umstände widerspiegelt und nicht die zu- 
grundeliegenden nationalen Stärken«, schreibt der MIT-Ökonom Paul 
Krugman, ein bahnbrechender Vertreter der »neuen internationalen Öko- 
nomie«, dann könne »Politik diese Struktur im Prinzip zum Nutzen der 
einheimischen Wirtschaft formen« (1990b, 109, Hervorh. dort). 

Man hätte meinen sollen, eine derart wichtige analytische Neuorientierung 
würde sich im politischen Diskurs niederschlagen. Zumindest hätte man 
vermuten können, daß die wirtschaftspolitischen Botschaften nun in ge- 
mäßigterem Tonfall verkündet und die Schattierungen und Vielschichtig- 
keiten der neueren Analysen widerspiegeln würden. Wie der Nobelpreis- 
träger Robert M. Solow zur »neuen internationalen Ökonomie« bemerkt, 
sind »die wirtschaftspolitischen Implikationen so kompliziert wie die 
Analyse und geben keinen Stoff für einfache Merksätze ab« 1977, 7). Man 
hätte es meinen können, doch man wartet vergeblich auf eine solche Mäßi- 
gung der öffentlichen Stellungnahmen. Wie James Fallows vom Atlantic 
Monthly bemerkt, haben viele Ökonomen »immer mehr Beweise dafür ge- 
funden, daß 'Betrug' in Gestalt von Protektionismus den Reichtum einer 
Nation vergrößern kann. Doch sehr wenig von diesen Neuigkeiten ist 
dorthin durchgesickert, wo Wirtschaftsfragen normalerweise diskutiert 
werden - in die Leitartikel der Zeitungen, in Talkshows im Fernsehen und 
die anderen Bereiche der Gelehrsamkeit, in denen vernünftige und unver- 
nünftige Vorstellungen unterschieden werden« (Fallows 1993, 73). Was 
auch immer die »neue internationale Ökonomie« in der Abgeschiedenheit 
wissenschaftlicher Diskussionen zu sagen hat, die Mainstream-Ökonomen 
beharren weiterhin öffentlich darauf, daß der »freie Handel« der einzig 
richtige Weg sei. Nach einer Untersuchung aus den achtziger Jahren 
stimmten 79,2 Prozent der amerikanischen Ökonomen »grundsätzlich« der 
Behauptung zu, daß »Zölle und Importquoten den allgemeinen ökoncmi- 
schen Wohlstand verringern«, ein beträchtlich höherer Anteil an Zustim- 
mung als unter den Ökonomen aus jedem anderen der in dieser Studie ver- 
tretenen Länder Österreich, Frankreich, Deutschland und Schweiz (Frey et 
al. 1984, Tabelle 2). Vermutlich haben sich die Anteile seither nicht we- 
sentlich verändert. 

Diese Beharrlichkeit kam in den jüngsten Debatten, die in den USA über 
die Ratifizierung des NAFTA-Abkommens geführt wurden, vehement zum 
Ausdruck. Die Mainstream-Ökonomen fuhren ihre Kanonen auf und feuer- 
ten auf die NAFTA-Gesner, wobei sie allerorten die Auffassung vertraten, 
daß die vom Vertrag geförderte stärkere wirtschaftliche Integration einen 
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Nettonutzen für alle drei betroffenen Länder abwerfen würde. Die Homo- 
genität der Mainstream-Meinungen zum NAFTA-Abkommen war auffäl- 
lig. Die New York Times-Reporterin Sylvia Nasar bemerkte in einem Be- 
richt zur Debatte: 

»Wenn Ökonomen aller Schattierungen sich auf etwas einigen können, ist dies bemerkens- 
wert, So ist es ein Zeichen ungewöhnlicher Eintracht, daß 300 Ökonomen, von Konservativen 
wie James M. Buchanan und Milton Friedman bis zu Liberalen wie Paul A. Samuelson und 
James Tobin, kürzlich einen Brief an Präsident Clinton unterzeichnet haben, in dem sie für 
das nordamerikanische Freihandelsabkommen eintreten« (Nasar 1993, Al). 

Zumindest im Fall der internationalen Handelspolitik haben einige wenige 
führende Mainstream-OÖkonomen auf die Diskrepanz zwischen der wissen- 
schaftlichen Praxis und der öffentlichen Darstellung hingewiesen. Paul 
Krugman schreibt: 

»Es gibt immer noch gute Gründe, für den Freihandel einzutreten und ihn als nützliches Ziel 
in der praktischen Welt der Politik zu betrachten, doch nie mehr kann behauptet werden, es 
handle sich um die Politik, die der ökonomischen Theorie zufolge immer die richtige sei« 
(Krugman 1987, 132). 

Die Wahrnehmung dieser Spannung zwischen wissenschaftlichem und 
politischem Diskurs ist freilich verhältnismäßig selten. Im allgemeinen 
vermitteln die meisten öffentlichen Stellungnahmen des Mainstreams den 
Eindruck, daß Argumente für den Freihandel mit Fallows Worten »die 
einzigen noch im Spiel befindlichen Theorien seien« (Fallows 1993, 76). 


Soziale Sicherheit und Armut 


Ein zweites, in gewisser Weise weniger offensichtliches Beispiel liefern 
die politischen Strategien zur Verbesserung der sozialen Sicherheit und zur 
Verringerung der Armut. Viele Ökonomen räumen ein, daß ihnen die dürf- 
tigen und unsicheren Lebensverhältnisse der Armen und vieler Beschäftig- 
ter besonders in den USA Sorge bereitet (wenn sich auch ebenso viele 
Ökonomen eingestandenermaßen keinen Deut darum scheren). In moder- 
nen ökonomischen Analysen findet sich ein breites Spektrum von Erklä- 
rungen, wie sich Einkommen bilden und warum es zur Armut kommt. 
Doch wenn die Mainstream-Ökonomen ihre Aufmerksamkeit der Wirt- 
schaftspolitik auf diesem Gebiet zuwenden, verengt sich die Bandbreite 
dieses Spektrums dramatisch. 

Einige konservative Ökonomen vertreten offensichtlich die Auffassung, 
von seiten der Regierung solle kein Versuch unternommen werden, die am 
Markt bestimmten Einkommen der Beschäftigten zu verbessern. Der Markt 
funktioniere optimal, wenn er seinen eigenen Mechanismen überlassen 
werde und die Einkommen der Leute seien im allgemeinen auch jene, die 
sie verdienten. Mit dieser Ansicht wird das vor fünfundzwanzig Jahren 
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ausgesprochene Verdikt des Politikwissenschaftlers Edward C. Banfield 
wiederholt, wonach eine »Regierung die Probleme der Städte nicht lösen 
kann, sondern sie eher noch verschlimmert...« (Banfield 1970, 257). 
Charakteristischer jedoch ist, daß viele, wenn nicht die meisten Ökonomen 
öffentlich dafür eintreten, daß die Regierung, wenn sie etwas auf diesem 
Gebiet bewirken wolle, sich auf die Verbesserung der Bildung und der be- 
ruflichen Fertigkeiten der Personen mit relativ niedrigem Einkommen kon- 
zentrieren sollte. Die Logik hinter diesen Empfehlungen, in denen sich der 
weitverbreitete Einfluß der Humankapital-Theorie niederschlägt, ist so 
simpel, daß sie verführerisch wirkt: (1) Die Einkommen der Beschäftigten 
spiegeln ihre Ausstattung mit beruflichen Qualifikationen wider; (2) Perso- 
nen mit niedrigen Einkommen müssen daher mit wenig Qualifikationen 
ausgestattet sein; und (3), wenn die Regierung versuchen will, die Ein- 
kommen derjenigen, die schlecht bezahlt werden zu verbessern, sollte sie 
sich daher darauf konzentrieren, deren Qualifikation zu verbessern. Drei 
Ökonomen der Brookings Institution kamen Anfang der neunziger Jahre zu 
folgendem Schluß: 

»Die beste langfristige Maßnahme gegen die zunehmende Einkommensungleichheit in den 
USA ist die Verbesserung der Qualifikation derjenigen Beschäftigten, die gegenwärtig am 
unteren Ende der Einkommensleiter festsitzen. Wir empfehlen eine grundsätzliche Neuorien- 
tierung des gegenwärtigen Systems zur Verbesserung der allgemeinen beruflichen Qualifika- 
tionen von nichtakademischen Beschäftigten« (Baily, Burtless und Litan 1993, 204). 

Diese Logik hat sich in der Tat als verführerisch für politische Strategen in 
der neuen Regierung Clinton erwiesen. Robert Reich, ein wichtiger Wahl- 
kampfberater Clintons und inzwischen Arbeitsminister, hat geschrieben, 
die Welt der Zukunft gehöre den »symbolischen Analytikern«, jenen, die 
sich mit der »Problemlösung, der Identifizierung von Problemen und der 
strategischen Vermarktung« beschäftigten, die auch künftig den amerikani- 
schen Unternehmen eine Nische in einer zunehmend konkurrenzbestimm- 
ten Welt sichern würden. Der Schlüssel der staatlichen Ordnungspolitik, so 
Reich weiter, bestehe darin, »rigorose Klassenschranken zu verhindern, in- 
dem sichergestellt wird, daß jedes halbwegs talentierte amerikanische Kind 
ein symbolischer Analytiker werden kann...« (Reich 1992, 177, 246). Die 
neue Regierung griff diese Anregung, zum Teil unter Reichs Einfluß, auf, 
forderte beträchtliche neue Investitionen in »lebenslanges Lernen« und 
verkündete, ihre »Selbstverpflichtung kräftig in solches 'Humankapital' zu 
investieren, [verspreche] Gewinne für die Nation, die weit über die ur- 
sprünglichen Kosten hinausgehen« (Executive Office of the President 
1993, 57). 

Das Problem mit diesen verführerisch einfachen und weitverbreiteten poli- 
tischen Bekenntnissen ist allerdings, daß sie einige der wichtigsten Quellen 
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der Armut und der wirtschaftlichen Unsicherheit fast völlig übersehen. 
Während des vergangenen Jahrzehnts hat ein weitläufiges Projekt inner- 
halb der akademischen Ökonomie nachgewiesen, daß die Struktur der Ar- 
beit und die Institutionen, die den Beschäftigungsverhältnissen zugrunde- 
liegen, wichtige Bestimmungsfaktoren niedriger Einkommen und wach- 
sender Ungleichheit sind: hingewiesen wurde vor allem auf die relative 
Bedeutung der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften, die Notwendig- 
keit für die Unternehmen, Einkommensungleichheit zu reproduzieren, um 
Anreize zu intensiverer Arbeit zu schaffen, das Netz der Traditionen, die 
Einkommenshierarchien regulieren etc. (vgl. Dickens, Katz 1987 und 
Howell 1989). David R. Howell und Edward N. Wolff kommen zu dem 
Schluß, daß sorgfältige Untersuchungen der Beziehungen zwischen Quali- 
fikationsniveaus und Einkommen zu bestätigen scheinen, »daß die Struktur 
der Einkommen nicht angemessen mittels der Qualifikation der Beschäftig- 
ten erklärt werden kann, insbesondere nicht im Falle der Arbeitskräfte in 
der Produktion« (Howell, Wolff 1991, 500).7 

Die diesen neueren Erkenntnissen zugrundeliegende Analyse ist natürlich 
komplex und eignet sich nicht so ohne weiteres für den öffentlichen Kon- 
sum wie die traditionellen Moralpredigten über die Beziehung von Qualifi- 
kation und Einkommen. Diese Komplexität darf allerdings nicht als Ent- 
schuldigung für die Unterschlagung solcher nachfrageseitiger Bestim- 
mungsfaktoren herhalten. Frank Levy und Richard J. Murnane stellen fest: 


»Um mehr über die Faktoren herauszufinden, die die Technikwahl der Unternehmen und die 
daraus folgende Nachfrage unterschiedlicher Qualifikationsmuster bestimmen, kann es von 
entscheidender Bedeutung sein, Zugangswege in die 'Black box’ der Unternehmen zu finden. 
Die Entscheidungen, die Unternehmen treffen, sind schwer zu verstehen, doch werden sie in 
den kommenden Jahren bei der Bestimmung der Einkommensverteilung aus abhängiger Ar- 
beit eine wichtige Rolle spielen« (Levy, Murnane 1992, 1374). 

Das Politikproblem, das solche Untersuchungen für die Mainstream- 
Okonomen aufwerfen, besteht unglücklicherweise darin, daß diese Ergeb- 
nisse offenbar ihrer in der politischen Arena beharrlich vertretenen Positi- 
on, der Arbeitsmarkt funktioniere effizient und nach den Gesetzen des 
Wettbewerbs, widersprechen. 

Betrachten wir den Fall des Mindestlohns in den Vereinigten Staaten. 
Wenn die neuere Betonung der nachfrageseitigen institutionellen Kräfte 
korrekt ist, dann könnte ein höherer Mindestlohn zu einem Element des 
Unmifelds werden, das die Lohnfestsetzung der Firmen beeinflußt, und dazu 
führen, daß die Einkommen vieler Niedriglohnempfänger angehoben wer- 
den. Aufgrund des komplizierten Beziehungsnetzes, das die Unterneh- 


7 Eine sorgfältige Erörterung dieser Fragen im Hinblick auf die Stellung schwarzer Männer 
auf dem Arbeitsmarkt findet sich in Moss und Tilly (1992). 
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mensentscheidungen hinsichtlich Löhnen und Neueinstellungen beeinflußt, 
erscheint es darüber hinaus aus einer solchen Perspektive keineswegs als 
selbstverständlich, daß ein höherer Mindestlohn die Nachfrage nach niedrig 
entlohnten Arbeitskräften reduzieren würde. Auch neuere empirische Un- 
tersuchungen zu diesem Problem liefern nur unsichere und zwiespältige 
Resultate, wobei eine Reihe jüngerer Studien vermuten läßt, daß überhaupt 
kein negativer Beschäftigungseffekt auftreten würde.“ 

Doch derartige Befunde kommen bei den meisten Mainstream-Ökonomen 
in den USA nicht gut an. In öffentlichen Foren versichern sie zumeist, der 
Arbeitsmarkt funktioniere gemäß den Prinzipien der Konkurrenz, die 
(entsprechend den »Lehren von Angebot und Nachfrage«) festlegten, daß 
ein höherer Lohn für eine bestimmte Gruppe von Arbeitskräften die Nach- 
frage für eben diese Arbeitskräfte reduzieren würde. Es überrascht also 
nicht, daß sieben Achtel der amerikanischen Ökonomen der Umfrage aus 
den achtziger Jahren zufolge »grundsätzlich« oder »mit Einschränkungen« 
dem Satz zustimmten, daß »ein Mindestlohn die Arbeitslosigkeit unter jun- 
gen und unqualifizierten Arbeitskräften erhöht«. Damit liegen sie um fast 
30 Prozent über der (nicht gewichteten) durchschnittlichen Zustimmung 
der Ökonomen aus den anderen vier in der Untersuchung vertretenen Län- 
dern (Frey et. al 1984, Tabelle 2). In diesen und anderen Fällen, bei denen 
es um Armut und soziale Sicherheit geht, scheint es für den Mainstream 
leichter zu sein, bei den simplen Geschichten über angeblich durch die 
Konkurrenz bestimmte Arbeitsmärkte zu bleiben, als sich seine Botschaft 
durch die Komplexitäten der modernen Forschung verwässern zu lassen. 


Der »Trade-off von Gleichheit und Effizienz« 


Ein drittes Beispiel berührt parallel liegende politische Probleme. In ihren 
öffentlichen Verlautbarungen machen sich Mainstream-Ökonomen Sorgen 
über die wirtschaftlichen Auswirkungen einer größeren Einkommens- 
gleichheit. Häufig wenden sie sich deshalb gegen steuerliche Maßnahmen 
und staatliche Ausgaben, die der Verbesserung der unteren Einkommen 
dienen sollen und sprechen sich stattdessen für steuerliche Entlastungen der 
oberen Einkommen aus. 

Die einfache Geschichte, die diese Sorgen rechtfertigen soll, bringt einen 
angeblichen Konflikt zwischen Gleichheit und Effizienz ins Spiel, den be- 


8 Für eine ältere Untersuchung, die zu dem Schluß kommt, daß die Erhöhung des Mindest- 
lohns im Endeffekt zu einer geringfügig negativen Wirkung auf die Beschäftigung junger 
Erwachsener führen könnte, siehe Brown, Gilroy und Kohen (1982). Für neuere und pro- 
vokantere Daten, die auf neutrale Einkommenseffekte schließen lassen, siehe Card (1992) 
und seine Verweise auf weitere aktuelle Studien. 


254 David Gordon 


rühmten »Trade-off zwischen Gleichheit und Effizienz«.” Wenn es weniger 
Unterschiede zwischen Gewinnern und Verlierern im wirtschaftlichen Le- 
ben gäbe, so argumentieren viele Ökonomen, dann hätten die Unternehmer 
weniger Anreize, Neuerungen einzuführen, und die Beschäftigten würden 
sich weniger um eine produktive Leistung bemühen. Wenn wir unsere 
egalitären Impulse mit uns durchgehen lassen, so lautet die Mär, würde das 
wirtschaftliche Gesamtprodukt darunter leiden und das Wachstum ge- 
bremst werden. Diese Abneigung gegen egalitäre Politik hat sich während 
der letzten 15 Jahre an mehreren politischen Fronten in den USA deutlich 
manifestiert. In den Jahren 1981/82 schlossen sich die Ökonomen der 
Kampagne für üppige Steuersenkungen zugunsten der Unternehmen und 
der Reichen an und unterstützten den Kreuzzug für eine angebotsorientierte 
Politik mit dem Argument, die Reichen könnten mehr sparen und die In- 
vestoren hätten mehr Anreize, produktiv zu investieren." Desgleichen tru- 
gen viele Ökonomen Mitte der achtziger Jahre dazu bei, daß sich die For- 
derung nach einer abgeflachten Steuerkurve wie ein Fieber verbreitete. Sie 
argumentierten eine weniger progressiv verlaufende Einkommenssteuer- 
kurve würde sowohl das System vereinfachen, als auch stärkere Anreize 
für Sparer, Investoren und leistungsstarke Beschäftigte bieten.'' Während 
der achtziger und frühen neunziger Jahre machte sich eine ganze Reihe von 
Ökonomen für höhere und relativ regressivere Konsumsteuern stark, etwa 
für eine nationale Umsatzsteuer oder eine Mehrwertsteuer, um Ressourcen 
aus dem Konsum auf die Ersparnisse umzuleiten, die wiederum, wie be- 
hauptet wurde, in die Investitionen fließen würden (z. B. Hatsopoulos, 
Krugman Poterba 1989). 

Wiederum jedoch gewinnt man den Eindruck, daß die Welt des Analytikers 
komplizierter ist als die des Politikverfechters. Eine lange Reihe von Arbei- 
ten über negative Arbeitsanreize progressiver Besteuerung führte kaum zur 
Unterstützung der Ansicht, daß der Arbeitsanreiz leidet, wenn die Progres- 
sionskurve der Einkommensteuer steiler wird.'” Und die historische Erfah- 


9 Die klassische Formulierung dieses Problems, sorgfältig und differenziert im Ansatz, lie- 
fert Okun (1975). 

10 Für einen Überblick zum politischen Diskurs während dieser Episode siehe Bowles, Gor- 
don und Weisskopf (1983, Kap. 8). 

11 Eine charakteristische Formulierung der Mainstream-Position zu diesem Problemkreis 
war Hall und Rabushka (1983). 

12 Im Wahrheit gibt es sogar eine theoretische Unbestimmtheit, was diesen behaupteten Ef- 
fekt angeht, die viele Forscher dazu veranlaßt hat, im historischen Rückblick ein »gewis- 
ses Maß an Skepsis [im Hinblick auf] die Bedeutung von Steuern als Determinanten der 
Arbeitsleistung« zum Ausdruck zu bringen (Rosen 1976, 503). Hinzu kommt, wie Mark 
R. Killingworth betont, daß das vorhandene empirische Material nicht einmal geeignet 
ist, allgemeine Schlußfolgerungen in die eine oder andere Richtung zuzulassen: »Um die 
aggregierte Wirkung einer Veränderung im Steuersystem festzustellen, braucht man ein 
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rung sollte uns etwas skeptischer machen, wenn es um den angeblichen 
Nutzen einer Stimulierung der Investitionstätigkeit mittels Veränderungen 
in der Steuerstruktur geht: Während des amerikanischen Wirtschaftszyklus 
der Jahre 1979 bis 1989 sanken in den USA die Spitzensteuersätze auf 
dramatische Weise, während die Investitionstätigkeit stagnierte (und nicht, 
wie versprochen, in die Höhe schnellte); die Sparquote sank, anstatt als Re- 
aktion auf geringere Spitzensteuersätze zuzunehmen."” 

Noch verblüffender ist vielleicht, wie wenig analytische Aufmerksamkeit 
die Mainstream-Ökonomen bisher den strukturellen Beziehungen von 
Gleichheit und Effizienz geschenkt haben. Wenn das Argument eines 
»Trade-off« zwischen Gleichheit und Effizienz stimmen würde, sollte man 
erwarten, daß sich im internationalen Vergleich eine negative Korrelation 
von Einkommensgleichheit und wirtschaftlicher Effizienz, gemessen an 
Indikatoren wie Wirtschaftswachstum oder Investitionsleistung, feststellen 
ließe. Man findet in der Mainstream-Literatur freilich nicht nur wenig In- 
teresse für diese Frage, sondern es stellt sich nach einer kleinen Daten- 
sammlung auch noch heraus, daß offenbar genau die umgekehrte Bezie- 
hung herrscht: Mißt man z. B. die Einkommensgleichheit in einem Land 
anhand eines Vergleichs des Nach-Steuer-Einkommens des oberen und des 
unteren Fünftels der Haushalte, kommt man für die achtziger Jahre zu dem 
Ergebnis, daß es eine positive (und keine negative) Korrelation zwischen 
Einkommensgleichheit und Produktivitätswachstum, sowie zwischen Ein- 
kommensgleichheit und Investitionstätigkeit gibt (Bowles, Gordon und 
Weisskopf 1990, 221-224). 

Derartige politische Vorurteile gegen egalitär orientierte politische Strate- 
gien und Institutionen haben schwerwiegende Folgen. Betrachten wir den 
Fall der Gewerkschaften. Viele Mainstream-Ökonomen schüren schon seit 
langem Feindseligkeiten gegen die Gewerkschaften, weil sie monopolisti- 
sche Funktionshemmnisse in den Arbeitsmarkt einbauen würden. Eine 
neue Generation ökonomischer Literatur weist inzwischen jedoch auf die 
positiven Wirkungen der »Stimme« von Gewerkschaften hin, nicht nur im 
Hinblick auf Lohneffekte, sondern auch, in der Gesamtbilanz, auf die Pro- 
duktivität. In der Zusammenfassung ihrer sorgfältig angelegten empiri- 
schen Analysen kommen Richard B. Freeman und James L. Medoff zu 
dem Schluß, daß »auf den meisten Feldern die positiven Elemente des 
Stimme/Antwort-Aspekts der Gewerkschaften die negativen Elemente des 


allgemeines Gleichgewicht als Rahmen, und meines Wissens ist in empirischen Studien 
bisher nichts dergleichen versucht worden« (Killingworth 1983, 358, Fn. 17). 

13 Die Analyse dieser Zusammenhänge ist natürlich kompliziert. Für eine detaillierte Erörte- 
rung des Zusammenhangs von Steuern, Sparquoten und Investitionen während dieser Pe- 
riode siehe Bowies, Gordon und Weisskopf (1990, Kap. 10) sowie Gordon (1994). 
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monopolistischen Aspekts ausgleichen oder übertreffen« (Freeman, Medoff 
1984, 247, vgl. auch Bowles, Gordon, Weisskopf 1990, Kap. 11-13). 

Kurz, die Gewerkschaften verbessern zumeist die Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Beschäftigten und begünstigen eine effektivere wirtschaftli- 
che Gesamtleistung. Doch die meisten Mainstream-Ökonomen in den USA 
tun sich weiterhin schwer, diese Folgerungen zu schlucken. Werfen wir 
noch einmal einen Blick auf die vergleichende Untersuchung der wirt- 
schaftspolitischen Auffassungen von Ökonomen, so stellen wir fest, daß 
zwei Drittel der amerikanischen Ökonomen grundsätzlich oder mit Ein- 
schränkungen der Behauptung zustimmen, daß »die ökonomische Macht 
von Gewerkschaften stark beschnitten« werden sollte, über 20 Prozent 
mehr als der (ungewichtete) Durchschnitt der Ökonomen aus Österreich, 
Frankreich, Deutschland und der Schweiz (Frey et al. 1984, Tabelle 2) - 
und dies in einem Land, in dem die Macht der Gewerkschaften damals 
schon relativ gering und im Schwinden begriffen war. 


Liberalisiert den Markt 


Das letzte und vielleicht wichtigste Beispiel für die Kluft zwischen wissen- 
schaftlicher Analyse und politischer Stellungnahme betrifft das Verhältnis 
von Markt und Staat. 

In der öffentlichen Domäne plädieren die meisten Mainstream-Ökonomen 
in den USA beharrlich für die Deregulierung des Marktes und äußern sich 
sehr skeptisch im Hinblick auf die Effizienz staatlicher Eingriffe in den 
Preismechanismus. In der heftigen Opposition gegen Mietkontrollen oder 
Lohn/Preis-Kontrollen kommt dies deutlich zum Ausdruck. Auf derselben 
Linie unterstützen Ökonomen auch Schritte zur Verringerung des Haus- 
haltsdefizits, ein Ziel, das man mittels Kürzung der staatlichen Ausgaben 
anstatt durch Steuererhöhungen erreichen will. Und diese Haltung führt 
auch zur generellen Unterstützung der wirtschaftlichen Deregulierungs- 
maßnahmen der Regierung. So stimmten laut der schon mehrmals zitierten 
Studie drei Viertel der amerikanischen Ökonomen im Grundsatz oder mit 
Einschränkungen der Auffassung zu, daß »die Verringerung des Einflusses 
regulativer Behörden... die Effizienz der Wirtschaft verbessern würde«, ein 
beträchtlich höherer Anteil als der (ungewichtete) Durchschnitt der Öko- 
nomen aus den vier anderen Ländern (Frey et al. 1984, Tabelle 2). 

Dieser leidenschaftliche Glaube an den Markt spricht einem großen Teil 
moderner ökonomischer Analysen Hohn. Er setzt voraus, daß Märkte nach 
dem Modell der vollständigen Konkurrenz funktionieren und daß die Re- 
sultate vollständig konkurrenzförmiger Markttransaktionen optimal sind. 
Die aufregendsten und interessantesten ökonomischen Analysen des 


Zwischen Kelch und Lippe: Mainstream-Ökonomie und Wirtschaftspolitik 257 


Mainstreams in den vergangenen zwei Jahrzehnten erhellten jedoch gerade 
die Abweichungen des ökonomischen Prozesses vom Modell der vollstän- 
digen Konkurrenz und den in vielen Lagen suboptimalen Charakter von 
Handlungen, die der Disziplin des Wettbewerbs unterworfen sind (vgl dazu 
Bowles, Gintis 1993 und Stiglitz 1993). Es kann gezeigt werden, daß der 
Marktwettbewerb in wenigen Sonderfällen effizient funktionieren mag. 
Wie Robert Solow allerdings festgestellt hat, fassen neuere Arbeiten ins 
Auge, »was passiert, wenn einige der sehr restriktiven Annahmen des 
[Konkurrenz-]Modells zugunsten von Marktmacht, strategischem Verhal- 
ten und ungleichem Informationszugang fallengelassen werden. Solche 
theoretischen Innovationen... untergraben die Vorstellung des Laisser fai- 
re... Akademische Ökonomen sind, mit sehr wenigen Ausnahmen, von den 
einfachen Spezialfällen nicht begeistert« (Solow 1993, 8, 7). 

Diese Spannung zwischen Analyse und Bekenntnis beim Verhältnis von 
Staat und Markt schließt den Kreis und führt uns zu der persönlichen Erfah- 
rung, die ich eingangs schilderte, zurück. Seit einem Jahrzehnt sitzen Main- 
stream-Ökonomen auf dem Streitwagen und kämpfen für die Verringerung 
des amerikanischen Haushaltsdefizits. In öffentlichen Stellungnahmen be- 
teuern sie, daß hohe staatliche Defizite die Zinsen in die Höhe trieben und 
private Investitionen »verdrängten«, während gleichzeitig die Kreditkosten 
steigen würden. Diese Behauptung paßt gut zu ihrer für die Öffentlichkeit 
bestimmten Ansicht, daß die Märkte effizient funktionieren und daß, wenn 
die Nachfrage für Kredite steigt, der Preis für solche Kredite automatisch 
ebenfalls steigen sollte. Doch die tatsächliche analytische Fundierung dieser 
Verknüpfung ist dünn. Nach Durchsicht des empirischen Materials kommt 
Rudolph Penner, ein konservativer Ökonom und ehemaliger Direktor des 
Congressional Budget Office, zu folgendem Schluß: 


»Man sollte eine positive Beziehung zwischen Defizit und realen Zinssätzen erwarten. Stati- 
stisch ist diese Beziehung verteufelt schwer festzumachen. Obwohl die Mehrheit der Studien 
eine positive Relation aufzeigen, ist diese statistisch oft nicht signifikant, und manche Unter- 
suchungen zeigen eine statistisch signifikante negative Relation. Beunruhigender noch ist, daß 
kleine Veränderungen der Eckdaten für die Modelle diese Relation von einer positiven in eine 
negative verkehren können und umgekehrt« (zit. in Heilbroner, Bernstein 1989, 104). 

In der Abgeschiedenheit ihrer universitären Korridore würden diese zwie- 
spältigen Ergebnisse viele Mainstream-Okonomen zum Nachdenken veran- 
lassen. Im Licht der Scheinwerfer der Offentlichkeit scheint es allerdings 
leichter zu sein, mit dem Strom zu schwimmen und die Notwendigkeit zu 
verkünden, das Defizit zu verringern, oder gar den Bundeshaushalt voll- 
ständig auszugleichen.'* Wären wir schließlich nicht besser dran, wenn die 


14 Für eine nützliche Bewertung der Argumente für und wider den Abbau des Haushaltsde- 
fizits siehe Heilbroner und Bernstein (1989). 
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Regierung weniger und der private Sektor, angetrieben durch die Markt- 
kräfte, mehr täte? 


2. Zur Erklärung der Diskrepanzen 


Wie können wir solche Diskrepanzen zwischen der wissenschaftlichen 
Praxis der Mainstream-Ökonomen und ihren Stellungnahmen zur staatli- 
chen Politik erklären? 

Ich vermute, daß manche Leser versucht sein werden, simplizistische und 
weitgehend zynische Erklärungen ins Spiel zu bringen. Es könnte etwa 
sein, daß es vielen Mainstream-Ökonomen an intellektueller Integrität 
mangelt und daß sie die Widersprüche zwischen ihrer Arbeit als Wissen- 
schaftler und ihren Verlautbarungen als Berater unter den Tisch kehren. 
(Natürlich würde dies nicht den spezifischen Gehalt ihrer politischen Rat- 
schläge erklären, sondern allein ihre Toleranz im Hinblick auf die Diskre- 
panzen zwischen ihren professionsinternen und den externen Diskursen.) 
Oder, um es noch zynischer zu formulieren, könnte es nicht sein, daß sie 
bereit sind, sich außerhalb ihrer Profession als eine Art Söldner zu verdin- 
gen, die ihre »Expertise« für diejenigen Kampagnen und Interessenvertre- 
ter abgeben, die sich am eifrigsten um ihre Dienste bemühen? (Dies würde 
aber unter anderem nicht die eigenständigen Aktivitäten vieler Ökonomen 
erklären, ihre aggressiven Initiativen etwa in der Frage einer Reduktion des 
Haushaltsdefizits.) 

Ich neige nicht zu derart vereinfachenden und zynischen Erklärungen. 
Vielmehr vermute ich, daß die Quellen solcher Diskrepanzen, wie sie im 
vorigen Abschnitt deutlich gemacht wurden, vielschichtig und in vielen 
Fällen eher struktureller als intentionaler Natur sind. Um dem Erklärungs- 
problem gerecht zu werden müßte man unglücklicherweise einige recht 
subtile und intensive Forschungen anstellen, darunter eingehende Analysen 
des substantiellen und symbolischen Gehalts des vom Mainstream vertre- 
tenen politischen Diskurses und sorgfältige Untersuchungen der Kanäle, 
durch die ökonomische Ideen ihren Weg in politische Debatten finden. 
Man müßte außerdem differenzierte Verfahren einsetzen, um die persönli- 
chen Ansichten der Ökonomen über das Verhältnis ihrer Arbeit als Wis- 
senschaftler zu ihren Äußerungen als Politikberatern ans Licht zu bringen. 
Keinem dieser Forschungsansätze bin ich gefolgt. Auf einer weitgehend 
spekulativen Ebene schlage ich deshalb hier fünf mögliche Erklärungen des 
Problems vor, von denen mehrere miteinander verwoben sind. Ich bin nicht 
in der Lage, die relative Bedeutung dieser Erklärungen zu gewichten, 
möchte allerdings die Auffassung vertreten, daß vermutlich alle eine wich- 
tige Rolle spielen. 
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Institutionen als Filter 


Die Ideen der Ökonomen fallen nicht einfach vom Himmel herunter und in 
die politische Diskussion hinein. Eine Reihe filternder Institutionen trägt 
dazu bei, die Vorstellungen zur Wirtschaftspolitik, die den Weg ins allge- 
meine und politische Bewußtsein finden, zu kanalisieren und auszuwählen. 
Es gibt gute Gründe für die Annahme, daß diese institutionellen Filter in 
unterschiedlichem Maß über eigene politische Prioritäten verfügen und daß 
ihr Einfluß darauf, welche ökonomischen Sichtweisen Widerhall und Legi- 
timität gewinnen, dazu beiträgt, den politischen Diskurs nach rechts zu ver- 
schieben. Mindestens drei solcher institutioneller Filter scheinen bedeut- 
sam zu sein: 

- »Think tanks« und Politikinstitute spielen eine zentrale Rolle bei der Ver- 
breitung von Vorstellungen zur Wirtschaftspolitik. Diese Institutionen sind 
als Quellen wissenschaftlicher Arbeit weniger wichtig denn als Vermittler 
von Ideen, und sie sind zumindest in den USA politisch eindeutig zur Mitte 
oder nach rechts ausgerichtet. In den siebziger Jahren ist eine Reihe äußerst 
umtriebiger konservativer Institute entstanden, als die Rechte und viele 
Großunternehmen beschlossen, zur Unterstützung wirtschaftsfreundlicher 
und antiregulatorischer Konzepte in die Offensive zu gehen.’ Inzwischen 
sind die Karten recht ungleich verteilt: die Budgets des American Enterpri- 
se Institute, der Heritage Foundation und der Brookings Institution zum 
Beispiel - nur drei von vielen Politikinstituten der Mitte und der Rechten - 
lassen zusammengerechnet die mageren Ressourcen progressiver Einrich- 
tungen wie des Economic Policy Institute und des Institute for Policy Stu- 
dies als verschwindend gering erscheinen. 

- Auch die Medien spielen eine wichtige Rolle. Ich habe nicht allzu viel für 
Verschwörungstheorien übrig, doch ist die Annahme begründet, daß die 
zunehmende Monopolisierung und Kommerzialisierung der Medien ihrer 
Behandlung wirtschaftlicher Fragen einen Anstrich von Parteilichkeit für 
die Unternehmen aufgezwungen hat (Bagdikian 1983; Parenti 1986). 

- Politiker und ihre Stäbe sind ebenfalls aktiv bei der Gestaltung des Spek- 
trums derjenigen Meinungen zur Wirtschaftspolitik, die Einfluß erringen. 
In dem Maße, wie Unternehmensinteressen verstärkt Einfluß auf die Wahl- 
kampfarenen und die staatliche Verwaltung gewannen, nahmen unweiger- 
lich auch die Linsen, durch die die politischen Akteure Optionen der Wirt- 
schaftspolitik wahrnehmen, eine unternehmensfreundliche Färbung an 
(Edsall 1984; Ferguson, Rogers 1968; Greider 1992). 

Keine dieser meinungsfilternden Institutionen wäre allein imstande, einer 


15 Zur Rhetorik und Geschichte dieses Elements im Think-tank-Betrieb siehe Institute for 
Labor Education and Research (1981, X-XV). 
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unwilligen Herde von Experten politische Konzepte wie eine Zwangsjacke 
überzuziehen. Vermutlich nehmen auch Ökonomen aktiv an der Gestaltung 
der Botschaften teil, die sie verkünden. Doch wenn wir für die Zwecke die- 
ser Diskussion annehmen, daß es unter Ökonomen (innerhalb und außer- 
halb des Mainstreams) eine heterogene Reihe von Ansichten über die Wirt- 
schaftspolitik gibt, dann tragen Think Tanks, die Medien und die politi- 
schen Akteure gewiß dazu bei, diese Ansichten in einem unternehmens- 
freundlichen Sinne zu vereinheitlichen. 


Lehrbuchsimplifikationen 


Ein weiterer möglicher Grund für die Kluft zwischen Analyse und Politik- 
beratung findet sich in der Welt der elementaren Lehrbücher für Ökono- 
mie. Viele Konsumenten von Ratschlägen zur Wirtschaftspolitik besitzen 
ökonomische Kenntnisse auf dem Niveau elementarer Lehrbücher. Wie 
Solow warnt, sollen »einführende Lehrbücher Studenten der ersten Seme- 
ster einfache Fälle vermitteln« (Solow 19093, 7). Wenn in den einführen- 
den Lehrbüchern zur Wirtschaftspolitik überwiegend eine bruchlos markt- 
freundliche Weltsicht vertreten wird, wird diese Weltsicht aber unweiger- 
lich eine Geläufigkeit und Legitimität gewinnen, der nicht leicht zu begeg- 
nen ist. 

Welche vereinfachenden Sichtweisen vertreten diese Lehrbücher? Wir 
gewinnen eine ungefähre Vorstellung, wenn wir uns die jüngste Ausgabe 
(1992) des klassischen Lehrbuchs Economics von Paul A. Samuelson und 
seinem gegenwärtigen Mitarbeiter William D. Nordhaus ansehen.'® Samu- 
elson und Nordhaus selbst sind Liberale, die kaum in ein strikt marktorien- 
tiertes Laisser faire vernarrt sind. Doch in fast allen politischen Fragen, die 
ich im vorigen Abschnitt gestreift habe, vertreten sie mit ihren Positionen 
im Buch durchaus verläßlich die gängige Linie. Wer etwa Bedenken hat, 
was die Lohn- und Beschäftigungseffekte wirtschaftlicher Integration und 
eines freieren Handels angeht, dem wird versichert, daß »die ökonomische 
Antwort auf das Argument hinsichtlich 'billiger ausländischer Arbeitskräf- 
te’ auf die Analyse komparativer Vorteile zurückgreifen kann. Diese zeigt, 
daß ein Land vom Handel profitiert, obwohl seine Löhne weit über denen 
seiner Handelspartner liegen« (ebd. 684). Zum Problem des Zusammen- 
hangs von Staatsdefiziten und Investitionen versichern sie uns, daß »die 
meisten Volkswirtschaftler darin übereinstimmen, daß zumindest einige 
Investitionen durch staatliche Haushaltsdefizite verdrängt werden« (ebd., 


16 Diese Auflage ist bisher noch nicht ins Deutsche übersetzt, die letzte deutsche Ausgabe 
erschien unter dem Titel Volkswirtschaftslehre 1987 in Köln [Anm. d. Übers.]. 
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630).'” Geht es um überhitzten Konsum und zu geringe Sparquoten, heißt 
es ebenfalls ohne Einschränkung, daß »auf lange Sicht gesehen die Kapi- 
talbildung einer Nation von der Sparquote bestimmt wird« (ebd. 444) und 
daß »...praktisch alle glauben, daß die Sparquote [in den USA] zu niedrig 
ist, um eine vitale und gesunde Investitionsrate in den neunziger Jahren zu 
gewährleisten« (ebd., 446). 

Ihre Ansichten zum Trade-off von Gleichheit und Effizienz sind uns eben- 
falls vertraut: »Umverteilungsmaßnahmen wie die progressive Einkom- 
menssteuer lassen... wahrscheinlich den realen Output schrumpfen, weil sie 
Arbeits- und Sparanreize verringern. Wenn eine Nation ihre Verteilungs- 
politik erörtert, wird sie den Nutzen größerer Gleichheit gegen die Kosten 
eines geringeren Nationaleinkommens abwägen müssen« (ebd., 336). Und 
ihre allgemeinen Stellungnahmen zu den möglichen Auswirkungen staatli- 
cher Eingriffe in den Markt könnten kaum entschiedener sein; nachdem sie 
sich eben noch über die negativen Effekte von Mindestlöhnen, Mietkon- 
trollen und Zinsobergrenzen ausgelassen haben, schließen sie mit einem 
Tusch: 


»Ähnliche Beispiele für Eingriffe in Märkte finden sich in allen Gesellschaften. Tatsächlich 
haben die sozialistischen Gesellschaften in großem Maßstab versucht, durch staatliche Kom- 
mandos, Regulationen, Propaganda und Strafen Angebot und Nachfrage zu umgehen. Die 
langen Brotschlangen in Moskau, Peking und Prag bezeugen, daß die Lehren von Angebot 
und Nachfrage überall gelten« (ebd., 79). 

Solow versichert uns, daß die meisten akademischen Ökonomen von die- 
sen Lehrbuchsimplifikationen »nicht begeistert« seien (Solow 1993, 7). 
Doch wie soll der Leser oder der Konsument ökonomischer Weisheiten 
wissen, daß er »nicht begeistert« sein soll? Caveat lector! Vielleicht ist es 
nötig, die Lehrbücher mit einem warnenden Aufdruck zu versehen: 
»VORSICHT! Der Gesundheitsminister weist darauf hin, daß dieses Buch 
grobe Vereinfachungen enthält, die Ihr Verständnis der Wirtschaftspolitik 
und des wirtschaftlichen Wohlstands des Landes im allgemeinen gefährden 
können.« 

Eine letzte Bemerkung zu den Vereinfachungen der Lehrbücher scheint 
angebracht. Wenn die akademische Wissenschaft eine kompliziertere Welt 
aufzeigt, als sie für gewöhnlich in Lehrbüchern dargestellt wird, Könnte 
man erwarten, daß eine Reihe weniger vereinfachender Lehrbücher auf 
dem Markt erscheint und daß man versuchen wird, sie dort mit dem Ver- 
weis auf ihre größere Relevanz und realistischere Position zu etablieren. 


17 Ein demütiges Eingeständnis verbannen sie in eine Fußnote: »Wir können allerdings 
nicht sagen, daß die Steigerung des amerikanischen Haushaltsdefizits die Veränderungen 
der Sparquote, der Unternehmensinvestitionen und der Investitionen aus dem Ausland 
[über die sie schon im Text spekuliert haben] verursacht hat« (ebd., 632, Fn. 7; kursiv im 
Original). 
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Allerdings muß beim Eintritt in den Lehrbuchmarkt eine hohe Barriere 
überwunden werden, die für solche neuen Konkurrenten schwer zu bewäl- 
tigen ist. Der Markt hat - mit etwa einer Million Exemplaren jährlich - rie- 
sige Dimensionen, und die Verleger kämpfen unablässig um den größt- 
möglichen Marktanteil. Doch die akademischen Lehrkräfte selbst sind 
recht träge, sie geben sich mit dem was sie wissen und bisher gelehrt haben 
zufrieden und verspüren kaum Neigung, neue Lehrbücher, in denen neue 
Gesichtspunkte, Ideen oder Komplikationen vermittelt werden. in die 
Lektürelisten aufzunehmen. In der Folge drängen viele, wenn nicht die 
meisten Verleger die potentiellen Autoren, die von den Marktführern eta- 
blierten Grundgedanken zu übernehmen und mit neuen Formen der Präsen- 
tation und Erläuterung anstatt mit der inhaltlichen oder intellektuellen Ori- 
entierung zu konkurrieren.'® Sind also die herrschenden Lehrbuchvereinfa- 
chungen einmal durchgesetzt, ist es recht wahrscheinlich, daß sie sich auch 
halten werden. 


Formalismen in der Graduiertenausbildung 


Eine weitere Quelle des Problems läßt sich ausfindig machen, wenn wir 
unser Augenmerk von der elementaren Lehrbuchökonomie für Studenten 
auf die Doktorandenausbildung verlegen. Eine Reihe neuerer Untersu- 
chungen wirft Licht auf den formalistischen und drögen Charakter des 
Graduiertenunterrichts in führenden Wirtschaftsfakultäten des Mainstre- 
ams, besonders in den theoretischen Pflichtkursen.'” Die Kommission für 
Graduiertenbildung der American Economic Association (AEA) nahm die 
Anregung für ihre eigene Arbeit auf und sprach von einem »offenbar 
wachsenden Chor von Klagen über den Charakter der ökonomischen For- 
schung und Ausbildung an den Wirtschaftsfakultäten der meisten Universi- 
täten [in den USA]« wobei sie insbesondere feststellte, daß viele Kritiker 
»die Ansicht vertreten, daß die Ökonomie, wie sie in den höheren Fachse- 
mestern gelehrt wird, sich von den wirklichen Problemen der Welt zu weit 
abgelöst« habe (Krueger et al. 1991). 


18 Ich habe keine detaillierten Untersuchungen zum Lehrbuchmarkt angestellt, doch als he- 
terodoxe Ökonomen haben viele meiner Freunde und ich selbst häufig genau diesen Rat- 
schlag von Verlagen für Universitätsliteratur erhalten. 

19 Viel anfängliches Interesse und Besorgnis wurde durch eine Umfrage unter Ph.D.- 
Studenten der Ökonomie und durch die Analyse der Ergebnisse hervorgerufen, die Co- 
iander und Klamer zuerst im Journal of Economic Perspectives (1987) und dann aus- 
führlicher in ihrem Buch (1990) veröffentlicht haben. Sowohl die Reaktion auf ihre 
Schlußfolgerungen als auch die breite Aufmerksamkeit, die sie erregten, veranlaßten die 
American Economic Association dazu, eine Kommission zu bilden, die den Auftrag hat- 
te, die Lehre für Studenten der Wirtschaftswissenschaften in den USA zu untersuchen. 
Die Ergebnisse dieser Arbeit finden sich in Krueger et al. (1991) und in Hansen (1991). 
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Eine inoffizielle Untersuchung von David Colander und Arjo Klamer wie 
auch die Berichte der offiziellen Untersuchungskommission der ABA un- 
termauern viele dieser Vorwürfe.” Die Studenten der Abschlußsemester 
werden für die Beherrschung von Modellen und Techniken belohnt, nicht 
für ihr Wissen über wirtschaftliche Institutionen, ihre Meisterschaft in wirt- 
schaftspolitischen Fragen oder ihre weiterreichende Vertrautheit mit der 
ökonomischen Literatur. (Auf die Frage etwa, was zum Erfolg im Wirt- 
schaftsstudium führe, bewerteten 65 Prozent der Doktoranden in der Um- 
frage von Colander und Klamer »Klugheit im Sinne von Fähigkeit zur 
Problemlösung« als »sehr wichtig«, während nur 3 Prozent eine »gründ- 
liche Kenntnis der Wirtschaft« als »sehr wichtig« einstuften [Colander, 
Klamer 1987, Tabelle 2.3].) In anwendungsbezogener Forschung erhalten 
die Studenten eine bemerkenswert geringe Ausbildung. Es handelt sich hier 
allerdings nicht um einen einfachen Fall von Selbstselektion, bei dem die 
Graduiertenausbildung zur Vorprägung der Erstsemesterstudenten beiträgt. 
Trotz einer klaren Einschätzung dessen, was von ihnen erwartet wird, brin- 
gen viele Wirtschaftsstudenten der Abschlußsemester beträchtliche Unzu- 
friedenheit mit der vorherrschenden Orientierung der Lehre zum Ausdruck: 
»Sie wollen mehr Ideen«, zeigt die Umfrage von Colander und Klamer, 
»stärkere politische Relevanz, mehr Diskussionen über die Grundannah- 
men und eine ernsthaftere Berücksichtigung alternativer Ansätze« (ebd., 
170). 

Theorielehrbücher für höhere Semester ergänzen und verstärken aber die 
Engstirnigkeit. Sie konzentrieren sich meist auf Modelle und Techniken, 
fast ohne Rücksicht darauf »wie die reale Welt funktioniert«. Wenn darin 
überhaupt politische Fragen diskutiert werden, dann indem Politikvariablen 
in formale Makromodelle für Präferenzbildung und politische Feedback- 
Wirkungen eingespeist werden. Diese Lehrbücher sind offensichtlich dazu 
bestimmt, daß man etwas über ökonomische Formalismen lernt, aber nicht 
über Ökonomie. 

Um dies zu illustrieren habe ich drei entscheidende Probleme der Politik 
ausgewählt - Ungleichheit, Armut und Umwelt - und die Stichwortver- 
zeichnisse von vier führenden Theorielehrbüchern (zwei betriebswirt- 
schaftliche und zwei volkswirtschaftliche) für Abschlußsemester nach ir- 


20 Der Fairness halber sollte darauf hingewiesen werden, daß die offizielle Kommission der 
AEA zwar Probleme ausfindig machte, allerdings nicht zu dem Schluß kam, daß die ge- 
genwärtige Praxis grundlegend erneuert werden müsse: »Zusammenfassend sind wir der 
Auffassung, daß die Graduiertenausbildung verbessert werden kann, wenn der Anwen- 
dung der Instrumentarien der Ökonomie auf wirtschaftliche Probleme mehr Gewicht in 
der Lehre verliehen wird. Dies verlangt keine vollständige Überholung der Graduierten- 
ausbildung in der Ökonomie« (Krueger et al. 1991, 1035). 
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gendwelchen Verweisen auf diese Probleme durchsucht.”' Ich habe keinen 
einzigen, irgendwie gearteten Hinweis auf Armuts- oder Umweltprobleme 
gefunden. Drei Bücher erwähnten die Frage der Gleichheit und Ungleich- 
heit nicht, während das vierte, das Betriebswirtschaftslehrbuch von Varian, 
eine kurze Erörterung der Probleme »gerechter Allokation [von Gütern 
oder Einkommen]« enthielt (Varian 1984, 284-287), in der das formale 
wohlfahrtstheoretische Problem »fairer« oder »gerechter« Allokationen auf 
rein formalistische Weise diskutiert wird. Von Studenten, die diese Texte 
lesen, kann kaum erwartet werden, daß sie ausgereifte und nuancierte Ur- 
teile über die Vereinfachungen der elementaren Lehrbücher abgeben kön- 
nen, wie etwa über die (wiederum aus Samuelson und Nordhaus zitierte) 
Quacksalberweisheit, daß »Umverteilungsmaßnahmen wie die progressive 
Einkommenssteuer... wahrscheinlich den realen Output schrumpfen lassen, 
weil sie Arbeits- und Sparanreize verringern«. 

Es hat den Anschein, daß die Trockenheit und Engstirnigkeit der Graduier- 
tenausbildung an den Wirtschaftsfakultäten der USA in bedeutendem Maße 
zur Diskrepanz zwischen wissenschaftlicher Arbeit und Politikberatung 
beiträgt. In ihrer formellen Ausbildung als Ökonomen lernen die Studenten 
der Abschlußsemester einfach nicht, wie über die Beziehungen zwischen 
formalen Analysen und politischen Fragen nachzudenken ist. Es ist nicht 
so, daß man ihnen nur eine politische Linie auftischt - etwa über die Opti- 
malität wettbewerbsförmiger Markttransaktionen. Man läßt die Studenten 
im Dunkeln tappen in der Frage, wie sie das Verhältnis von relativ forma- 
len Modellen, die auf ökonomischen Standardkonzepten beruhen, zu den 
sumpfigeren Problemen der Konzipierung wirtschaftspolitischer Strategien 
und ihrer Umsetzung analysieren sollen. 


Der Markt für Ökonomen in den Vereinigten Staaten 


Eine vierte mögliche Quelle der Kluft zwischen Wissenschaft und Politik- 
beratung liegt im Wesen des Arbeitsmarktes für Ökonomen speziell in den 
USA. Bei der Hintergrundlektüre für diesen Artikel war ich verblüfft über 
die drastischen Unterschiede zwischen der Wirtschaftswissenschaft in den 
USA (und mehr oder weniger in Kanada und Großbritannien) und den 
meisten europäischen Ländern (siehe u. a. Portes 1987; Kolm 1988; Frey, 
Eichenberger 1993). Die oben beschriebenen charakteristischen Züge und 
Probleme scheinen offenbar nicht die ganze moderne ökonomische Wis- 
senschaft zu prägen, sondern treten auf drastische Weise in den Vereinigten 
Staaten auf. »Amerika und Europa unterscheiden sich in ihrem Verständnis 


21 Die betriebswirtschaftlichen Lehrbücher waren Varian (1984), Kreps (1990), die volks- 
wirtschaftlichen Blanchard, Fischer (1989) und MeCafferty (1990). 
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der Ökonomie«, schreiben Bruno S. Frey und Reiner Eichenberger, »in der 
Art, wie sie praktiziert wird und wie professionelle akademische Ökono- 
men sich verhalten« (1993, 185). Während die Ökonomie, wie sie in Euro- 
pa praktiziert wird, viele Beschränkungen aufweist, scheint man sich doch 
beträchtlich mehr mit Fragen der Politik zu beschäftigen. Frey und Eichen- 
berger kommen zu dem Schluß, daß »das ökonomische Wissen in Europa ef- 
fektiver in Politik transformiert wird, weil die europäischen Wirtschaftspro- 
fessoren sich mehr um das Studium vorfindlicher lokaler Institutionen küm- 
mern und häufig politische Karrieren verfolgen« (ebd., 192). 

Mehrere Autoren heben hervor, daß eine der Hauptquellen dieses recht 
deutlichen Unterschieds zwischen der ökonomischen Wissenschaft in den 
USA und der in Europa der Charakter des Arbeitsmarktes für Ökonomen in 
den USA ist. Es gibt einen einzigen, großen, landesweiten und äußerst gut 
organisierten Markt für Ökonomen. Die Standards, die in diesem Markt zur 
Geltung kommen, werden durch die (ungefähr) fünfzehn ranghöchsten 
Wirtschaftsfakultäten im ganzen Land dominiert. Für junge Ökonomen, die 
in diesem Markt Erfolg haben wollen, gibt es einen starken Anreiz zu ver- 
hältnismäßig standardisierten Arbeiten, die von den führenden Fakultäten 
als legitim anerkannt werden, von den Ökonomen allerorten verstanden 
werden können und in ihrer Gültigkeit nicht von lokalspezifischen Daten 
oder institutionellen Kenntnissen abhängen. »Wissen über lokale Institu- 
tionen ist eine schlechte Investition in einem konkurrenzgeprägten Markt, 
in dem die Anbieter zu hoher Mobilität bereit sein müssen«, bemerken 
Frey und Eichenberger (1993, 188). Die Notwendigkeit der Standardisie- 
rung und Mobilität verstärken nach Serge-Christophe Kolms Ansicht das 
»relativ größere Gewicht der Imitation über ihr Gegenteil, die Distinkti- 
on...« und schafft Anreize zur »schnellen Produktion im Rahmen der über- 
kommenen Epistemologien und Ideologien« (Kolm 1988, 209). 


»Rhetorik« und »Ideologie« in der Ökonomie 


Viele der erwähnten Faktoren tragen zu einer eher diffusen epistemologi- 
schen Situation in den Vereinigten Staaten bei, die sich auf einen großen 
Teil der Berufsgruppe der Ökonomen auswirkt. Es geht um die Rolle und 
die Macht von Rhetorik und Ideologie im Diskurs über Wirtschaft und 
Wirtschaftspolitik. 

Wenn die Verbindungen zwischen heterogener wissenschaftlicher Tätigkeit 
und Politikberatung recht schwach sind, wie es in den Vereinigten Staaten 
oft der Fall zu sein scheint, bleibt viel Raum für verschiedenartige Einfluß- 
faktoren auf den Gehalt bestimmter Stellungnahmen zur Wirtschaftspolitik. 
Je weniger die formale Analyse die politische Substanz bestimmt, desto größer 
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ist der Spielraum, der für diffuse und unwägbare Einflüsse bleibt, darunter 
auch solche, die in neueren Diskussionen als »Rhetorik« oder »Ideologie« 
bezeichnet werden. 

In jüngster Zeit haben viele Autoren (mit unterschiedlichen Verbindungen 
zur allgemeineren Strömung der »Postmoderne«) ihr Augenmerk auf die 
Rolle der »Rhetorik« in der Ökonomie gerichtet.” Sie heben hervor, daß 
bei Auseinandersetzungen innerhalb einer Sozialwissenschaft wie der 
Ökonomie unweigerlich eine Reihe von Strategien und Techniken zur 
Geltung kommen, wie etwa Metaphern, Diskurshierarchien und die Beru- 
fung auf Autoritäten, die in der wissenschaftstheoretischen Literatur nicht 
durchgehend als legitime methodologische Kriterien anerkannt werden. Da 
die standardisierte und relativ formalisierte Theorie auf vielen Politikfel- 
dern verhältnismäßig wenig Anleitung bieten kann, sind Ökonomen, die 
sich an ein politisches Publikum richten, gezwungen, auf eine Reihe rheto- 
rischer Mittel und Kriterien zurückzugreifen, die ihnen ihm Rahmen ihrer 
formaleren akademischen Tätigkeit nicht zur Verfügung stehen.”° Diese 
rhetorischen Verfahren stützen sich zumeist weniger auf bekannte Stan- 
dards logischer Argumentation und empirischer Untermauerung, dagegen 
mehr auf vertraute Metaphern und gängige Intuitionen. Wenn uns etwa die 
Lehrbücher sagen, daß (wiederum nach Samuelson und Nordhaus) »die 
Lehre von Angebot und Nachfrage überall gilt«, dann kann der politische 
Diskurs sich einfach und wirksam auf solche Lehrbuch-»Gesetze« berufen, 
trotz der wissenschaftlichen Skepsis, die sie hervorrufen. 

Diese jüngste Diskussion über Rhetorik ergänzt eine frühere Debatte über 
»Ideologie« in der ökonomischen Wissenschaft (Meek 1967; Heilbroner 
1988). Damals wurde wiederholt bemerkt, daß die Unpersönlichkeit und 
Abstraktheit des traditionellen neoklassischen Bezugs auf die Produktions- 
faktoren Land, Arbeit und Kapital zumindest teilweise dazu diente, die ge- 
sellschaftlichen Beziehungen der Menschen, die für gewöhnlich auf kapi- 
talistischer Grundlage erwachsen, zu verschleiern oder zu verdunkeln. Die- 
se Tendenz hält bis heute an. Robert Heilbroner bemerkte dazu: 


»Tatsache ist... daß die Ökonomen weiterhin das Eigentum anthropomorph darstellen und von 
Land und Kapital sprechen, als ob sie Verkörperungen von Willen und Energie seien, die ihre 
Aufgaben nicht wahrnehmen würden, wenn 'sie' (nicht ihre Besitzer) nicht durch Einkommen 
motiviert oder belohnt würden... Auf diese Weise legt die Ökonomie ihren ideologischen 
Schleier über den Kapitalismus, schützt ihn vor dem Einblick in seinen regimeähnlichen Cha- 
rakter und läßt uns stattdessen ein entpolitisiertes und ungesellschaftliches 'Preissystem' se- 
hen... Indem sie alle Aspekte von Herrschaft und Fügsamkeit und auch von Zuneigung und 
Vertrauen ausblendet, fordert sie uns auf, den Kapitalismus als seinem Wesen nach 'ökono- 
misch' und nicht politisch zu begreifen« (Heilbroner 1988, 192). 


22 Zur Einführung in diese Debatte siehe McCloskey (1985) und Klamer et al. (1988). 
23 Milberg (1992) liefert ein besonders interessantes Beispiel für dieses Problem aus dem 
Bereich der internationalen Handelspolitik. 
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Von daher ist zu erwarten, daß der neoklassische Diskurs, wenn wir ein 
politisches Problem wie Ungleichheit diskutieren, auf »natürliche« und fast 
unvermeidliche Tendenzen verweisen wird, wie etwa den unentrinnbaren 
Trade-off zwischen Gleichheit und Effizienz, und nicht auf kontingente ge- 
sellschaftliche und politische Bestimmungsfaktoren und Schwankungen in 
der Bandbreite politischer Ursachen und Wirkungen. Je weniger wir die 
Folgen kapitalistischer Ökonomien als »natürlich« betrachten, desto breiter 
ist die Spanne für Änderungen dieser Folgen, die wir bereit sind, in Be- 
tracht zu ziehen und mitzutragen. 


3. Große Probleme, kleine Schritte 


Aus meiner Sicht stellt sich der oft wie eine Zwangsjacke wirkende Einfluß 
der Mainstream-Ökonomen auf die Formulierung der Wirtschaftspolitik in 
den USA als ein ernstes Problem dar. Angesichts der heterogenen analyti- 
schen Sichtweisen der ökonomischen Wissenschaft innerhalb wie außer- 
halb des Mainstreams der Profession müßte der Einfluß von Ökonomen 
nicht unbedingt derart beschränkend sein. Doch bei der Mannigfaltigkeit 
und Tiefe der möglichen Quellen dieses Problems, über die ich oben spe- 
kuliert habe, ist dies kaum ein Problem, das unmittelbar bewältigt werden 
könnte. 

Zunächst einmal ist die Profession selbst relativ unbeweglich, und ich 
glaube, es wäre äußerst schwierig, die richtigen Ansatzpunkte zu finden, 
um die gegenwärtigen Verfahren der Graduiertenausbildung grundlegend 
zu verändern. Der Markt für einführende Lehrbücher ist, wie gezeigt, eben- 
falls unbeweglich. Der Arbeitsmarkt für Ökonomen wird wahrscheinlich 
landesweit einheitlich bleiben und auch künftig homogenisierend wirken. 
Ebenfalls unwahrscheinlich ist, daß sich tiefsitzende rhetorische und ideo- 
logische Konventionen ändern werden. Und der Charakter der Filterme- 
chanismen von Politikinstituten, Medien und politischen Akteuren wird 
sich auch nicht über Nacht ändern. Es fällt mir schwer, etwas gegen David 
Colanders Einschätzung zu sagen, daß dies ein »sich selbst verstärkender 
Zustand ist, dessen Änderung Herkulesarbeit verlangt« (Colander, Klamer 
1990, 200). 

Daß ein solches Vorhaben eine derartige »Herkulesarbeit« erfordert, ist 
keine Ausrede für die passive Hinnahme der gegenwärtigen Verhältnisse. 
Diejenigen von uns Ökonomen, denen die herrschende Orthodoxie zuwider 
ist, müssen sich bemühen, sowohl die analytischen Grundlagen der vor- 
herrschenden politischen Positionen zu kritisieren, als auch die alternativen 
analytischen Perspektiven zu vermitteln. Und diejenigen unter uns, die als 
Beschäftigte oder Bürger sich weigern, die eng begrenzten politischen Op- 
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tionen zu akzeptieren, die von den Vertretern dieser traurigen Volkswirt- 
schaftlehre angeboten werden, müssen eine breitere Spanne an Diskursen 
über Wirtschaftspolitik und eine reichere Auswahl alternativer Politikvor- 
schläge einfordern. Der Kraft- und Zeitaufwand für diese Anstrengung 
wird nur ein kleiner Preis sein, wenn es uns gelingt, das Fenster gerade 
weit genug zu Öffnen, um eine frischere Debatte über drängende Themen, 
die auf der Tagesordnung der Wirtschaftspolitik stehen, zu ermöglichen. 
Aus dem Amerikanischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Inge Schmidt 


Von der Standortkonkurrenz 
zur internationalen Regulation? 


1. Einleitung 


Mitte der 70er Jahre ging in den kapitalistischen Metropolen eine anhalten- 
de Phase stabilen Wachstums zu Ende. Der Fordismus geriet in eine Krise, 
an die Perspektiven einer gesellschaftlichen Weiterentwicklung geknüpft 
wurden. Mittlerweile scheint die Krise zur Normalität geworden zu sein 
und fraglos haben gesellschaftliche Entwicklungen stattgefunden. Diese 
dürften aber weder den Erwartungen derer entsprechen, die von der Krise 
des Fordismus einen Übergang zum Sozialismus erhofften, noch ist es zur 
Restauration eines wohlfahrtsstaatlich unregulierten Laisser-faire- 
Kapitalismus gekommen. Vor allem eines hat sich nicht geändert: Politi- 
sche Konzepte und Strategien werden mit dem Hinweis auf die Krisenhaf- 
tigkeit des bestehenden Institutionengefüges und dessen unzureichender 
Performance begründet. Dabei ist die Perspektive sozialistischer System- 
transformation weitgehend entschwunden, institutioneller Wandel soll zual- 
lererst ein neues Wachstumsmodell schaffen. 

Verschiedene Konzepte zur Etablierung solch eines Wachstumsmodells 
sollen im folgenden innerhalb des Rahmens der Regulationstheorie rekon- 
struiert werden. Vor diesem Hintergrund werden dann Möglichkeiten und 
Grenzen einer neuen Regulationsweise diskutiert. Neben den Bedingungen 
innerer Kohärenz geht es dabei insbesondere um die Frage, in welchem 
Verhältnis nationale und internationale Regulation stehen. 


2. Der Ausgangspunkt: Kritik am Kapitalismus... 


Verschiedene ökonomische Phänomene - steigende Staatsverschuldung, 
Massenarbeitslosigkeit und Inflation bei nachlassendem Wirtschaftswachs- 
tum - haben in den 70er Jahren Kritik am fordistischen Kapitalismus bzw. 
am keynesianischen Wohlfahrtsstaat provoziert. Seit jener Zeit sind die ge- 
nannten Phänomene zu mehr oder minder ausgeprägten Dauererscheinun- 
gen geworden - der hierdurch ausgeübte institutionelle Anpassungsdruck 
hat sich jedoch als geringer erwiesen, als zu Beginn der Krise erwartet 
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worden war. Dennoch werden aktuelle Konzepte und Strategien der gesell- 
schaftlichen Entwicklung im Übergang vom Fordismus zum Postfordismus 
mit der Krisenhaftigkeit der bestehenden Regulationsweise begründet. 
Kapitalismus- und Sozialstaatskritik sind zwei grundsätzliche Ausgangs- 
punkte zur Begründung dieser Krisenhaftigkeit und stellen zugleich die 
theoretische Grundlage für poltitische Lösungsansätze dar. 

Analytischer Ausgangspunkt der - wesentlich am Marxismus orientierten - 
Kapitalismuskritik waren objektive Widersprüche der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, die vermittelt über die zentralen Akteure die gesellschaftli- 
che Entwicklung bestimmen: »...der stumme Zwang der Verhältnisse be- 
siegelt die Herrschaft des Kapitalisten über den Arbeiter« - und führt zur 
ökonomischen Krise, die zugleich zur Systemkrise wird, in der die »ge- 
schulte, vereinte und organisierte Arbeiterklasse« die »Expropriateurs ex- 
propriiert«. (MEW 23, 765, 791) Mehrere Streiks am Ende der 60er und zu 
Beginn der 70er Jahre wurden in diesem Kontext als empirischer Beleg der 
einsetzenden Systemkrise sowie einer Rekonstruktion der Arbeiterklasse 
als revolutionärem Subjekt gedeutet. 

Abgesehen davon, daß der Kapitalismus mit dieser Systemkrise offenbar 
besser zurecht kommt als die Arbeiterklasse, weist die genannte Kritik drei 
theoretische Probleme auf: Erstens bleibt unklar, weshalb der »stumme 
Zwang der Verhältnisse«, der Fetischismus, der die bestehenden kapıtalı- 
stischen Verhältnisse als die einzig mögliche und daher natürliche Form 
gesellschaftlicher Organisation erscheinen läßt, in »Empörung der (...) Ar- 
beiterklasse« umschlagen und damit die Krise zur praktischen Kritik führen 
soll. Wenn es dennoch dazu kommen sollte, besteht - zweitens - das Pro- 
blem, daß aus der Kritik der kapitalistischen Produktionsweise kein sozia- 
listisches Projekt abgeleitet werden kann: Aussagegehalt und theoretische 
Reichweite der Kapitallogik gehen mit ihrem Gegenstand zugrunde und 
lassen die Arbeiterklasse vereint und organisiert, aber orientierungslos zu- 
rück. Drittens wurde die Rekonstruktion ausgerechnet von jener Blue- 
Collar-Arbeiterklasse erwartet, deren Auflösung mit der Krise des Fordis- 
mus begann. Damit scheinen theoretische und praktische Kapitalismuskri- 
tik zunächst gescheitert, wogegen die Kritik am keynesianischen Wohl- 
fahrtsstaat nicht nur theoretische, sondern insbesondere praktische Bedeu- 
tung hat. 


„und am Sozialstaat 


Der fordistische Sozialstaat stellt einen weiteren Ansatzpunkt der Kritik 
dar. Von zwei zentralen Thesen kann dabei ausgegangen werden: Erstens 
wird behauptet, daß die wohlfahrtsstaatliche Antwort auf die soziale Frage 
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- den Konflikt zwischen Lohnarbeit und Kapital - eine »neue soziale Fra- 
ge« aufgeworfen hat. An die Stelle des Klassengegensatzes sei ein Konflikt 
zwischen den organisierten Interessen von Unternehmen und Gewerkschaf- 
ten auf der einen und den nicht-organisierten Interessen von Schülern, 
Rentnern und anderen nicht-erwerbstätigen Bevölkerungsschichten auf der 
anderen Seite getreten (Vobruba 1990, 12ff). Die behauptete Ablösung ei- 
nes Klassen- durch einen Organisationskonflikt ist jedoch falsch, weil sich 
auch unter den »neuen Armen« Lohnabhängige finden, die unter prekären 
Beschäftigungsverhältnissen arbeiten. Mit der Fähigkeit, spezielle Interes- 
sen, die an das fordistische Normalarbeitsverhältnis geknüpft sind, zu or- 
ganisieren, nimmt der Klassengegensatz eine Form an, die für die soziale 
Kohärenz des Fordismus prägend ist, er wird dadurch aber nicht aufgeho- 
ben. Gleichwohl weist das Konzept der »Neuen Sozialen Frage« auf eine 
Schwachstelle lohnarbeitszentrierter Sozialpolitik hin: »Da die Sozialversi- 
cherung an den Lohnarbeiterstatus gekoppelt ist, sind diejenigen arm, de- 
nen es nicht gelingt, Lohnarbeiter zu werden bzw. zu bleiben.« (Krätke 
1991, 132) 

Der zweite Aspekt der Kritik geht von einer dem Sozialstaat eigenen Ex- 
pansionsdynamik aus. Einerseits biete der Staat, um seine Legitimation zu 
gewährleisten, immer umfangreichere Sozialleistungen an und andererseits 
werde hierdurch eine Anspruchshaltung gefördert, die das Prinzip »Lohn 
gegen Leistung« untergrabe. Es kommt daher bei abnehmender Leistungs- 
fähigkeit der Wirtschaft zu einer Ausdehnung des Sozialstaats, die zur Fi- 
nanzkrise führen muß (Vobruba 1991, 78ff). 

Die Ausgrenzung von Menschen, die dauerhaft keinen Zugang zu lohnab- 
hängiger Beschäftigung finden und nicht über privates Vermögen verfügen, 
liefert die normative Begründung für einen Umbau des Sozialstaates, des- 
sen eigentlicher Zweck darin besteht, durch Leistungskürzungen die Fi- 
nanzkrise des Staates zu lösen. Unter diesem Aspekt geht es nicht um einen 
Um- sondern um einen Abbau des Sozialstaates. Allerdings ist mit der 
Ausgrenzung Nicht-Erwerbstätiger aus dem gesellschaftlichen Reprodukti- 
onsprozeß auch ein qualitativer Aspekt verbunden: Durch die Schaffung 
eines »Niedriglohn-Arbeitsmarktes« (Scharpf 1993, 439) sollen das Be- 
schäftigungsniveau erhöht und derzeit ausgegrenzte Personen gesellschaft- 
lich integriert werden. 

Die genannten Spielarten der Kritik zielen auf Kürzungen von Soziallei- 
stungen und eine Verringerung des Lohnniveaus. Hinter diesem ökonomi- 
schen Ziel der Kostensenkung steht die weitergehende, gesellschaftspoliti- 
sche Annahme, der Sozialstaat würde das Leistungsprinzip und damit eine 
wesentliche, normative Grundlage des Kapitalismus aushöhlen. Noch einen 
Schritt weiter geht die von sozialdemokratischen Theoretikern früherer 
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Tage angestellte Überlegung auf diese Weise, einen schrittweisen Über- 
gang zum Sozialismus herbeizuführen: »Sozialpolitik sichert die kapitali- 
stische Produktionsgrundlage vor den von der sozialen Bewegung drohen- 
den Gefahren, indem sie der sozialen Forderung nachgibt; sie baut den 
Kapitalismus stückweise ab und rettet dadurch seinen jeweils verbleiben- 
den Rest...« (Heimann 1929, 172) Obwohl diese Annahme ebenso unrea- 
listisch erscheint, wie die Hoffnung auf eine Rekonstruktion der Arbeiter- 
klasse, wird sie - vielfach unausgesprochen - dazu benutzt einen Um- oder 
Abbau des Sozialstaates zu rechtfertigen. Wie realistisch solche Umbau- 
pläne sind oder ob es Alternativen zur Ablösung des »keynesianischen 
Wohlfahrts«- durch einen »schumpeterianischen Leistungsstaat« (Jessop 
1992, 250ff) gibt, soll im folgenden Abschnitt untersucht werden. 


3. Szenarien zur Krisenlösung 


Die verschiedenen Krisendiskurse und die in ihnen angelegten Lösungs- 
strategien sollen nun innerhalb des theoretischen Kontextes der Regula- 
tionstheorie diskutiert werden. Diese Diskurse - so meine These - bezeich- 
nen mögliche Ausgangspositionen der Konflikte um die Durchsetzung ei- 
nes neuen hegemonialen Projektes. Als Alternativen bei der Systeminte- 
gration unterscheidet beispielsweise Esser eine »klassisch-moderne« und 
eine »schumpeterianische Variante« (Esser 1994).! Erstere geht davon aus, 
daß transnationale Unternehmen die konstituierenden Akteure eines »sich 
selbst regulierenden Triaden-Kapitalismus« sind, denen gegenüber den 
Nationalstaaten keine andere Wahl bleibt, als »sich in den globalen Wett- 
bewerb um Produktionsstandorte hineinzubegeben«. Von einer weltweiten 
Standortkonkurrenz geht auch die schumpeterianische Variante aus. Aller- 
dings tritt an die Stelle der Selbststeuerung der Märkte eine »aktiv- 
gestaltende Rolle des Staates« in den Bereichen Forschung und Entwick- 
lung, Ausbildung, Bereitstellung von Infrastruktur und Steuerpolitik; der 
Zweck dieser Maßnahmen besteht darin - hier stimmen beide Varianten 
überein -, »Länder für die transnationalen Investitionsstrategien attraktiv zu 
machen.« Den beiden genannten Alternativen ist außer dem Zweck, die 
Krise durch eine stärkere Position am Weltmarkt zu überwinden, auch die 
Auffassung gemeinsam, derzufolge die Erfordernisse der Ökonomie der 
Politik Handlungsimperative setzt. Es bleibt dann zu klären, wie im einen 
oder anderen Fall die Sozialintegration zu gewährleisten ist. 


1 Esser nennt noch eine dritte, systemtheoretische Position, die ich hier vernachlässige, 
weil sie weniger ein wirtschaftspolitisches Konzept als eine wissenschaftliche Methode 
darstellt und ihr konzeptioneller Gehalt - das Selbststeuerungsparadigma - mit der klas- 
sisch-modernen Position übereinstimmt. 
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Diese Frage beantwortet beispielsweise Deppe mit dem Hinweis auf drei 
derzeit denkbare Alternativen (Deppe 1994): Einer neoliberal-konservati- 
ven Richtung geht es um Mehrheiten für die endgültige Aufkündigung des 
keynesianischen Klassenkompromisses und eine offene Gesellschaftsspal- 
tung. Gegenüber dieser auf Exklusion zielenden Vorstellung finden sich 
zwei Positionen, die eine neue Form des Kompromisses anstreben. Das 
sozialdemokratische Konzept sieht eine Kooperation derjenigen Fraktionen 
aus Staatsapparat, Unternehmern und Gewerkschaften vor, die eine export- 
orientierte Modernisierung anstreben. Als Drittes gibt es ein »Konzept 
strategischer Reformen«, deren Vertreter eine technologische Modernisie- 
rung nur für möglich und sinnvoll halten, wenn sie mit Sozialreformen und 
einer Demokratisierung der Wirtschaft verbunden wird. 

Gesellschaftliche Stabilität erfordert aber neben Formen der System- und 
Sozialintegration insbesondere deren Kohärenz. Innerhalb der Regulation- 
stheorie ist es möglich, diese Kohärenz am Verhältnis zwischen Akkumu- 
lationsregime, das die verschiedenen Arten der Systemintegration erfaßt, 
und institutionellen Formen sozialer Integration zu untersuchen. Sie bildet 
daher die Folie zur Diskussion der verschiedenen Entwicklungsalternati- 
ven. Die politische Auseinandersetzung über diese Alternativen findet vor 
allem im Rahmen der Standortdebatte statt. Wenn auch keines der Argu- 
mente in dieser Debatte neu ist - tatsächlich sind sie in der einen oder ande- 
ren Form immer wieder seit Beginn der Krise des Fordismus aufgetaucht -, 
so besteht die Besonderheit der aktuellen Kontroversen darin, daß sich ver- 
schiedene Krisendiskurse in der Standortdebatte zu einem einzigen Diskurs 
verdichten. Dies kann als Zeichen dafür gewertet werden, daß derzeit nicht 
Veränderungen einzelner institutioneller Formen innerhalb einer etablierten 
Regulationsweise anstehen, sondern die Herausbildung einer neuen Regu- 
lationsweise insgesamt. 

Die Verdichtung zu einem einheitlichen, die gesamte bestehende Regulati- 
onsweise erfassenden Krisendiskurs wurde möglich, weil die kapitalisti- 
schen Metropolen nach dem Zusammenbruch des Realsozialismus zu 
»feindlosen Staaten« wurden. Es kommt damit zu einer »Renaissance des 
Politischen« (Beck 1993), die zwar seit Eintritt der Krise des Fordismus 
nötig gewesen wäre und sich auch in den eingangs dargestellten Varianten 
der Kapitalismus- bzw. Sozialstaatskritik angedeutet hat, die aber durch die 
Ost-West-Konfrontation blockiert war, weil institutioneller Wandel, egal in 
welcher Form, zumindest vorübergehend mit gesellschaftlicher Instabilität 
verbunden gewesen wäre, die als mögliche Schwächung gegenüber dem 
Realsozialismus verstanden und daher vermieden wurde. Ob diese Annah- 
me begründet war, sei dahingestellt und ist auch unerheblich. Jedenfalls ist 
mit dem Ende der Systemkonfrontation eine Situation entstanden, in der 
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Akteure mit unterschiedlichen oder gegensätzlichen Interessen und Zielset- 
zungen theoretisch darin übereinstimmen, daß eine Krisenlösung nicht in- 
nerhalb bestehender, sondern nur durch Schaffung neuer institutioneller 
Formen gefunden werden kann, die dann auch die systemische Stabilisie- 
rung eines neuen Akkumulationsregimes ermöglichen. Vor allem aber gibt 
es außer der theoretischen Übereinstimmung auch praktische Bemühungen, 
den bislang blockierten Übergang zum Postfordismus herbeizuführen. 

Im folgenden werden drei verschiedene Strategien zur Krisenüberwindung 
dargestellt, denen zugleich verschiedene Regulationsweisen entsprechen. 
Dabei wird sich zeigen, daß es außer der äußeren, vom Öst-West-Gegen- 
satz bestimmten Blockade einer Krisenlösung auch innere, dem Fordismus 
selbst entspringende Gründe gibt, die eine Ablösung durch ein postfordisti- 
sches Akkumulationsregime bisher behinderten und auch in Zukunft als 
unsicher erscheinen lassen. 


Konservativ-liberales Deflationsszenario 


Charakteristisch für dieses Szenario ist zunächst die vollständige Unterord- 
nung der Politik unter ökonomische Sachzwänge, und in diesem Sinne ist 
es als liberal zu bezeichnen?; konservativ ist es, weil eine Gesellschafts- 
spaltung als notwendige Anpassung an ökonomisch verringerte Vertei- 
lungsspielräume betrachtet wird. Das Neue an diesem Szenario ist also 
weniger die Konzipierung neuer institutioneller Formen, sondern vielmehr 
der Versuch, Teile der Bevölkerung von der Regulation innerhalb der ge- 
gebenen Formen auszuschließen (Nissen 1990, 237ff). 

Ausgangspunkt für die Begründung ökonomischer Sachzwänge ist die Zu- 
nahme der öffentlichen Verschuldung, die eine von der Akkumulation und 
damit von den Steuereinnahmen unabhängige, die Einnahmen übersteigen- 
de Eigendynamik entwickelt habe und so die Dispositionsspielräume staat- 
licher Fiskalpolitik immer mehr einengen würde. Diese Entwicklung sei 
durch den Versuch ausgelöst und vorangetrieben, die Einkommensansprü- 
che verschiedener gesellschaftlicher Gruppen sozialstaatlich zu regulieren, 
den Verteilungskampf also durch schuldenfinanzierte Einkommenserhö- 
hungen zu entschärfen. Um die Verschuldung zu verringern, bedürfte es 
einer restriktiven Geld- und Fiskalpolitik’, die zunächst negative Folgen 


2 Ein Primat der Ökonomie gegenüber der Politik zu behaupten, scheint der These einer 
Renaissance des Politischen zu widersprechen. Richtig ist, daß die konservativ-liberale 
Krisenlösung eine Rücknahme institutioneller Regulierungen vorsieht, um Marktkräfte 
ungehindert wirken zu lassen - diese Rücknahme ist aber selbst ein politischer Akt. 

3 Diese Argumentation unterstellt den Notenbanken, sie könnten mithilfe ihres Instrumen- 
tariums das Zinsniveau auf Geld- und Kapitalmärkten bestimmen. Gegen diese Annahme 
kann aber eingewandt werden daß den Notenbanken infolge der Deregulierung dieser 
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für Produktion und Beschäftigung hätte, weil einerseits steigende Zinsen 
die Zahl rentabler Investitionsobjekte verringert und andererseits mit ver- 
ringerten Staatsausgaben das Nachfrageniveau insgesamt sinkt. Restriktive 
Politik, die als Reaktion auf eine Schuldeninflation durchgeführt wird, 
bewirkt daher eine Deflation, bei der die Profite angebotsseitig durch ein 
höheres Zinsniveau und nachfrageseitig durch geringere Umsätze beschnit- 
ten werden. 

Um dennoch rentabel produzieren zu können, so die Folgerung, müßten die 
Kosten gesenkt werden. Bezüglich der Löhne wird gefordert, daß deren 
Anstieg »im Durchschnitt unter dem mittelfristigen Produktivitätsiort- 
schritt bleibt« (SVR 93/94, Ziffer 350). Außerdem sollen die Lohnneben- 
kosten beschränkt werden (ebd., Ziffer 369), was in der Konsequenz zu 
verringerten Sozialleistungen führt. Neben dem Lohnniveau, das insgesamt 
gesenkt werden soll, wird eine Differenzierung der Löhne gefordert, die 
über Deregulierungen des Arbeitsmarktes eine Anpassung an die Produk- 
tivität ermöglichen soll. Dadurch kommt es zu einer Spaltung des Arbeits- 
marktes in einen humankapitalintensiven und sehr produktiven Hochlohn- 
und einen arbeitsintensiven Niedriglohnsektor mit geringer Produktivität. 
Weil ersterer monopolistisch und letzterer kompetitiv reguliert wird, könne 
auch das am Normalarbeitsverhältnis orientierte Sozialversicherungssystem 
(Vobruba 1990) nicht beibehalten werden. An seine Stelle soll daher eine - 
durch Sozialhilfe bzw. Grundrente - gewährleistete Mindestsicherung tre- 
ten, die durch private Versicherungsleistungen ergänzt werden kann. Da 
nur Beschäftigte des monopolistisch regulierten Sektors über ausreichende 
Einkommen zum Abschluß entsprechender Versicherungen verfügen dürf- 
ten, reproduziert sich die Spaltung des Arbeitsmarktes in der Sozialpolitik. 
Im Bereich der Unternehmensorganisation dürfte die Trennung zwischen 
einem tarifvertraglich gesicherten, monopolistisch regulierten und einem 
kompetitiv, nur durch gesetzliche Mindeststandards regulierten Sektor zu 
einer vertikalen Desintegration führen, so daß nicht nur das Lohn-, sondern 
auch das Konkurrenzverhältnis unterschiedlichen Regulationsweisen un- 
terliegt. Dabei kann der monopolisüsche Hochlohnsektor Kostendruck 
nicht nur an die Beschäftigten dieses Sektors, sondern auch durch eine mo- 
nopolistische Preispolitik an den Niedriglohnsektor weitergeben." 

Das Deflationsszenario geht von einer Sozialstaatskritik aus, wonach die 
Krise seit den 70er Jahren durch staatliche Intervention verursacht sei und 


Märkte nichts anderes übrig bleibt als der Versuch, den Wert ihrer Währungen gegen 
exogen gegebene Finanzspekulationen zu verteidigen. 

4 Als Beispiel für eine solche Entwicklung sei auf die Konflikte zwischen Automobilfabri- 
kanten und ihren Zulieferern verwiesen. 
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unterstellt die immanente Stabiltät einer selbstgesteuerten Marktökonomie. 
Diese wird mit dem Say'schen Gesetz begründet, nach dem jedes Angebot 
seine eigene Nachfrage schaffe. Praktisch scheinen aber Zweifel an der 
Gültigkeit dieses Gesetzes zu bestehen; das zunehmende inländische An- 
gebot soll deshalb im Ausland Absatz finden. Eine solche exportorientierte 
Modernisierung, wenn sie nicht nur von einzelnen, sondern einer größeren 
Zahl der kapitalistischen Metropolen angestrebt wird, führt aber dazu, daß 
der inländische Verdrängungswettbewerb über die Grenzen hinausgetragen 
und im internationalen Rahmen fortgesetzt wird. Um den Unternehmen der 
Triade Nordamerika-Westeuropa-Japan wenigstens einen Mindestabsatz zu 
sichern, könnte versucht werden, die internationale Konkurrenz durch pro- 
tektionistische Blockbildung zu beschränken (Huffschmid 1994c).” Das 
globale Nachfrageniveau wird hierdurch freilich nicht erhöht, Protektio- 
nismus ist daher keine Alternative zum internationalen Verdrängungswett- 
bewerb, sondern ein Teil desselben. 


Schumpeterianisches Modernisierungsszenario 


Theoretisch führt das konservativ-liberale Szenario über den Freihandel, 
der auf unterschiedlichen Faktorausstattungen oder Produktivitätsdifferen- 
tialen und somit komparativen Kostenvorteilen der Handel treibenden Län- 
der beruht, zur Maximierung der Weltwohlfahrt. Gegenüber den wirklich- 
keitsfremden Annahmen dieses Szenarios geht das schumpeterianische 
Konzept zur Krisenüberwindung von der Existenz steigender Skalenerträge 
aus und ist damit in der Lage, den steigenden Anteil des intra-industriellem 
Handels am gesamten Welthandel zu erklären. Wird die Existenz steigen- 
der Skalenerträge anerkannt, ist die Annahme polypolistischer Markt- 
preisbildung, die der liberalen Außenhandelstheorie entspricht, nicht auf- 
rechtzuerhalten. An die Stelle der Wohlfahrtsmaximierung, die durch ei- 
gennütziges Verhalten bei vollständiger Konkurrenz bewirkt wird, tritt die 
Möglichkeit, mit oligopolistischer Preissetzung die Wohlfahrt eines Unter- 
nehmens oder einer Nation auf Kosten anderer zu erhöhen und dies ist die 
Grundlage des internationalen Verdrängungswettbewerbs. Besteht aber die 
Aussicht, die eigene Wohlfahrt zu Lasten anderer zu erhöhen, so liegt der 
Versuch nahe, die ökonomischen Methoden oligopolistischen Preiswettbe- 
werbs politisch zu unterstützen. Dies ist der Kern der »strategischen Indu- 
strie- und Handelspolitik« (Krugman 1990), mit der die im klassisch- 


5 Die Widersprüche zwischen Protektionismus und Globalisierungstendenzen der Produk- 
tion (Reich 1993) werden erst später diskutiert, weil das Problem der Nachfrageregulati- 
on im internationalen Rahmen für alle Szenarien der Krisenüberwindung ein entschei- 
dendes Problem darstellt. 
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liberalen Szenario implizit angelegte Deflation zu einem aktiven Verdrän- 
gungswettbewerb® wird. Der industriepolitische Aspekt des schumpeteria- 
nischen Szenarios besteht in der staatlichen Förderung von Forschung und 
Entwicklung sowie der Bereitstellung moderner Infrastruktur. Hierdurch 
sollen Produkt- und Prozeßinnovationen ermöglicht werden, die angesichts 
hoher Entwicklungskosten und dem Risiko erfolgloser Markteinführung 
von privater Unternehmerinitiative nicht zu erwarten, im internationalen 
(Nicht-Preis-) Wettbewerb aber wichtig sind, weil ohne sie der Anteil einer 
Nation am Welthandelsvolumen und - bei fehlenden Substitutionsmöglich- 
keiten auf dem Binnenmarkt - die Beschäftigung sinken würde. 

Der handelspolitische Aspekt besteht in der Schaffung ausreichend großer 
Märkte, um die Skalenerträge, die durch Innovationen ermöglicht werden, 
realisieren zu können. Diesem Zweck dienen zunächst Importbeschränkun- 
gen, weil ein großer Binnenmarkt für Waren mit degressivem Kostenver- 
lauf - der für Innovationen typisch und umso ausgeprägter ist, je höher der 
Anteil der Entwicklungskosten an den Gesamtkosten liegt - den späteren 
Export fördert. (Krugman 1990, 185ff) Zusätzlich sind natürlich auch di- 
rekte Maßnahmen zur Exportförderung möglich (Nowak-Lehmann 1994). 
Strategische Industrie- und Handelspolitik führt zu einer fiskalpolitischen 
Förderung und Steuerung des Modernisierungsprozesses, die im Bereich 
des Lohnverhältnisses durch eine den Innovationserfordernissen entspre- 
chende, selektive Qualifizierung der Arbeitskraft ergänzt werden muß. 
Träger dieses Szenarios soll ein korporatistischer Block sein, der aus ex- 
portorientierten High-Tech-Unternehmen, den qualifizierten Beschäftigten 
dieses Sektors samt den sie vertretenden Gewerkschaften und denjenigen 
staatlichen Institutionen, die den Innovationsprozeß industrie- und han- 
delspolitisch unterstützen. Wie im konservativ-liberalen Szenario geht auch 
hier die Hegemonie vom monopolistisch regulierten Sektor der Gesell- 
schaft aus. Im Unterschied zu jenem wird die monopolistische Regulati- 
onsweise im schumpeterianischen Szenario aber nicht als nicht-intendiertes 
und unerwünschtes Resultat der Marktvergesellschaftung angesehen, son- 
dern als eine Voraussetzng, um in der internationalen Standortkonkurrenz 
bestehen zu können. 


6 Alle Formen angebotsseitigen Wettbewerbs, die keine Möglichkeit der Nachfrageregula- 
tion andeuten, bezeichne ich hier als Verdrängungswettbewerb im Unterschied zu einem 
Wachstumswettbewerb, der von steigender effektiver Nachfrage abhängt. 
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Reformistisches Modernisierungsszenario 


Mit dem schumpeterianischen teilt dieses Szenario neben dem Ziel der in- 
dustrie- und handelspolitisch geförderten Modernisierung des Produktions- 
prozesses auch den Korporatismus von Unternehmen, Staat und Gewerk- 
schaften. Es gibt aber auch Unterschiede: Zum einen wird das Problem der 
makroökonomischen Regulation im nationalen (Kromphardt 1993, Nolte, 
Schaaff 1994) und internationalen (Hankel 1992, Hickel, Priewe 1994, 
Kapitel 5) Rahmen ausdrücklich behandelt und zum anderen wird über die 
systemische Modernisierung hinausgehend auf zwei Ebenen ein Zusam- 
menhang zur Entwicklung der Moderne hergestellt und damit auch nach 
neuen Formen der Sozialintegration gesucht. In Fortführung des Sozial- 
staatsprojekts wird eine Einkommensumverteilung zugunsten von Löhnen 
und sozialen Transfereinkommen gefordert. Neben diesem quantitativen 
gibt es auch einen qualitativen Aspekt, der auf zunehmende Partizipation 
und damit Demokratisierung abzielt.’ Dies gilt zunächst auf der Mikroebe- 
ne, auf der »neue Produktionskonzepte« (Schumann u.a. 1994, Wolf 1994) 
anknüpfend an die Konzepte zur »Humanisierung der Arbeit« aus den 70er 
Jahren gleichermaßen zu steigender Partizipation und Autonomie der Be- 
schäftigten wie zu steigender Arbeitsproduktivität führen sollen. Darüber 
hinaus soll eine »Demokratisierung der Unternehmensstruktur und - 
organisation«, allgemein also eine Ausweitung der »zivilgesellschaftlichen 
Sphäre« gegenüber staatlichen Institutionen stattfinden (Krüger 1992, 93f). 
Auf diese Weise soll das etatistische Konzept des fordistischen Sozialstaa- 
tes zivilgesellschaftlich modernisiert werden; die damit verbundene Demo- 
kratisierung ist im Sinne der Systemintegration als Produktivkraft und im 
Sinne der Sozialintegration als Quelle von Hegemonie zu verstehen. 

Institutionell sieht das reformistische Szenario regionale Unternehmens- 
netzwerke vor, die mit Gewerkschaften sowie staatlichen Instanzen und 
nicht-staatlichen Organisationen auf horizontaler Ebene kooperieren. In- 
nerbetrieblich soll zwischen »requalifizierter Arbeitskraft« und Manage- 
ment ein »Produktivitätspakt« (Schumann u.a. 1994) geschlossen werden, 
dessen negative Beschäftigungswirkungen durch kürzere Arbeitszeiten 
(Seifert 1994) und eine Ausweitung des Öffentlichen Sektors (Hickel, 


7 Demokratisierung setzt autonome Handlungsspielräume der Akteure voraus; dies könnte 
als Widerspruch zu meiner These verstanden werden, auch im reformistischen Szenario 
gäbe es eine korporatistische Regulationsweise. Lipietz beispielsweise sieht Korporatis- 
mus und Autonomie als einander ausschließende Gegensätze an (Lipietz 1992, 199). Da 
die Interessenartikulation aber im Rahmen eines von allen Akteuren geteilten Zielsystems 
stattfindet, würde ich von begrenzter Autonomie innerhalb des Korporatismus sprechen; 
begrenzt deshalb, weil die Artikulation antagonistischer Interessen ausgeschlossen ist. 
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Priewe 1994) - beispielsweise durch Schaffung eines zweiten Arbeitsmark- 
tes (Wagner 1994) - kompensiert werden sollen. 


4. Hegemoniales Projekt und Akkumulationsregime 


Anhand der institutionellen Formen Lohn-, Geld-, Konkurrenzverhältnis 
und internationales Regime können konkrete Modi der System- und So- 
zialintegration dargestellt werden. Institutionelle Formen stellen hand- 
lungsleitende Kompromisse zwischen Akteuren mit konfligierenden Inter- 
essen dar. Mit der Herausbildung eines Kompromisses, der in je besonde- 
ren institutionellen Formen Gestalt annimmt, ist zugleich ein Moment der 
Sozialintegration verbunden. Ob diese zunächst isolierten Momente sich zu 
einer kohärenten Regulationsweise zusammenfügen, hängt davon ab, ob 
sich die Grundstrukturen kapitalistischer Produktionsweisen innerhalb und 
durch die jeweiligen institutionellen Formen reproduzieren lassen. Bezogen 
auf ein Akkumulationsregime sind institutionelle Formen vermittelnde In- 
stanzen der Systemintegration. 

In der nebenstehenden Matrix (siehe Abb.) sind die verschiedenen Szenari- 
en zur Krisenlösung anhand ihrer je besonderen Konfiguration institutio- 
neller Formen dargestellt. Um eine Regulationsweise hervorzubringen und 
zu stabilisieren, muß eine solche Konfiguration einerseits ein hegemoniales 
Projekt beinhalten und sie muß andererseits die Akkumulation von Kapital 
gewährleisten. 

Werden die genannten Szenarien zur Krisenüberwindung als Modi der In- 
teressenartikulation verschiedener gesellschaftlicher Kräfte aufgefaßt und 
wird zudem davon ausgegangen, daß diese Kräfte ihre Interessen innerhalb 
eines einheitlichen Krisendiskurses formulieren und durchsetzen müssen, 
richtet sich die Frage nach einem hegemonialen Projekt weniger an die ein- 
zelnen Szenarien als an die sozialen Konflikte, die in diesem Diskurs ihren 
Ausdruck finden. 

Die Konflikte um die Etablierung eines neuen Akkumulationsregimes sind 
nicht beliebig; in den genannten Szenarien zeichnet sich vielmehr der 
Rahmen ab, innerhalb dessen Lösungen gesucht und gefunden werden 
können. Liest man die Ausprägungen, die die institutionellen Formen in 
den drei Szenarien annehmen, in vertikaler Richtung, läßt sich hieraus ein 
möglicher Pfad von der aktuellen Krise zur systemischen und sozialen 
Reintegration erkennen. Sein Ausgangspunkt ist die Desintegration, die mit 
der Krise der fordistischen Regulationsweise gegeben ist. Sie wird im Kon- 
servativ-liberalen Szenario als notwendiges Durchgangsstadium für die 
weitere Entwicklung, als eine »Stabilisierungskrise« angesehen.‘ Einen 


8 Deutlich wird dies an den Jahresgutachten des Sachverständigenrates. Die Notwendigkeit 
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Schritt in Richtung Reintegration stellt das schumpeterianische Szenario 
dar, weil das Problem der Regulation hierin ernstgenommen und nicht mit 
dem Verweis auf eine vermeintliche Selbststeuerung deregulierter Märkte 
abgetan wird. Statt dessen werden mit einem Korporatismus von Unter- 
nehmen, Staat und Gewerkschaften sowie strategischer Industrie- und 
Handelspolitik zumindest angebotsseitige Konturen einer postfordistischen 
Regulationsweise Konzipiert. 

Diese Regulation zielt auf Systemintegration, weil die Modernisierung des 
Produktionsprozesses über eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität und der 
Profitrate die Akkumulationsbedingungen verbessert. Die korporatistische 
Durchsetzung der Modernisierung stellt zugleich eine Form der Sozialinte- 
gration dar. Hiervon sind allerdings nur die Modernisierungsgewinner des 
monopolistisch regulierten Sektors betroffen, nicht aber die Verlierer, die 
entweder unter prekären Arbeitsverhältnissen im Kompetitiven Sektor ar- 
beiten oder ganz aus dem Produktionsprozeß herausfallen. 

Eine erfolgreiche Systemintegration erfordert aber neben der angebotsseiti- 
gen Modernisierung auch eine Regulation der Nachfrageseite, ohne die der 
Modernisierungsprozeß infolge fehlenden Absatzes blockiert wird. Dieses 
Problem sowie der Versuch, die Modernisierungsanstrengungen sozialinte- 
grativ in eine neue Regulationsweise einzubeziehen, findet im reformisti- 
schen Szenario Berücksichtigung. 

Der Entstehungsprozeß einer neuen Regulationsweise kann in der be- 
schriebenen Weise ablaufen, muß es aber nicht. Es ist ebenfalls denkbar, 
daß sich die Akteure mit ihren konfligierenden Interessen gegenseitig 
blockieren und jegliche Entwicklung behindern. Sollte sich eine neue Re- 
gulationsweise auf dem Weg durchsetzen, den ich zu skizzieren versucht 
habe, so ist festzuhalten, daß die Etappen von der sozialen und systemi- 
schen Des- zur Reintegration keine zeitlichen, sondern logische Entwick- 
lungsstufen darstellen. Zwischen den verschiedenen institutionellen For- 
men bzw. ihrem Übergang zu einer neuen Regulationsweise kann es dem- 
nach Ungleichzeitigkeiten geben und es besteht keine Notwendigkeit, daß 
alle Institutionen jene Form annehmen, die ihnen vom reformistischen Mo- 
dernisierungsszenario zugeschrieben werden - auch nicht am Ende des 
Entstehungsprozesses einer postfordistischen Regulationsweise. Daß es ei- 
nen Spielraum alternativer Konfigurationen gibt, die alle eine kohärente 
Regulation ermöglichen, zeigt sich an der Tatsache, daß die Konflikte zwi- 


einer Stabilisierungskrise wird dort seit 1972 vertreten. Im Jahresgutachten 1973 heißt es 
2. B.: »Wir sehen auch keine Alternative zu dem Weg, der durch die Phase hindurchführt, 
in der die Unternehmen (...) auf die Restriktionspolitik zunächst vor allem mit Produkti- 
onseinschränkungen und noch kaum mit Verzicht auf Preiserhöhungen reagieren wer- 
den.« (SVR 1973/74, Ziffer 320) 
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schen den genannten Szenarien nicht durch unüberschreitbare Grenzen, 
sondern durch teilbare Übergänge (Hirschman 1994) gekennzeichnet sind. 
So ist es durchaus möglich, den arbeitsintensiven und kompetitiven Sektor 
des konservativen Szenarios Öffentlich zu regulieren und damit reformisti- 
sche Vorstellungen aufzunehmen. Das Einkommensniveau dieses Sektors 
gegenüber dem monopolistisch regulierten ist dann politisch aushandelbar. 

Ähnliches gilt für die Regulation des Geldverhältnisses. Zwar betont das 
konservative Szenario mit der Forderung nach restriktiver Fiskalpolitik 
dessen Niveauaspekt; aber jedes fiskalische Einnahmen-/Ausgabenniveau 
hat zugleich einen Strukturaspekt, der Raum für politische Lenkung gibt. 
Umgekehrt wird im reformistischen Szenario eine steigende Zinslastquote, 
die sich aus expansiver Fiskalpolitik ergeben mag, als Gefährdung indu- 
striepolitischer Spielräume angesehen. Und schließlich kann der Gegensatz 
zwischen konservativem Verdrängungswetibewerb und reformistischer - 
genauer: keynesianischer - Markterweiterung im Kontext des gegenwärti- 
gen sektoralen Strukturwandels aufgelöst werden. Danach würde der Ver- 
drängungswettbewerb kontrahierende, und die Markterweiterung expandie- 
rende Sektoren betreffen; um eine Zunahme des Gesamtniveaus der Ak- 
kumulation zu erreichen, ist ohnedies eine Förderung der prosperierenden 
Sektoren nötig, deren Angebot durch niedrige Preis- und hohe Einkom- 
menselastizitäten gekennzeichnet ist. 

Den genannten Konflikten um Veränderungen der gegebenen Regulati- 
onsweise ist gemeinsam, daß sie - egal welche institutionelle Form und 
welches Szenario zur Krisenlösung sie betreffen - dem Ziel untergeordnet 
sind, die Akkumulation langfristig wieder zu ermöglichen. Eine Phase an- 
haltender Akkumulation auf Grundlage eines modernisierten Produktions- 
prozesses und erweiterter Märkte”, soll also die Systemintegration herstel- 
len. Ein anhaltender Akkumulationsprozeß, der nicht auf den Investitions- 
gütersektor beschränkt ist, sondern über steigende Reallöhne auch eine 
Akkumulation im Konsumgütersektor ermöglicht, stellt zugleich einen 
Weg zur Sozialintegration dar. 

Der - mögliche - Übergang zu einem postfordistischen Akkumulationsre- 
gime erscheint dann als historische Parallele zur Entstehung des Fordis- 
mus: Soziale Konflikte, die von einer Modernisierung des Produktionspro- 
zesses ausgelöst werden, führen zu einer Regulationsweise, die über 
Markterweiterung die Systemintegration und über ein hegemoniales Pro- 


9 Oben habe ich argumentiert, das konservativ-liberale Szenario werde zu Deflation füh- 
ren; seinen eigenen theoretischen Annahmen entsprechend, vor allem derjenigen, daß 
sich auf deregulierten Märkten jedes Angebot seine Nachfrage schafft, kommt es aber 
auch in diesem Fall zu einer Vollauslastung der Kapazitäten und damit auch zu einem 
Wachstumsprozeß, der die gegenwärtige Krise ablöst. 
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jekt die Sozialintegration sichert. Im Fordismus war Hegemonie materiell 
über den keynesianischen Sozialstaat abgesichert, der der industriellen Re- 
servearmee - auf niedrigeren Niveau freilich - die gleichen Konsumnormen 
ermöglichte wie den Beschäftigten. Angesichts der Differenzierungen im 
Produktionsprozeß, die mit der Auflösung des Taylorismus verbunden sind 
und zu Modernisierungsgewinnern und -verlierern geführt haben, erscheint 
es zweifelhaft, ob ein postfordistisches Akkumulationsregime den selben 
Grad sozialer Kohärenz erreichen kann wie der Fordismus. Ein Grund für 
diese Zweifel besteht darin, daß die arbeitsorganisatorischen und produkt- 
seitigen Differenzierungen im Produktionsprozeß mit Entwicklungen kor- 
respondieren, die die Massenkonsumnorm des Fordismus nicht nur quanti- 
tativ, sondern auch qualitativ in verschiedene Richtungen auflöst. Hege- 
monie im Postfordismus muß daher auf pluralen Konsumnormen begründet 
sein. 


5. Grenzen der nationalen Regulation 


Die Auseinandersetzungen um eine neue Regulationsweise werden nicht 
nur durch nationale, sondern auch durch internationale Bedingungen be- 
stimmt. Daher sind die verschiedenen Szenarien zur Krisenüberwindung 
darauf zu prüfen, ob sie den Sachzwängen des Weltmarktes genügen oder 
diese zu ändern vermögen. Der interne Konflikt um eine neue Regulati- 
onsweise korrespondiert mit Konflikten um die Ausgestaltung des interna- 
tionalen Regimes. Dem konservativ-liberalen Deflationsszenario entspricht 
theoretisch ein Freihandelssystem, das bei gegebenen Ressourcen zur Ma- 
ximierung der Weltwohlfahrt führt und infolge ausgeglichener Leistungsbi- 
lanzen stabile internationale Beziehungen zuläßt. Praktisch stellen Kosten- 
senkungen und restriktive Wirtschaftspolitik jedoch den Versuch dar, ei- 
nerseits einen möglichst großen Teil der weltweiten Mehrwertproduktion 
auf sich zu ziehen (Holloway 1993) und andererseits durch Erzielung von 
Leistungsbilanzüberschüssen die fehlende Inlandsnachfrage auszugleichen 
(Memorandum 1994, 128ff). Die Konkurrenz um Produktionsbedingungen 
und Weltmarktanteile konstituiert also »Wettbewerbsstaaten« (Altvater 
1994, Hirsch 1994), deren Beziehungen untereinander nicht durch Koope- 
ration, sondern durch Konflikt geprägt sind. Deregulierte internationale 
Geld- und Kapitalmärkte bedrohen jede expansive Wirtschaftspolitik im 
nationalen Rahmen mit Kapitalflucht, Abwertung und Inflation und er- 
zwingen so einen zwischenstaatlichen Stabilitätswettbewerb. Neben der 
Währungskonkurrenz, die einen Primat der Geldwertstabilität gegenüber 
Fiskal- und Beschäftigungspolitik setzt (Herr 1992; Thomasberger 1993), 
gibt es einen Weitbewerb um Weltmarktanteile, der insgesamt aber ein 
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Nullsummenspiel darstellt, weil der Weltmarkt nichts als die Summe der 
nationalen Märkte darstellt und es daher durch merkantilistische Strategien 
zur Erzielung von Leistungsbilanzüberschüssen kein globales Wachstum 
geben kann. Um Leistungsbilanzdefizite zu verhindern und wirtschaftspo- 
litischen Spielraum zu gewinnen, könnte das Deflationsszenario entgegen 
seiner freihändlerischen Zielsetzung zu nationalem Protektionismus oder 
der Bildung regionaler Währungs- und Handelsblöcke führen, die nach in- 
nen einen hohen Integrationsgrad aufweisen, untereinander aber nur gering 
verflochten sind. 

Hier schließt sich die Frage an, ob die stagnative Tendenz des Deflationss- 
zenarios und dessen mögliches Resultat einer regionalen Blockbildung eine 
Modernisierung be- oder sogar verhindert, die durch Prozeßinnovationen 
Kosten senkt und zusätzlich durch Produktinnovationen neue Märkte 
schaffen soll. 

Die internationale Währungskonkurrenz ist kein Argument gegen die 
schumpeterianische Modernisierung, weil Nachfrage auf neuen Märkten 
keine kreditfinanzierte Nachfragepolitik erfordert, die über Inflation zu 
Abwertungsdruck führen könnte. Von Bedeutung ist hier etwas anderes, 
nämlich die Frage, ob sich die Modernisierung innerhalb der Triade voll- 
zieht oder - neben protektionistischer Politik - selbst zur Herausbildung 
regionaler Blöcke innerhalb der Triade beiträgt. Die Beantwortung dieser 
Frage hängt davon ab, wo die Regulation von Lohn- und Konkurrenzver- 
hältnissen lokal verortet werden kann, ob institutionellle Formen also auf 
globaler, multinationaler oder regionaler Ebene verankert sind. Die Zu- 
nahme strategischer Allianzen (Narr; Schubert 1994) und globaler Unter- 
nehmensnetzwerke (Reich 1993) spricht für die These einer Triadisierung 
des korporatistisch regulierten monopolistischen Sektors, während der 
kompetitive Sektor der Zulieferindustrieen und arbeitsintensiver Dienstlei- 
stungen regional beschränkt bleibt (Altvater, Mahnkopf 1993, Kap. V.1). 
Der Triadisierung des monopolistischen Sektors entspricht demzufolge die 
Regionalisierung des kompetitiven Sektors. 

Wenn diese These stimmt, ist folgendes zu beachten. Die transnationalen 
Unternehmen des monopolistischen Sektors können die Standortkonkur- 
renz der Nationalstaaten für sich ausnutzen und dadurch Ressourcen mobi- 
lisieren, die ihnen die Korporatistische Regulation des Lohnverhältnisses 
erlaubt. Diese Möglichkeit besteht für die Unternehmen des kompetitiven 
Sektors nicht, mehr noch: diese sind der internationalen Standortkonkur- 
renz unterworfen und werden dadurch zur Kostenkonkurrenz gezwungen. 
Deflations- und schumpeterianisches Modernisierungsszenario können 
deshalb in folgender Weise eine Verbindung eingehen: Die regional agie- 
renden Unternehmen des kompetitiven Sektors verfolgen eine Strategie der 
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Kostenkonkurrenz, während die transnationalen Unternehmen einen Inno- 
vationswettbewerb betreiben. 

Die dargestellte Verbindung von Kosten- und Innovationskonkurrenz weist 
jedoch eine Schwäche auf: Zwar entstehen durch Produktinnovationen 
neue Märkte, die zudem einen positiven Multiplikatoreffekt auf die ge- 
samtwirtschaftliche Nachfrage haben können, gleichzeitig führt die Ko- 
stenkonkurrenz aber zur Entstehung und Stabilisierung eines Kompetitiven 
Niedriglohnsektors, der die gesamtwirtschaftliche Nachfrage schwächt.'” 
Somit mag es unter den Bedingungen internationaler Währungskonkurrenz 
wohl zur Durchsetzung von Prozeß- und Produktinnovationen kommen, die 
die fordistische Produktionsnorm ablösen, die Herausbildung eines post- 
fordistischen Akkumulationsregimes scheitert aber daran, daß eine neue 
Konsumnorm wohl partiell entstehen, aber nicht verallgemeinert werden 
kann. Der möglichen Verallgemeinerung einer postfordistischen Produkti- 
onsnorm innerhalb der Triade stehen demnach die Pluralisierung der Kon- 
sumnormen und selektive - über die Einkommensdifferenzierung bewirkte 
- Zugänge zu einem quantitativ erweiterten und qualitativ differenzierten 
Warenangebot entgegen. 

Der Durchsetzung eines neuen Akkumulationsregimes steht also nicht eine 
produktionsseitige Blockbildung entgegen, sondern nachfrageseitige Hin- 
dernisse. Neben dem genannten Problem der Entstehung einer postfordisti- 
schen Konsumnorm zählt hierzu die Existenz mehrerer Währungsblöcke 
bzw. eines Multiwährungsstandards aus Dollar, Deutscher Mark und Yen. 
Trotz Modernisierung kann sich daher die stagnative Tendenz des Deflati- 
onsszenarios durchsetzen: 


»Ein solches Währungssystem kann die Gruppe der Länder, die an der Spitze der Währungs- 
hierarchie stehen, in ein merkantilistisches Nullsummenspiel um Leistunsbilanzüberschüsse 
hineinziehen, da Leistunsbilanzüberschüssse in der beschriebenen Konstellation zu einem 
wichtigen Mittel des Aufbaus und Erhalts der Vermögenssicherungsqualität des nationalen 
Geldes werden.« (Herr 1992, 266) 

Es gibt zwei Möglichkeiten, um die monetäre Wachstumsblockade eines 
Multiwährungsstandards zu durchbrechen: Die Hegemonie eines Landes, 
dessen Währung dann als Weltgeld dient oder eine internationale Koope- 
ration, die ein von nationaler Hegemonie unabhängiges Weltgeld schafft. 
In beiden Fällen wird eine Phase anhaltenden Wachstums - und damit die 
Verallgemeinerung einer neuen Konsumnorm - ermöglicht, weil eine 
Nachfrageexpansion in Einheiten des Weltgeldes nicht zu Vermögensum- 


10 Dieser dämpfende Effekt beruht nicht nur auf den niedrigen Löhnen dieses Sektors, son- 
dern ebenso auf dessen - im Vergleich zum monopolistischen Sektor - geringer Investiti- 
onsgüternachfrage, da hier arbeitsintensive Dienstleistungen bzw. standardisierte Pro- 
duktionsverfahren mit alten - und daher billigen - Technologien vorherrschen. 
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schichtungen in andere Währungen führt und dadurch eine Rückkehr zu ei- 
ner restriktiven Politik erzwingt. Daher gilt: »Ein hegemoniales Leitwäh- 
rungsland kann als weltwirtschaftliche Konjunkturlokomotive agieren.« 
(Herr 1992, 253) 

In der Alternative nationale Hegemonie oder internationale Kooperation 
kommt zugleich die Blockade, die den Durchbruch zu einem postfordisti- 
schen Akkumulationsregime derzeit verhindert, zum Ausdruck. Nationale 
Hegemonie wird unmöglich, wenn die Modernisierung, deren Produktivi- 
tätseffekt die reale Basis monetärer Hegemonie darstellen müßte, nicht von 
einem einzelnen Land und dessen Währung ausgeht, sondern gerade die 
Länder umfaßt, deren Währungen um die internationale Leitwährungs- 
funktion konkurrieren. Eine Kooperation, die dem reformistischen Moder- 
nisierungsszenario entsprechen würde, wird somit zur Notwendigkeit; sie 
wird aber durch den internationalen Standortwettbewerb, der die Moderni- 
sierung ermöglicht, verhindert. 
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Dieter Boris 


Das Scheitern neoliberaler Politik 
in Mexiko (1982 - 1994) 


1. Ausgangspunkte und Fragestellung 


Bis Weihnachten 1994 schien Mexiko ein politisch und ökonomisch viel- 
versprechendes Schwellenland zu sein, das mit Inkrafttreten des Nordame- 
rikanischen Freihandelsabkommens (NAFTA) am 1.1.1994 und mit der 
Aufnahme in die OECD (April 1994) gerade im Begriff war, in die »Erste 
Welt« einzutreten. Zwar waren schon seit Jahresbeginn mit dem bäuerlich- 
indigenen Aufstand in Chiapas, den Morden an dem Präsidentschaftskan- 
didaten Luis Donaldo Colosio und dem Generalsekretär der langjährig re- 
gierenden »Staats«-Partei PRI (»Partei der Institutionalisierten Revoluti- 
on«) Jose Francisco Ruiz Massieu sowie mit einigen spektakulären Entfüh- 
rungsfällen von führenden Unternehmern des Landes einige Risse an der 
sprichwörtlichen politischen Stabilität sichtbar geworden; doch der Aus- 
gang der Präsidentschafts- und Parlamentswahlen vom 21. August 1994 
schien jene zu bestätigen, die zuversichtlich in die Zukunft sahen: Hatte 
doch die »staatstragende« Partei mit ihrem neuen Präsidentschaftskandida- 
ten Ernesto Zedillo mit ca. 50% der Stimmen ein überraschend gutes Er- 
gebnis erzielt und dies bei relativ korrektem Ablauf des Wahlvorgangs 
selbst und bei ziemlich hoher Wahlbeteiligung von ca. 78% (Couffignal 
1994), Zedillo hatte die Fortsetzung der anscheinend erfolgreichen neolibe- 
ralen Wirtschaftspolitik in Aussicht gestellt, zugleich aber eine bedeutende 
sozialpolitische Korrektur (im Gesundheits- und Erziehungwesen, bezüg- 
lich der Reallöhne, der Arbeitsplatzschaffung etc.) für notwendig erachtet 
und schließlich die energische Fortsetzung der »Politischen Reform« (Li- 
beralisierung des Wahlrechts, Ausbau des Rechtsstaats etc.) versprochen. 

Mit dem »Ausbruch« der Währungs- und Finanzkrise seit dem 19. Dezem- 
ber 1994 und ihren verschiedenen Konsequenzen sind all diese Hoffnungen 
zunichte gemacht worden. Mit der Abwertung des Peso um ca. 60%, dem 
Sturz der Aktienkurse von ca. 2800 auf etwa 1500 Indexpunkte, der Flucht 
einheimischen und ausländischen Geldkapitals, dem Hochschnellen des 
Leitzinssatzes auf über 50%, dem Fälligwerden kurzfristiger, auf US- 
Dollar lautender staatlicher Schuldtitel in der Höhe von etwa 28 Mrd. 
Dollar sind einige Elemente der aktuellen Krise benannt, die die heftige 
inländische wie auch internationale Reaktion mit erklären können. Trotz 
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des auf Initiative von US-Präsident Clinton zustande gekommenen »groß- 
zügigen« Hilfspakets von ca. 50 Mrd. Dollar und der Ankündigung einer 
erneuten Austeritätspolitik (mit Haushaltskürzungen, Lohneinschränkun- 
gen, Zinserhöhungen und weiteren Privatisierungen etc.) wird Mexiko an 
einem Minuswachstum für 1995, einer Inflationsrate von 30 - 40%, weite- 
rer Kapitalflucht und an einer Verschlechterung der allgemeinen sozialen 
Situation nicht vorbeikommen. 

Die mexikanische Krise von 1994/95 und die Reaktion darauf wirft zu- 
nächst die Frage auf, wieso diese tiefe Krise so überraschend eintreten 
konnte. Die Mehrheit der Wirtschaftskommentatoren, vor allem auch hier- 
zulande, ging in der aktuell herrschenden Markteuphorie anscheinend der 
offiziellen Propaganda der mexikanischen Regierung und des Internationa- 
len Währungsfonds (IWF) allzu bereitwillig auf den Leim. Man lese einmal 
die ökonomischen »Analysen« der neoliberalen Wirtschaftspolitik sowohl 
von wissenschaftlicher wie auch von wirtschaftsjournalistischer Seite von 
1982/83 bis Ende 1994 nach! In Anbetracht der Ausstrahlung der mexika- 
nischen Krise auf ganz Lateinamerika, Ostasien und - vermittelt über den 
fallenden Dollarkurs - sogar auf Europa stellt sich auch die von Michel 
Camdessus, dem Geschäftsführenden Direktor des IWF, zugespitzte Frage 
nach zukünftigen Krisen in global vernetzten Finanzmärkten. Auch die 
ganz unkonventionelle Reaktion der US-Regierung und des IWF auf die 
mexikanische Krise, die zu einem Hilfspaket geführt haben, zeigen, daß 
hier neue Widersprüche und Gegensätze zwischen den USA und den Euro- 
päern aufgetaucht sind. Solche Facetten der mexikanischen Krise sollen in 
diesem Artikel weitgehend vernachlässigt werden, stattdessen wird der 
Frage nachgegangen, ob die neoliberalen Strukturreformen die mexikani- 
sche Ökonomie tatsächlich stabiler, stärker und weniger krisenanfällig ge- 
macht haben, oder ob die durch die neoliberale Strategie bewirkten Verän- 
derungen nur relativ oberflächlich waren und zudem neue Schwachstellen 
hervorgebracht haben, die den schweren Rückschlag weniger überraschend 
erscheinen lassen. Zugespitzt formuliert: Steht die neoliberale Politik, die 
über zwölf Jahre in besonders rigoroser Form in Mexiko durchgeführt 
wurde, vor einem Scherbenhaufen, ist sie in ihren wesentlichen Grundlagen 
und ihren strukturellen Zusammenhängen als definitiv gescheitert zu be- 
trachten, oder handelt es sich bei dem gegenwärtigen Kollaps um ein un- 
glückliches, zufälliges Zusammentreffen von negativen Faktoren und Er- 
eignissen (vielleicht auch von technischen Fehlern in der Umsetzung der 
Wirtschaftspolitik), die bald überwunden werden können, da es sich bei der 
mexikanischen Wirtschaft um eine im Kern »gesunde« Ökonomie handelt, 
die bald ihren »Wirtschaftswunder-Kurs« fortsetzen kann. 

Der mexikanische Fall hat paradigmatische Bedeutung, weil Mexiko in 
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mehrfacher Hinsicht als neoliberales Modell für ganz Lateinamerika galt; 
dort wurden die neoliberalen Reformen am konsequentesten durchgeführt. 
Aber auch weil in Mexiko besonders günstige Bedingungen für das Gelin- 
gen dieser wirtschaftspolitischen Strategie gegeben waren: im Gefolge der 
Brady-Initiative kam es seitens der USA zu Erleichterungen des mexikani- 
schen Schuldendienstes, infolge des NAFTA-Abkommens konnte Mexiko 
leichter Zugang zum US-amerikanischen Markt finden, und schließlich gab 
es noch eine Reihe bilateraler und multilateraler Unterstützungsmaßnah- 
men. Als besonders günstige interne Bedingung kann das immer noch ef- 
fektive Funktionieren korporativistischer Mechanismen gesehen werden, 
die garantierten, daß eine harte und langandauernde Austeritätspolitik ohne 
größere soziale und politische Turbulenzen von der Bevölkerung hinge- 
nommen wurde. 

Im folgenden wird zunächst die Wirtschaftspolitik der Präsidentschaftspe- 
rıoden von Miguel de la Madrid (1982 - 1988) (2) und von Salinas de 
Gortari (1988 - 1994) (3) behandelt; danach werden die Auswirkungen die- 
ser Politik auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung untersucht (4), 
um dann die zentralen Antinomien neoliberaler Strukturanpassungspolitik 
in Mexiko darzustellen (5). 


2. Beginn der neoliberaien Strukturanpassung 
unter Miguel de la Madrid (1982 - 1988) 


In den beiden Sexenien, die der Präsidentschaft von Miguel de la Madrid 
vorausgegangen waren (1970 - 1982), hatten sich die grundlegenden öko- 
nomischen Probleme (Haushaltsdefizit, Leistungsbilanzdefizit, Inflation, 
Außenverschuldung etc.) bereits deutlich abgezeichnet. Während das Se- 
xenium von Luis Echeverria (1970 - 1976) als »neopopulistisch« qualifi- 
ziert wurde, ist die Ära von Jose Löpez Portillo (1976 - 1982) nicht selten 
mit dem Begriff des »Neokorporativismus« beiegt worden, wobei hiermit 
vor allem gemeint ist, daß auf der Basis der in diese Periode fallenden 
Erdöl-Bonanza eine klassenübergreifende Zusammenfassung der gegen- 
sätzlichen gesellschaftlichen Großgruppen einigermaßen effektiv vollzogen 
werden konnte (Quiros Per&z; Gutierrez Herrera 1992, 277ff.). 

Mit der Erklärung der Zahlungsunfähigkeit gegenüber den ausländischen 
Gläubigern - im August 1982 - wurde nicht nur die langandauernde Krise 
in Mexiko eingeleitet, sondern auch mit einem Paukenschlag die akute 
Phase der Verschuldungskrise der Länder der Dritten Welt eröffnet. Die 
noch von Löpez Portillo ergriffenen Sofortmaßnahmen (Nationalisierung 
des Bankensystems, Einbringung von Überbrückungskrediten von Seiten 
der Nachbarländer etc.) hatten bestenfalls kurzfristige Wirkungen. Die 
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Regierungsperiode von Miguel de la Madrid zieht nach anfänglichem Zö- 
gern eine klare Konsequenz aus dem anscheinend grundlegenden Scheitern 
der bisherigen Entwicklungsstrategie, die im wesentlichen auf Importsub- 
stitution und Industrialisierung, Protektionismus, breitem Staatsinterven- 
tionismus und populistischer Befriedigung von Massenansprüchen basierte. 
Mit Blick auf die gleichzeitigen internationalen Tendenzen der Öffnung der 
Märkte und der Deregulierung (vor allem in den USA unter Ronald Reagan 
und in Großbritannien unter Margaret Thatcher) meinten relevante Teile 
der mexikanischen Regierung und der maßgeblichen Fraktionen der Bour- 
geoisie sich diesem Trend nicht länger verschließen zu können; die enorme 
Verschuldung und die damit verstärkte Abhängigkeit von externen Gläubi- 
gern und dem IWF schien keine andere Alternative zuzulassen. Aus diesen 
Gründen wird nach außen der Weg der intensivierten, »subordinierten In- 
tegration« (Frambes-Buxeda) und nach innen derjenige der Deregulierung 
und Liberalisierung beschritten. 

Die Austeritätspolitik der Regierung de la Madrids enthielt einerseits ein 
»Sofortprogramm zur wirtschaftlichen Neuordnung«, welches klassische 
Elemente der Stabilitätspolitik zum Inhalt hatte: Haushaltskürzung um 
20%, Lohnstopp bzw. Reallohnsenkung, Steuer- und Tariferhöhung; ande- 
rerseits wurde schon relativ früh auch eine mittel- und längerfristige Um- 
strukturierung der gesamten Ökonomie in Richtung auf Deregulierung und 
Weltmarktöffnung angezielt; das Schlagwort von der »reconversiön indu- 
strial« (der industriellen Umstrukturierung) und der Notwendigkeit der 
Modernisierung und Produktivitätssteigerung im gesamten Produktionsap- 
parat wurde bereits zu Beginn dieses Sexeniums geprägt. Nach einer noch- 
maligen Abwertung des Peso im Dezember 1982 (schon im Februar 1982 
war eine starke Abwertung erfolgt) und einer Zinserhöhung kam es zu ei- 
ner Vereinbarung mit dem IWF, in der sich die Regierung verpflichtete, 
eine gestaffelte Reduktion der Inflationsrate und des Haushaltsdefizits in 
den nächsten drei Jahren zu erreichen. Die für den Schuldendienst notwen- 
digen Handelsbilanzüberschüsse wurden durch rigide Importdrosselung in 
den ersten Jahren der Präsidentschaft Miguel de la Madrids tatsächlich er- 
reicht. Ohne auf Einzelheiten in der Veränderung der Inflationsbekämp- 
fungspolitik und des Wechselkursmanagements hier einzugehen (dazu 
Fürst 1992, 35ff.), kann festgehalten werden, daß es bald zu einem Gegen- 
satz zwischen dem kurzfristig angelegten Sofortprogramm (PIRE) und dem 
längerfristigen Strukturanpassungsansatz (PND) kam. Der in dieser Hin- 
sicht orthodoxe Ansatz der mexikanischen Zentralbank bezüglich der 
Wechselkurspolitik führte zum Teufelskreis von sich gegenseitig verstär- 
kenden Prozessen einer Abwertungs-Lohn-Preis-Spirale und einer Abwer- 
tungs-Kapitalflucht-Zins-Spirale. Hohe Abwertungen stimulierten per se 
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die Inflation sowie die damit geschürte weitere Abwertungserwartung und 
die Kapitalflucht; um diese zu konterkarieren oder abzuschwächen, wurde 
eine interne Hochzinspolitik betrieben, die ihrerseits die Preisspirale an- 
heizte und produktive Investitionen hemmte. Damit wurde die Belastung 
der öffentlichen Haushalte durch die laufenden, schon allein infolge inter- 
ner Verschuldung explosiv ansteigenden Zinszahlungen (zusätzlich zu dem 
sich aus der Bedienung der Auslandsschuld ergebenden Zinsdienst) derart 
hoch, daß fiskalpolitisch auf eher inflationsstimulierende Maßnahmen wie 
Tariferhöhungen und Subventionsstreichungen zurückgegriffen werden 
mußte. Dies waren wesentliche Gründe dafür, daß das zentrale Ziel der In- 
flationssenkung in Mexiko während der gesamten 80er Jahre, vor allem bis 
zum Regierungsantritt von Salinas de Gortari, nicht erreicht werden 
konnte. 

Mit dem »Programa de Aliento y Crecimiento« (PAC) für 1986/87, das un- 
ter dem Einfluß des Baker-Plans und des erneuten Erdölpreisschocks von 
1985/86 konzipiert und dem wachstumskonformeren IWF-Abkommen 
vom Juli 1986 zugrunde lag, war auf der offiziellen Ebene eine Wende der 
Diagnose und Therapie der Inflationsursachen vollzogen worden. Anstatt 
der bisher dominanten These einer Übernachfrage wurden jetzt eher 
neostrukturalistisch fundierte Cost-Push-Argumente (insbesondere Import- 
und Zinskostensteigerungen infolge Abwertung und interner Staatsver- 
schuldung), erwartungsbedingte Trägheitsmomente sowie partiell die oben 
thematisierten geldwirtschaftlichen »Teufelskreisläufe« als Ursachen der 
Inflation in den Vordergrund gestellt. Dieser analytischen Umorientierung 
standen allerdings in den Jahren 1986/87 auf der realpolitischen Ebene kei- 
ne radikalen Veränderungen zur Seite. Vielmehr wurden weiter überwie- 
gend konventionelle preisstabilisierende Instrumente eingesetzt, wie z. B. 
die Korrektur der Struktur relativer Preise, die Sanierung der öffentlichen 
Finanzen, die Reduzierung des abwertungs- und zinsbedingten Kosten- 
drucks sowie die Fortführung der Öffnung der mexikanischen Ökonomie. 
Hier ist vor allem das radikale Zollsenkungsprogramm der Regierung seit 
1985 zu erwähnen und damit im Zusammenhang der bislang immer wieder 
verschobene Eintritt Mexikos in das GATT im Jahre 1986. 

Im Zeichen heranrückender Präsidentschafts- und Parlamentswahlen (Juli 
1988) wurde eine konsequentere Antiinflationsstrategie erforderlich, auch 
wenn sie von der bis dahin als wirksam erachteten Orthodoxie bestimmte 
Abstriche vornahm. Die Notbremse war der seit seiner Verkündung im 
Dezember 1987 im Vordergrund der wirtschaftspolitischen Debatte ste- 
hende »Pacto de Solidaridad Econömica« (PSE), dessen wichtigste Maß- 
nahme - ein spektakulärer Lohn- und Preissiopp - im Zeichen der Stabili- 
sıerungsansätze heterogenen Zuschnitts in Argentinien, Brasilien und Peru 
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in der Mitte der 80er Jahre stand. Der PSE zeichnete sich durch eine Ver- 
knüpfung von orthodoxen mit heterodoxen Komponenten einer antiinfla- 
tionären Fiskal-, Zins-, Wechselkurs- und Einkommenspolitik aus: 

»Die orthodoxen Maßnahmen bezogen sich zum einen auf die Konsolidierung der öffentli- 
chen Finanzen zur Herstellung eines primären Budgetüberschusses, um damit sukzessive die 
von staatlicher Defizitfinanzierung induzierte Hochzinspolitik herunterzufahren. Zum anderen 
setzten sie auf die vertiefte Offnung zum Weltmarkt qua Festsetzung eines niedrigen Ein- 
heitszolls von maximal 20% und Eliminierung quantitativer Importkontrollen, um damit Im- 
portwaren zu verbilligen und insgesamt die interne Preisfestsetzung an niedrigeren Weit- 
marktpreisen auszurichten. Die heterodoxen Elemente betrafen einerseits die politisch fun- 
dierte Desindexierung der Schlüsselpreise durch weitgehende Einfrierung der Löhne, der 
Preise und Tarife für Öffentliche Güter und Dienstleistungen, der Endpreise für die unter 
Kontrolle des PSE fallenden Waren und (teilweise) der staatlich regulierbaren Zinssätze. An- 
dererseits wurden sie sichtbar in der 1988 sich explizit auf Inflationsbekämpfung ausrichten- 
den Umfunktionalisierung der Währungspolitik, indem der Fixierung des Wechselkurses un- 
ter Hinnahme des Verlusts exportbegünstigender Unterbewertungsmargen der Vorzug gege- 
ben wurde.« (Fürst 1992, 42f.). 

Das Sexenium Miguel de la Madrids hat ökonomisch zweifellos eine so 
negative Bilanz aufzuweisen, wie sie das Land zuletzt nur in den Wirren 
der Revolution kennengelernt hatte: Die über die gesamte 6-Jahres-Periode 
hinweg gerechnete durchschnittliche jährliche Entwicklung des BIP muß 
sogar als leicht negativ gelten, was eine Reduktion des Pro-Kopf-Ein- 
kommens um ca. 15% bedeutete; die industrielle Produktion war 1988 um 
25% niedriger als 1982. Die Inflationsraten dagegen stiegen von Jahr zu 
Jahr an, zeitweise sogar auf über 100%, die Investitionen, die öffentlichen 
und noch mehr die privaten, schrumpften stark zusammen; dem korre- 
spondierte ein Anstieg der offenen und verdeckten Arbeitslosigkeit und ein 
Reallohnverfall, der das Land um mehr als 20 Jahre zurückwarf (vgl. dazu 
Boris 1990, 330ff.). Die strenge Austeritätspolitik, verbunden mit einer 
mittelfristig angelegten Modernisierungs- und Liberalisierungsstrategie, die 
eine stärkere Weltmarktöffnung und eine Umstrukturierung des Produkti- 
onsapparats zum Ziel hatte, führte zu keiner Besserung, weil sie nur teil- 
weise gelang und zudem in vielen Bereichen neue Widersprüche hervor- 
rief, die die Durchführung dieser Strategie konterkarierten. 

Die Tiefe und die lange Dauer der Krise, die aus den erwähnten Wider- 
spruchsmomenten resultierte, war schließlich vor allem deshalb so schwer 
zu überwinden, weil zum einen die Last der Schuldenkrise einen Neuan- 
fang praktisch ausschloß. Mexiko zahlte während der 6 Regierungsjahre 
Miguel de la Madrids ca. 60 Mrd. Dollar an Schuldendienst (trotz aller 
Umschuldungen und Zahlungserleichterungen), gleichzeitig stieg die Ge- 
samtverschuldung sogar um ca. 15 Milliarden (auf etwa 105 Mrd. Dollar) 
an. Der Nettoressourcentransfer Mexikos betrug in dieser Periode zwischen 
& und 10 Mrd. Dollar jährlich (was einer Relation von 3 - 5,6% des 
Sozialprodukts entsprach) (Sangmeister 1992, 190ff.). Die Unmöglichkeit, 
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die Schuldenkrise auf konventionelle Weise zu lösen und eine Umstruktu- 
rierung des Produktionsapparats ohne nennenswertes Investitionskapital 
vornehmen zu können, wurde immer offenkundiger. Zum zweiten ist das 
Rekonversionsprojekt der Regierung Miguel de la Madrids in sich wider- 
sprüchlich und kontraproduktiv gewesen: Eine Strategie der Steigerung der 
Exporte bei gleichzeitigem Preisverfall und Rückgang industrieller Ex- 
portmöglichkeiten infolge von Rezession und Protektionismus in zahlrei- 
chen entwickelten kapitalistischen Ländern mußte fragwürdig bleiben; eine 
Politik der Begünstigung und Anziehung von Auslandskapital muß natür- 
lich nicht nur mit den damit verbundenen Deformationen und Defiziten 
rechnen, sondern sich auch der Tatsache bewußt werden, daß eine solche 
Politik wenig erfolgversprechend sein Konnte angesichts der Dauerdepres- 
sion und tendenziellen Austrocknung des Binnenmarktes. Freilich wurde 
die Hypothek der Wirtschaftspolitik de la Madrids und ihrer Widersprüche 
zusätzlich durch äußere und zum Teil zufällige Ereignisse (Erdbeben, 
Weltmarktschwäche, Zinsanstieg in den USA, anhaltende Kapitalflucht 
etc.) noch drückender. 

Politisch schlug sich diese Konstellation in einem weiteren Legitimations- 
verfall der Regierung und in fortschreitender Technokratisierung der Poli- 
tikformen nieder; die Wahlenthaltung und Lethargie der Massen einerseits 
und die sich häufenden Auseinandersetzungen um regionale Wahlresultate 
andererseits waren deutliche Anzeichen für den enormen Prestigeverlust 
des PRI-Regimes; das seit der Regierungszeit Echeverrias wieder offene 
und offensivere Auftreten der Kapitalverbände, die Profilierung des rechts- 
konservativen PAN (Partei der Nationalen Aktion) als zunächst wichtigste 
Oppositionspartei zur PRI sowie die relative Abwesenheit sozialer Bewe- 
gungen von Gewerkschaften, Stadtteilgruppen und Campesinos - sieht man 
von einzelnen, zumeist nur zeitweisen, Ausnahmen ab - prägten das Ge- 
samtpanorama für eine lange Zeit. Erst in den beiden letzten Jahren des Se- 
xeniums - 1987/88 - hat sich eine linke Opposition um die »Frente De- 
mocrätico Nacional« (FDN) unter Cuauth&moc Cärdenas (der zunächst ei- 
ne »demokratische Strömung« innerhalb der PRI begründet hatte) gebildet. 
Ihr Wahlerfolg bei den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen im Juli 
1988 - von den »PRI-Wahlalchemisten« wurden ihr schließlich nach länge- 
rem hin und her 31% der Stimmen zugeteilt - wurde allenthalben als An- 
fang vom Ende des spezifisch mexikanischen autoritären Regimes angese- 
hen. Erstaunlicherweise konnte die neue Regierung von Salinas de Gortari 
(trotz ihres »Geburtsfehlers« in Gestalt massiven Wahlbetrugs) aber so- 
wohl auf ökonomischem wie auf politischem Feld zunächst bedeutende 
Terraingewinne erzielen. 
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3. Fortsetzung und Intensivierung der Anpassungspolitik 
unter Salinas de Gortari (1988 - 1994) 


Die starke Kontinuität der Strukturanpassungspolitik Miguel de la Madrids 
und Salinas de Gortaris wird nicht nur durch die Tatsache unterstrichen, 
daß Salinas Planungsminister unter Miguel de la Madrid war und wesent- 
lich für die Stabilisierungspolitik verantwortlich gewesen ist, sondern auch 
dadurch, daß bestimmte Politiken innerhalb der Strukturanpassungskon- 
zeption während beider Regierungsperioden wirksam gewesen sind. Im 
Dezember 1988 wurde mit der Regierungsübernahme des neuen Präsiden- 
ten - mit Ausnahme der Einführung der täglichen Miniabwertungen um 1 
Peso - ein ähnlicher Stabilisierungspakt unter dem neuen Namen »Pacto 
para el Crecimiento Econömico y Estabilidad« (PCEE) abgeschlossen, der 
in den folgenden Jahren mehrfach - unter leichten Variationen einzelner 
Bestandteile - verlängert wurde. Diese Pakte führten - bei sukzessivem Ab- 
bau des Preis- und Lohnstopps -, begleitet von einer strikten Einhaltung 
konsolidierter Finanzpolitik, trotz markanter Zinssteigerungen zu beachtli- 
chen Ergebnissen: So fiel die monatliche Inflationsrate, die als Ergebnis 
der anfänglichen Abwertungen und Preiskorrekturen im Januar noch knapp 
16% betrug, im April schon auf 3% und pendelte sich in den folgenden drei 
Monaten bei rund 2% ein; das führte dazu, daß die gesamte Inflationsrate 
im Jahre 1988 mit knapp 52% deutlich die niedrigste seit 1982 wurde. 

Dem Ziel der Reduktion der Inflationsrate schienen im Sexenium Salinas 
de Gortaris alle anderen wirtschaftspolitischen Maßnahmen untergeordnet 
zu werden. In unterschiedlichem Ausmaß hat sowohl die Politik in Rich- 
tung Ausgleich der öffentlichen Haushalte wie die Politik der Schuldenre- 
duktion und damit der Verringerung der Zinszahlungen, die Wechselkurs- 
fixierung und die verstärkte Außenöffnung dazu beigetragen, daß die In- 
flationsrate von Jahr zu Jahr sank und 1993/94 sogar einstellige Werte er- 
reichte. Innerhalb dieser Politikfelder sind Einzelmaßnahmen zu betrach- 
ten, die den Erfolg der Wirtschafts- und Finanzpolitik in dem jeweiligen 
Sektor erst erklärbar machen. Zum Beispiel kann die Haushaltskonsolidie- 
rung - 1991 und 1992 wurden sogar Überschüsse erreicht (Ortiz Wadgymar 
1994, 123) - nur dadurch erklärt werden, daß a) eine Steuerreform die 
staatlichen Einnahmen - zumindest absolut - wachsen ließ, b) die Zinsbe- 
lastung durch die Schuldenreduktion zeitweise sank und c) die Verkäufe 
öffentlicher Unternehmen zusätzliche Einkünfte brachten (ca. 23 Mrd. 
Dollar), die außer für den Sozialhaushalt auch zur Schuldenreduktion ein- 
gesetzt wurden. 

Die Steuerreform Salinas de Gortaris umfaßte im wesentlichen drei Ele- 
mente: Erstens eine Kapitalanlagensteuer von 2%, die für die großen Kapi- 
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tale kaum ins Gewicht fiel, doch erheblichen Widerstand bei kleinen und 
mittleren Unternehmern hervorrief. Mit Blick auf das NAFTA-Projekt ging 
die Einführung dieser geringen Kapitalanlagesteuer, die im übrigen weni- 
ger Umgehungsmöglichkeiten bietet als eine Ertrags- oder Umsatzsteuer, 
einher mit der Senkung von Einkommens- und Unternehmenssteuern. 
Zweitens die Abschaffung gewisser Vergünstigungen der Selbständigen. 
Dies betrifft ca. 1,5 Millionen Firmen und ca. 17% aller Mexikaner, die als 
Selbständige (Freiberufler, Künstler, Handwerker, selbständige Campesi- 
nos etc.) bislang keine Unternehmenssteuern zu zahlen hatten. Drittens die 
Erhöhung der Strafen für Steuerhinterziehung und die Verbesserung der 
Steuerverwaltung und -eintreibung. - Trotz teilweise scharfer Auseinander- 
setzungen zwischen der Regierung und einzelnen Unternehmerverbänden, 
die die Salinas-Administration sogar des »fiskalischen Terrorismus« be- 
zichtigten, wurden dadurch die ansonsten guten und engen Beziehungen 
zwischen der Regierung und der Unternehmerschaft offenbar nicht ernst- 
haft gefährdet (Elizondo 1994). 

Zentrales Charakteristikum der Reform des Finanz-, Kredit- und Banken- 
sektors in der Regierungsperiode von Salinas de Gortari war der Rückzug 
des Staates auch aus dieser Sphäre. Dies bedeutete für Mexiko einmal die 
Reprivatisierung der Banken (die von Löpez Portillo 1982 weitgehend 
verstaatlicht worden waren) und eine Vereinheitlichung der Kreditgewäh- 
rung im Sinne der ausschließlichen Zuständigkeit kommerzieller Banken. 
Das heißt, daß viele staatlich kontrollierte Banken mit besonderen Zielset- 
zungen (z. B. die Ländliche Entwicklungsbank, die Fischereibank etc.) in 
ihrer Bedeutung reduziert oder in rein kommerzielle Banken transformiert 
wurden. Dies bedeutete, daß Kleinproduzenten, die bisher Chancen auf 
staatlich bezuschußte Kredite mit niedrigem Zinssatz hatten, jetzt zuneh- 
mend auf normale Banken - mit den für sie unerschwinglichen Zinssätzen - 
angewiesen waren. 

Die Reprivatisierung der Banken wurde zwar unter Miguel de la Madrid 
eingeleitet und vielfach angekündigt, aber definitiv erst unter Salınas de 
Gortari in den Jahren 1991 und 1992 vollzogen; dies scheint möglicher- 
weise kein Zufall zu sein, da gerade aufgrund der Passivierung der Han- 
delsbilanz die Anziehung zusätzlichen Geldkapitals besonders notwendig 
wurde. Die Privatisierung der 18 größten Kreditinstitute des Landes 
brachte der Regierung fast 13 Mrd. Dollar ein, was ein Vielfaches dessen 
bedeutete, was die Regierung 1982 zur Abfindung der ehemaligen Besitzer 
ausgegeben hatte; die Preise der jeweiligen Banken machten durchschnitt- 
lich das dreifache ihres Buchwertes bzw. das fast fünfzehnfache ihrer bis- 
her erzielten Gewinne aus. Ausländer waren vom Erwerb der mexikani- 
schen Banken durch unattraktive Bedingungen ausgeschlossen worden. 
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Durch die Modalitäten des Verkaufs kam es zu einer weiteren industriell- 
finanziellen Konzentration von Reichtum und Finanzmacht in den Händen 
der großen Finanzgruppen. »Dreizehn Banken wurden von sog. 'Grupos 
Financieros' erworben, hinter denen jeweils ein Konglomerat aus Indu- 
striefirmen, Versicherungsgesellschaften, Börseninstituten und Immobili- 
enfonds steht.« (FAZ v. 9.7.1992). 

Die durch eine äußerst restriktive Geldpolitik der öffentlichen Hand be- 
dingte hohe Zinsrate in Mexiko soll u.a. ausländisches Geldkapital anzie- 
hen und geflüchtetes Kapital wieder zurückholen. Allerdings schafft dieses 
extrem hohe Zinsniveau für einheimische Industrien große Probleme, da 
sie kaum mit den US-Industrien der gleichen Branche konkurrieren kön- 
nen. Während die US-Industrien Kredite zu einer Zinsrate von 5% etwa er- 
halten, müssen mexikanische Industrieunternehmen etwa 36 - 38% Zinsen 
entrichten. US-Investoren in Finanzanlagen in Mexiko erhalten dort einen 
272% höheren Ertrag als sie in den USA erhalten würden. Die Nutznießer 
dieser Politik sind die großen Industrien und Dienstleistungs- bzw. Han- 
delskonglomerate. Ein verhängnisvoller Zirkel für die gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung ist mit dieser Geldpolitik und dem entsprechenden 
Zinsniveau verbunden: Die hohen Zinsen können nicht reduziert werden, 
wenn Kapital von außen angelockt bzw. Fluchtkapital zurückgeholt werden 
soll; aber hohe Zinsen können leicht zu einer real-ökonomischen Stagnati- 
on führen, da Investitionen über Anleinen fast unmöglich sind. Auch die in 
Mexiko traditionell hohe Differenz zwischen Haben- und Sollzinsen (ca. 
25%) wurde bislang durch die Re-Privatisierung und die angekündigte 
Öffnung gegenüber ausländischen Banken noch nicht nennenswert 
reduziert. 

Die Fortsetzung der außenwirtschaftlichen Öffnung unter Salinas de Gort- 
ari wurde vor alleın durch den Beitritt zur Nordamerikanischen Freihan- 
delszone (NAFTA) - die Verhandlungen begannen 1990, der definitive 
Beitritt erfolgte am 1.1.1994 - sowie durch ein neues Gesetz über Aus- 
landsinvestitionen (1993) markiert. In diesem sind ausländische Beteili- 
gungen in Höhe von 100% in fast allen Bereichen zugelassen. Beschrän- 
kungen für Ausländer bestehen nur noch in einigen als strategisch wichtig 
erachteten Sektoren wie z. B. Erdöl, Elektrizität, Postdienste und Tele- 
kommunikation, Eisenbahnen, Fernsehen und Radio sowie bei den Flugge- 
sellschaften. (Außer den beiden erstgenannten Sektoren sind alle weiteren 
aufgeführten Bereiche mittlerweile ebenfalls im »Angebotssortiment« des 
Notstandsprogramms des neuen Präsidenten Ernesto Zedillo; siehe dazu 
weiter unten). Außerdem ist hier vorgesehen, daß im Finanz- und Versiche- 
rungsbereich sukzessive Öffnungen - zumindest gegenüber anderen 
NAFTA-Mitgliedern - in den kommenden Jahren erfolgen sollen. 
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Nach dem Inkrafttreten des NAFTA-Abkommens zum 1. Januar 1994 wur- 
den die US-Zölle auf etwa 80% aller mexikanischen Exporte abgeschafft 
bzw. stark reduziert. Für die restlichen 20% gilt eine Anpassungsfrist von 
bis zu 15 Jahren; hierzu zählen allerdings gerade die Branchen, in denen 
Mexiko besonders wettbewerbsfähig ist (Glaswaren, Orangensaft, Erdnüs- 
se und andere landwirtschaftlichen Produkte). Im Gegenzug werden die 
mexikanischen Zölle auf kanadische und US-Exporte noch weiter reduziert 
und fast alle nicht-tarifären Handelshemmnisse sofort oder in einem ange- 
gebenen Zeitraum beseitigt. Es liegt auf der Hand, daß bei einem so weit- 
gehenden und folgenreichen Integrationsprojekt die Meinungen darüber, 
weiche Länder und soziale Klassen zu den Gewinnern und welche zu den 
Verlierern gehören werden, stark auseinandergehen (dazu genauer Lauth 
1994). 

Es ist häufig konstatiert worden, daß NAFTA für Mexiko eine wesentlich 
größere Bedeutung habe als für die USA und Kanada; nicht nur wegen der 
unterschiedlichen Dimensionierung und Intensitätsgrade der Handelsver- 
flechtungen, sondern weil der Schritt in die NAFTA als entscheidender 
Hebel einer umfassenden ökonomischen und politischen Modernisierung 
begriffen wird. Zweifellos soll der Beitritt zur NAFTA die neoliberale 
Wirtschaftsstrategie institutionalisieren und damit als Garant gegenüber ei- 
nem möglichen »nationalistisch-protektionistischen Rückfall« dienen. Ob 
die Integration Mexikos in die NAFTA das autoritäre politische Regime 
zementieren wird oder ob - wie viele Mainstream-Sozialwissenschaftler 
annehmen - eine notwendige Entsprechung von ökonomischer und politi- 
scher Liberalisierung eintreten müsse und damit Mexikos Beitritt zur 
NAFTA einen Vorgriff auf die weitere »politische Öffnung«, gestützt 
durch »externe Bündnispartner«, darstelle, muß unter Einbeziehung einer 
mittelfristigen zeitlichen Perspektive sowie der Betrachtung der Entwick- 
lung sozialer und politischer Akteure in diesem Prozess vertieft diskutiert 
werden (Poitras/Robinson 1994). Möglicherweise trifft es auch zu, daß das 
Freihandelsabkommen für Mexiko nicht in erster Linie als Medium der 
Exportsteigerung in den Norden bedeutsam ist als vielmehr als Attraktions- 
element für mehr ausländische Investitionen, die sich wiederum an einem 
der größten Binnenmärkte der Welt orientieren (Lauth 1994, 19f.). Der 
Beitrag zur Produktivitätssteigerung, zur Einführung von technologischem 
know how, zur Schaffung weiterer Arbeitsplätze, zur Steigerung der Quali- 
tät, der Kostensenkung etc. - kurzum zur Erhöhung der internationalen 
Konkurrenzfähigkeit des Landes und (davon anscheinend abhängig) zur 
Verbesserung der sozialen Lebensbedingungen der Masse der Bevölkerung 
wird von den NAFTA-Befürwortern als zentral hervorgehoben. Freilich 
werden bei den Befürwortern - neben vielen anderen nicht geklärten 
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Aspekten - vor allem zwei Fragen nicht hinlänglich diskutiert: Zum einen 
ob die ausgehandelten unterschiedlichen Liberalisierungstempi und Aus- 
nahmeregelungen zwischen den USA und Mexiko tatsächlich dem Stand 
der stark asymmetrischen Beziehungen entsprechen, d. h., ob die Fiktion 
der relativen Gleichheit der »Partner« nicht doch gegenüber der realisti- 
schen Anerkennung der fundamental ungleichen Ausgangsbedingungen 
und der Unmöglichkeit, diese in relativ kurzer Zeit zu homogenisieren, die 
Überhand gewonnen hat. Und zweitens, in welchem Maße die mexikani- 
sche Ökonomie und Gesellschaft nach der »Roßkur« der neoliberalen Re- 
formen, der eingeschränkten Akkumulationsfähigkeiten infolge der langan- 
dauernden Schuldenkrise etc. überhaupt in der Lage ist, auf solche Stimuli 
von außen positiv zu reagieren, d. h. ob die Herausforderung nicht einer 
völligen Überforderung der Mehrheit der Unternehmen gleichkommt, 
wenn auch nicht auszuschließen ist, daß einige Branchen und einige Unter- 
nehmen auch Vorteile aus dem Freihandelsprojekt ziehen werden. 

Der Agrarsektor, der traditionellerweise in vielfältiger Hinsicht staatlich 
kontrolliert war (Preise, Kredite, Vermarktung, Infrastruktur, agrarische 
Inputs aus staatlichen Unternehmen etc.) wurde bereits während der Regie- 
rungsperiode Miguel de la Madrids von der neoliberalen Deregulierung er- 
faßt. Außenöffnung, Preisliberalisierung, Umstrukturierung der Kreditsy- 
steme in Richtung auf radikale Kürzung staatlicher Beiträge, Privatisierung 
staatlicher Unternehmen usw. sollten schon in dieser Phase statt die Hoff- 
nung auf Fortschreiten der Agrarreform die Perspektive einer Agrarmo- 
dernisierung und -kapitalisierung begründen. Nach den Vorstellungen der 
Regierung von Salinas de Gortari sollten vor allem zwei Elemente die 
weitere Entwicklung der mexikanischen Landwirtschaft dynamisieren: zum 
einen der Beitritt zu NAFTA, zum anderen - im Zusammenhang damit - die 
Reform des Artikels 27 der mexikanischen Verfassung, wonach die Priva- 
tisierung von Ejido-Land möglich werden sollte. Die Ejidatarios, die bis 
dahin mit etwa 60 Millionen Hektar über ca. 29% des nationalen Territori- 
ums verfügten (El Financiero vom 10.4.1993), ohne es verkaufen oder ver- 
pachten zu dürfen (wohl aber konnten sie es nutznießen und vererben), 
sollen nun gemäß der Verfassungsänderung zu vollen Eigentümern ihrer 
jeweiligen Parzellen werden. Der nun ermöglichte legale Verkauf war frei- 
lich in vielen Formen auf illegale Weise bisher schon möglich und üblich, 
doch wurden durch die Gültigkeit des bisherigen Artikels 27 allzu krasse 
und offene Konzentrationsprozesse in der Landwirtschaft vermieden. Diese 
grundlegende Veränderung der mexikanischen Agrarverfassung habe vor 
allem den Zweck - so die offizielle Begründung -, die Sicherheit der Besit- 
zer herbeizuführen und eine Kapitalisierung der Landwirtschaft zu ermög- 
lichen. Im geringen Grad der Kapitalisierung bzw. der wachsenden Ent- 
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kapitalisierung der mexikanischen Landwirtschaft wird durchaus zu Recht 
eine Hauptursache für die Stagnation der Produktion und der Produktiv- 
kraftentwicklung gesehen. Von vielen Kritikern wird jedoch vor allem eine 
zunehmende Polarisierung der mexikanischen Landwirtschaft vorausgese- 
hen, wobei die Kapitalisierung partikular und teilweise unter verstärktem 
Einfluß des internationalen Agrobusiness stattfinden wird, der größere Teil 
der landwirtschaftlich Beschäftigten aber freigesetzt oder das Heer der 
landwirtschaftlichen Lohn- und Saisonarbeiter weiter anschwellen lassen 
wird. Das neue Subventionssystem für Kleinbauern, genannt PROCAMPO 
(eingeführt im Oktober 1993), verspricht eine gerechtere Verteilung inso- 
fern, als Zuschüsse nicht mehr wie bisher an den Produktionsumfang bzw. 
die vermarktete Produktion, sondern an ihre jeweilige Hektarzahl gekop- 
pelt sein soll; d. h. auch kleine und kleinste Subsistenzbauern können in 
den Genuß dieser Zuschüsse kommen (vgl. Quinto Informe de Gobierno 
von Salinas de Gortari, in: Comercio Exterior, Nov. 1993, S. 1083). Diese 
Neuerung wird in Mexiko als eine Art ländlicher Sozialhilfe begriffen, eine 
Stärkung der Konkurrenzfähigkeit der Masse der Kleinbauern kann sie kei- 
nesfalls bewirken. Bisher allerdings haben die rechtlichen und institutionel- 
len Veränderungen im Agrarsektor Mexikos während der letzten Präsident- 
schaftsperiode wenige Auswirkungen auf die Produktions- und Produktivi- 
tätsentwicklung gehabt; auch die befürchtete bzw. erhoffte Welle von 
Landverkäufen bzw. Neuinvestitionen im Agrarbereich ist bislang weitge- 
hend ausgeblieben (vgl. Hernändez Navarro 1994, 57). 

Neben der wirtschaftspolitischen Kontinuität zwischen den Regierungspe- 
rioden Miguel de la Madrids und Salinas de Gortaris ist die relative Dis- 
kontinuität im ideologischen Bereich und in der Art der Politikvermittlung 
auffällig. Der bei den Präsidentschaftswahlen vom Juli 1988 deutlich sicht- 
bar gewordene Legitimationsverfall des PRI-Regimes sollte vor allem 
durch eine neue Konzeption des Staates und eine neue Sozialpolitik aufge- 
halten bzw. rückgängig gemacht werden. Das neue Staatsverständnis ist 
zwischen dem Konzept eines populistischen Interventionsstaates und dem 
weitgehend enthaltsamen neoliberalen Staat angesiedelt und soll einen so- 
lidarischen und eingreifenden Staatstypus (»Estado Promotor«) repräsen- 
tieren. Der »solidarische Staat« ist die Exekutive des »Sozialen Liberalis- 
mus«, welcher die neoliberalen Strukturreformen sozial abgefedert umzu- 
setzen hat (Gabbert 1993, 63ff.). 

Ursprünglich wurde das in diesem Sinne gleich nach dem Regierungsantritt 
von Salinas de Gortari ins Leben gerufene »Nationale Programm der Soli- 
darität« (PRONASOL) als kurzfristiges Wahlkorrekturkonzept angesehen: 
überall dort, wo die PRI besonders starke Stimmenverluste hinzunehmen 
hatte, flossen die Unterstützungsgelder besonders reichhaltig. Doch rasch 
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war ein neuer Apparat mit relativ breitgespannten Aktivitäten entstanden; 
die an der Basis gebildeten »Solidaritätskomitees« erlangen schon bald 
große Bedeutung und sind vielfach wichtiger als die lokalen PRI-Stützen 
wie zum Beispie! Parteiorganisationen oder Bauernverbände. Im Novem- 
ber 1993 soll es nach Angaben von Salınas bereits 150 000 solcher lokaler 
Komitees gegeben haben, die in 93% der 2378 Gemeinden Mexikos prä- 
sent waren; unabhängig von den Inhalten der einzelnen Projekte und der 
Qualität der Basispartizipation scheint es in der posirevolutionären Ära 
Mexikos kein anderes Regierungsprogramm gegeben zu haben »whose pe- 
netraion of Mexican society had been so rapid and extensive.« 
(Cornelius/Craig/Fox 1994, 8). - Sachlich verteilen sich die Hilfsmaßnah- 
men vor allem auf drei Felder: Erstens auf die unmittelbare Verbesserung 
der Lebensbedingungen (Gesundheit, Wohnungsbau, Erziehung etc.), 
zweitens auf Infrastrukturprojekte und Produktionsbedingungen und drit- 
tens auf die regionale Förderung (Jim£nez 1992, &ff.). PRONASOL ıst dem 
eigenen Selbstverständnis nach vor allem auf die Verbesserung der Lage 
der städtischen Unterschichten, der Kleinbauern und der indigenen Bevöl- 
kerung ausgerichtet. Neu ist die Kombination von zentraler Mittelzuwei- 
sung und dezentralen Basisaktivitäten, nicht selten an den traditionellen lo- 
kalen und regionalen Machtstrukturen (der Kaziken) vorbei und zweitens, 
daß Hilfe zur Selbsthilfe gegeben wird, d. h. ein Zuschuß gewährt wird, der 
an die Eigenarbeit der beiroffenen Personengruppe (z. B. im Falle von 
Wohnungen, Straßen, Schulgebäuden etc.) gebunden ist. 

Die materielle Ausstattung des PRONASOL-Programms ist nicht ganz 
klar, weil neben neuen Etatmitteln auch Ressourcen aus früheren Pro- 
srammen (z. B. den »Volkslebensmittelläden« CONASUPO) oder aus den 
Etats der Bundesstaaten bzw. Kommunen dem PRONASOL-Etat zuge- 
schlagen werden. Die Steigerungsraten der Ausgaben für FRONASOL 
sind mit ca. 36% jährlich sehr hoch. Von umgerechnet 680 Millionen Dol- 
lar (1989) stieg die Summe auf über 2,5 Mrd. Dollar (1993) an, wobei al- 
lerdings dieses hohe Wachstum (wie das für die Sozialausgaben insgesamt) 
vor dem Hintergrund des sehr niedrigen Ausgangsniveaus während der 
Regierung Miguel de la Madrids gesehen werden muß. Dennoch bleiben 
die Proportionen des PRONASOL-Programms insgesamt bescheiden: 
1992 fließen nur etwa 1% des Bruttosozialprodukts in dieses Programm; 
der Anteil von PRONASOL an den gesamten Öffentlichen Ausgaben be- 
trägt knapp 6%, der Anteil an den gesamten Sozialausgaben in den öffent- 
lichen Haushalten übersteigt nicht 12,5% (Lusüg 1994, 89). Allerdings 
scheint die Relation zwischen laufenden und/oder kosnsumtiven Ausgaben 
einerseits und investiven Ausgaben andererseits bei PRONASOL wesent- 
lich günstiger zu liegen als bei anderen Kategorien der Sozialausgaben 
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(Gabbert 1993, 66f.). Die zum Teil höhere Effizienz des Mitteleinsatzes bei 
PRONASOL-Projekten wird auch von kritischen Autoren diagnostiziert 
(Gordon 1993). Dennoch werden keineswegs immer die Ärmsten durch 
PRONASOL erfaßt. Die durch das Programm geschaffenen Beschäfti- 
gungseffekte von jährlich etwa 42 000 Stellen verweisen - angesichts der 
notwendigen Schaffung von 900 0060 Arbeitsplätzen jährlich, um den Ist- 
Zustand bloß zu erhalten - auf die Geringfügigkeit des Programms (Lustig 
1994, TIFF.). 

Gemessen am ursprünglichen Ziel, neue Legitimitation zu schaffen und der 
Opposition (vor allem der linke Stimmen repräsentierenden »Partei der 
Demokratischen Revolution, PRD) die Basis abspenstig zu machen, muß 
PRONASOL als Erfolg gewertet werden: Die Wahlen von 1991 
(Parlamentswahlen, Wahl der Hälfte des Senats, Kommunalwahlen) 
brachten eindeutige Erfolge der PRI und herbe Rückschläge für die PRD 
(Dresser 1992, 52ff.). Alles in allem kann PRONASOL als eine neue 
Spielart von Korporativismus, besser: von »Klientelismus« bezeichnet 
werden, welcher neue Formen, Mittel und soziale Träger besitzt. Nicht 
mehr die »formelle Arbeiterklasse«, Kleinbauern und Ejidatarios, sondern 
Angehörige des informellen Sektors, die ländlichen Lohn- und Saisonarbei- 
ter sowie untere Mittelschichten sind die wesentlichen Adressaten des neu- 
en Programms. Diese Segmente der Bevölkerung haben in den letzten 10 - 
15 Jahren ihr quantitatives, elektorales und politisches Gewicht bedeutend 
erhöht und bedürfen infolgedessen der besonderen Aufmerksamkeit der 
neoliberalen Regierung, sofern sie die ökonomische Modernisierung und 
Strukturanpassung fortsetzen wollte, ohne die politische Kontrolle zu ver- 
lieren. Denn gerade diese Segmente der Bevölkerung waren die direkten 
Opfer der neoliberalen Strukturanpassungspolitik und der mit ihr verbun- 
denen sozialen Polarisierung. Technokraten und Sozialreformer haben sich 
in Mexiko gemeinsam dieser Aufgabe gewidmet; viele ehemalige linke 
Intellektuelle und Politiker haben sich unter der Ägide des PRONASOL- 
Projekts dem Präsidenten Salinas zur Verfügung gestellt (Moguei 1994, 
167fF.). Häufig standen die Aktionen der Technokraten und der Sozialre- 
former in einem gewissen Gegensatz zu den traditionellen PRI-Politikern 
auf nationaler oder regionaler Ebene. Manche Spekulationen gingen sogar 
so weit, anzunehmen, daß PRONASOL - bei einer möglichen Spaltung der 
PRI - als neue soziale Basis für die salinistische Fraktion bzw. die Fraktion 
der »Reformer« der PRI dienen könnte. 

PRONASOL ist in vieler Hinsicht mit neoliberalen Politikvorsteilungen 
vereinbar, denn es entspricht den Postulaten der »Deregulierung« und 
»Flexibilisierung«; Widersprüche zu Marktmechanismen tauchen nicht auf 
(Gabbert 1993, 72f.). In den konjunkturell schlechteren Jahren (1993/94) 
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scheint sich der Budgetanteil von PRONASOL wieder zurückgebildet zu 
haben; auch der verhältnismäßig direkte Einsatz der Mittel hat offenbar der 
Praxis des »Versickerns« wieder Platz gemacht (Laurell 1994). 

Es kann nicht überraschen, daß ein derart tiefgreifender Umbruch im Poli- 
tikverständnis, in der wirtschaftspolitischen Strategie und im Verhältnis 
von Staat und Gesellschaft nicht auf die erwähnten Politik- und Wirt- 
schaftsbereiche beschränkt bleiben kann. In der Tat wären noch eine Reihe 
anderer gesellschaftlicher und politischer Dimensionen zu analysieren, die 
keineswegs unwichtiger als die eben erwähnten Bereiche sind: z. B. die 
Deregulierungstendenzen in den Arbeitsverhältnissen, die Reformen im 
Bildungssektor, die Wandiungen in der Medienwelt und im Kulturbereich, 
nicht zuletzt auch die Wende in der Außenpolitik Mexikos und vieles ande- 
re mehr. Aus Platzgründen können diese weiteren Aspekte im Gesamt- 
panorama des neoliberalen Umbruchs nicht analysiert werden. 


4, Grundzüge der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 


Überblickt man die wirtschaftliche Entwicklung Mexikos während der 
letzten 12 Jahre, so muß jedem unbefangenen Beobachter sofort auffallen, 
daß die Bilanz neoliberaler Strukturanpassungspolitik keineswegs durch- 
weg positiv ausfällt und schon gar nicht von einem großen Durchbruch in 
die »Erste Welt« - so wie es die Propaganda der Regierung Salinas de 
Gortaris verkündete und viele internationale Beobachter offenbar auch 
glaubten - gesprochen werden kann. Der spürbaren Senkung der Inflations- 
rate von über 100% in den 80er Jahren auf zuletzt (1994) ca. 7%, der 
Haushaltssanierung und dem erheblichen Zustrom ausländischen Kapitals 
(überwiegend als kurzfristiges Geidkapital und Aktienbeteiligungen) stand 
ein - aufs Ganze gesehen - schwaches Wachstum gegenüber. Während der 
Präsidentschaftsperiode Miguel de la Madrids (1982 - 1988) wurde, wie 
erwähnt, insgesamt ein »Nullwachstum« verzeichnet, dagegen kam es un- 
ter Salinas de Gortari zunächst zu einem gewissen Aufschwung in den Jah- 
ren 1990/91 mit Wachstumsraten des Bruttoinlandprodukts (BIP) zwischen 
3 und 4%. Danach bewegte sich das Land abermals - mit Wachstumsraten 
zwischen 2,8 und 0,4% (1992/93) - auf eine Rezession zu; für das Jahr 
1994 wird die Wachstumsrate auf etwa 2% geschätzt. Dies bedeutete, daß 
das Pro-Kopf-Einkommen, das Reallohnniveau und das Beschäftigungsvo- 
lumen, nachdem es sich gegenüber den Tiefständen der 30er Jahre nur 
wenig erholt hatte, wieder abzusinken begannen. Bei vielen makroökono- 
mischen Indikatoren (wie z. B. Reallohnniveau, Arbeitslosigkeit, Investiti- 
onsquote etc.) wurden die Werte von 1981 selbst in den besten Jahren der 
Regierung von Salinas de Gortari nicht wieder erreicht. Gleichzeitig mit 
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einer beginnenden Rezession leistete sich die mexikanische Ökonomie ein 
hohes und wachsendes Handelsbilanzdefizit von ca. 20 Mrd. Dollar in den 
letzten drei Jahren und eine Überbewertung der nationalen Währung, die 
der Inflationseindämmung und der Prestigewahrung dienen und zugleich 
als Stabilitätsbeweis beim NAFTA-Beitritt gelten sollte. Jedem nüchternen 
Betrachter mußte indessen klar sein, daß diese Konstellation sich nicht sehr 
lange durchhalten ließ und Mexikos Stabilität und Zahlungsbilanzausgleich 
letztlich auf den höchst unsicheren, »volatilen« Geldkapitalzuflüssen von 
außen beruhte. Diese waren vor allem durch anziehende Aktienkurse und 
das sehr hohe interne Zinsniveau angelockt worden, das seinerseits für die 
Investitionschancen mittlerer und kleinerer Kapitale und damit für die Sti- 
mulierung der Binnenökonomie eine fühlbare Schranke bildete. Schon im 
Herbst 1993 konnte die äußerst labile Entwicklung der mexikanischen 
Ökonomie diagnostiziert und die Krise prognostiziert werden (Boris 1993). 
Wenn hier auch auf eine erschöpfende Analyse der Ursachen des um die 
Jahreswende 1994/95 eingetretenen Wirtschaftsdebakels verzichtet werden 
muß, so können doch einige Hinweise gegeben werden, die erklären, daß 
das große Handelsbilanzdefizit und die Überbewertung des Peso, die die 
neuerliche Krise um die Jahreswende auslösten, keineswegs zufällig waren 
(oder sich bloß technischen Fehlern der Wirtschaftspolitik verdankten), 
sondern wesentlich Ausdruck der Widersprüche und Schwächen der peri- 
pher-kapitalistischen Wirtschaft Mexikos gewesen sind. - Die Akkumulati- 
onsrate lag in Mexiko in den 80er Jahren deutlich unter den historischen 
Dimensionen von ca. 25% in der Periode von 1940 - 1970, teilweise auch 
unter denen der 70er Jahre; hohe staatliche Schuldendienstzahlungen, zeit- 
weise rigide Importrestriktionen, ein hohes Zinsniveau sowie die Dauerde- 
pression der Binnenökonomie führten zu einer Investitionsquote von ca. 
16% während des Sexeniums von Miguel de la Madrid und zu einem 
leichten Anstieg der Investitionsguote auf ca. 18 - 19% in der Regierungs- 
periode von Salinas de Gortari. Dieser relativ niedrige Wert, der zudem nur 
für die ersien drei Jahre der Regierungszeit von Salinas de Gortari gilt, 
wird noch niedriger, wenn die hohen Abschreibungsanteile in Rechnung 
gestellt werden. Der mexikanische Ökonom Arroyo berechnete die Netto- 
kapitalbildungsquote von 1988 - 1991 auf durchschnittlich 8% (Arroyo 
1993, 24). Angesichts des hohen Anteils von spekulativen Investitionen (z. 
B. im Immocbilienwesen), bloßen Unternehmensübernahmen und einem 
großen Teil dieser Investitionen, die in die Bauwirtschaft flossen, wird 
deutlich, daß eine breite, technologisch bedingte Produktivitätssteigerung 
in Mexiko während der leizten 12 Jahre nicht stattgefunden haben kann: 


»Trotz einer deutlich über den historischen Niveaus stehenden 'externen Sparrate' investiert 
die mexikanische Wirtschaft gegenwärtig einen geringeren Anteil der Gesamtproduktion als je 
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zuvor in den beiden Jahrzehnten vor 1980. Im Ergebnis wächst die produktive Kapazität weit 
langsamer als in der Vergangenheit. Die Wirtschaft ist - insgesamt gesehen - schwächer und 
nicht stärker aus den Jahren der Krise und der Anpassung herausgekommen... Die globale Ar- 
beitsproduktivität wuchs in den 80er Jahren um 1,4% jährlich, deutlich unter dern historischen 
Trend (von 3,5% jährlich). Dies gilt sowohl für die Jahre vor wie nach der Außenhandelsre- 
form von 1985.« (Ros 1994, 94, 97). 

Zunehmende Überalterung des Produktionsapparats (infolge geringer und 
sinkender Investitionsraten) und wachsende Anteile der Bruttoinvestition, 
die als Ersatz für Abschreibungen gelten müssen, haben zu einer sinkenden 
»Invesütionseffizienz«, d. h. einer wachsenden »Capital-output-ratio« ge- 
führt. (Ros 1994, 77). Reallohnabsenkung, massive Arbeitskraftfreisetzun- 
gen und Konzentration auf einige Branchen bzw. Unternehmensgruppen (2. 
B. in der Glas-, Zement- und Brauereiindustrie) begründeten vielmehr die 
vielzitierte Exportdiversifizierung und die industriellen Exporterfolge des 
sog. »neoliberalen Wunders«, welches aber nicht auf einem breitenwirk- 
samen und homogenen Produktivitätsanstieg der gesamten Ökonomie be- 
ruhte. Dementsprechend ist die inter-industrielle Verflechtung rückläufig 
gewesen, was - zusammen mit der mangelnden Konkurrenzfähigkeit ge- 
genüber US-Produkten - vor allem zum chronischen Handelsbilanzdefizit 
seit 1990 geführt hat. Der Anstieg des Handelsbilanzdefizits ist also zum 
einen auf die Schwäche und teilweise Eliminierung der mexikanischen In- 
dustrieunternehmen und zum anderen auf das überproportionale Wachstum 
von Konsumgüterimporten zurückzuführen: Es ist also nicht - wie die Re- 
gierung stets behauptet hatte - ein Indikator für eine massenhafte Ausstat- 
tung der mexikanischen Wirtschaft mit modernen Investitions- und Ausrü- 
stungsgütern; diese machten nur gut ein Fünftel des Gesamtimports seit 
Beginn der Regierungszeit von Salinas de Gortari aus (Arroyo 1993, 89). 
Zu der Schwäche des Indaustriesektors tritt der noch wesentlich unprodukti- 
vere Agrarbereich hinzu. 

Mit dem Hereinbrechen der Verschuldungskrise seit August 1982 und dem 
Beginn der Austeritäts- und Stabilitätspolitik Miguel de la Madrids schien 
der Agrarsektor wieder eine nachgeordnete Bedeutung zu bekommen. 
Zwar wurde der Landwirtschaftssektor auch in den neoliberalen Diskurs 
einbezogen, doch war es weniger ein positives Projekt, welches in diesem 
Bereich auffiel, als vielmehr eine stärkere staatliche Vernachlässigung die- 
ses Sektors. Während der Landwirtschaftssektor insgesamt in der Dekade 
von 1980 bis 1990 stagnierte, und damit seinen Anteil am Bruttoinland- 
sprodukt weiter verringerte (von 1980: 9% auf 1990: 7%, vgl. Nohlen/ 
Lauth 1992, 175), sind die Produktionswerte der 10 wichtigsten Agrarkul- 
turen von fast 28 Millionen Tonnen (1931) auf etwas weniger als 22 Mil- 
ltonen Tonnen (1989) zurückgegangen. Auffällig ist, daß die Produktivi- 
tätsrückgänge bei Mais und Bohnen (also den Hauptnahrungsmitteln in 
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Mexiko) am stärksten ausfielen. So reduzierte sich bei Mais der Ertrag von 
1,9 auf 1,65 Tonnen pro Hektar während desselben Zeitraums; im Falle der 
Bohnen sank der Ertrag von 670 auf 450 Kilo je Hektar ab (Knochenhauer 
1990, 830£.). 

Die in der Dekade der 80er Jahre zu beobachtenden Tendenzen sind bereits 
seit Mitte der 60er Jahre spürbar geworden, jedoch dieses Mal besonders 
stark ausgeprägt und staatlicherseits vielfach verstärkt worden: 

- der Verlust der Fähigkeit Mexikös, sich in wesentlichen Bereichen selbst 
ernähren zu können, 

- die immer negativer werdende »Agrarbilanz« mit dem Ausland, 

- die wachsende Differenzierung sozialer und ökonomischer Einheiten im 
Agrarsektor, d. h. zwischen den kommerziell orienüerien mittleren und 
großen Einheiten der Landwirtschaft auf der einen Seite und der Klein- und 
Kleinstlandwirtschaft, die überwiegend subsistenzorientiert ist, auf der an- 
deren Seite, 

- die Verfolgung des Prinzips (zumindest bis 1993), nur marktfähige, 
Agrareinheiten zusätzlich zu »belohnen« und andere nicht-leistungstähige 
Einheiten zu marginalisieren. 

Diese Tendenzen sind durch staatliche, dem neoliberalen Projekt verpflich- 
tete Maßnahmen noch unterstrichen worden. So fielen zum Beispiel die öf- 
fentlichen Investitionen im Agrarsektor (in bezug auf das BIP) zwischen 
1982 und 1986 um mehr als die Hälfte, was man noch dem allgemeinen 
Austeritäts- und Sparkurs zuschreiben könnie; allerdings reduzierten sich 
im gleichen Zeitraum die entsprechenden öffentlichen Invesütionen im 
Agrarsektor auch als Anteile an den Gesamtinvestitionen der öffentlichen 
Hand, so daß von hier aus unschwer erkennbar ist, wıe die Vernachlässi- 
gung des Agrarsektors überproportional zu Buche geschlagen hat; dabei 
muß noch zusätzlich berücksichtigt werden, daß die verringerten Investi- 
tionen und Kredite seitens der Öffentlichen Hand nun noch gezielter auf die 
wenigen, und wettbewerbsfähigen Agrareinheiten konzeniriert wurden. 

Die Agrarpolitik und Entwicklung der Landwirtschaft unter Salinas de 
Gortari hat diese Tendenzen nicht grundsätzlich verändert, sondern ledig- 
lich in einigen Aspekten modifiziert, in anderen fortgesetzt und vertieft. 
Als Modifikationen und leichte Verbesserungen können genannt werden: 

- Die Ausweitung der Öffentlichen Ausgaben und Investitionen im Agrar- 
sektor, 

- die Ausdehnung der Anbauflächen (um 16% gegenüber der durchschnitt- 
lichen Anbaufläche des vergangenen Sexeniums), 

-die enorme Steigerung der Mais- und Bohnenproduktion (1993: 18 
Mill. Tonnen, respektive 1,1 Mill. Tonnen, Quinto Informe de Gobierno, in: 
Tomercio Exterior v. Nov. 1993, 3. 1084). 
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Allerdings ist dies um den Preis der Vernachlässigung bzw. völligen Libe- 
ralisierung anderer agrarischer Basisprodukte erfolgt, was dazu führte, daß 
die Produktion von Weizen, Reis, Sorgho, Baumwolle etc. stark zurück- 
ging (Financial Times v. 10. Nov. 1993). Die generelle Produktionsschwä- 
che des Agrarsektors drückt sich in folgenden Grundindikatoren aus: Zwi- 
schen 1981 und 1992 hat die Ernte der 8 wichtigsten agrarischen Basispro- 
dukte die Grenze von 27 Mill. Tonnen nicht überschritten. Dies bedeutet, 
daß die globale agrarische Produktion pro Kopf der Bevölkerung in diesem 
Zeitraum um 19% abgenommen hat; dies gilt sogar für die Maisproduktion, 
obwohl gerade hier besondere Anstrengungen unternommen wurden. Das 
Bruttosozialprodukt im ländlichen Bereich verminderte sich in diesem 
Zeitraum pro Einwohner um 18,54%; im Sexenium von Salinas de Gortari 
betrug diese Abnahme »bloß« 4,06%. D. h. die Verbesserung der Situation 
unter Salinas de Gortari bedeutet - bei Lichte besehen - eine Verlangsa- 
mung der Abnahme der agrarwirtschaftlich relevanten Indikatoren. 
Entsprechend negativ hat sich auch die »Agrarbilanz« mit dem Ausland bis 
in die jüngste Zeit entwickelt: Betrug das Defizit noch Mitte der 80er Jahre 
1,4 Mrd. Dollar, so war dieses Agrarbilanzdefizit im Jahre 1990 bereits auf 
4,75 Mrd. Dollar angestiegen, um bis 1992 noch einmal auf über 5 Mrd. 
Dollar hochzuschnellen. D. h., daß das Defizit der »Agrarbilanz« von 1990 
bis 1994 sich um 113% erhöht hat, nachdem es in dem Zwischenzeitraum 
von 1986 - 1990 zu einer zeitweisen Verringerung oder sogar Beseitigung 
dieses sektorspezifischen Defizits gekommen war (PROCESO, No. 906 v. 
14.3.1994, 5. 37). 

Perspektivisch wird das NAFTA-Abkommen sehr große Auswirkungen für 
die mexikanische Landwirtschaft haben. Es ist bekannt, daß die quantitati- 
ven und qualitativen Unterschiede der agrarischen Ressourcenausstattung 
zwischen den USA und Mexiko stark ausgeprägt sind; auch die öffentli- 
chen Subventionen des Agrarsektors sind in den USA und Kanada ungleich 
höher als in Mexiko. Man muß weder Agrarspezialist noch Ökonom sein, 
um nachvoilziehen zu können, daß die einseitige Handelsöffnung auch für 
Agrarprodukte seitens Mexikos (das allgemeine Zollniveau für agrarische 
Importe belief sich im Jahre 1990 auf bloß 3,5%) eine weitgehend zerstö- 
rerische Wirkung auf die mexikanische Landwirtschaft haben wird. Vor- 
läufig sind noch einige Basisprodukte (Mais, Bohnen, Weizen, Milch u.a.) 
durch nicht-tarifäre Barrieren etwas geschützt. Wird eine völlige Liberali- 
sierung auch hier eintreten - und dies bei den gegenwärtigen Produktivi- 
tätsdifferenzen -, so wird dies das ökonomisch-soziale Ende von mehr als 
3,5 Millionen Campesino-Familien (ca. 15 Millionen Menschen) bedeuten 
(Calva 1992, 13, 20); dazu sind die Sekundärwirkungen auf die gesamte 
Ökonomie sowie der Umstand des völligen Verlusts der Nah- 
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rungsmittelversorgung aus einheimischen Quellen in Rechnung zu stellen. 
Zwar ist eine Übergangsfrist von 15 Jahren für diese Basisprodukte im 
NAFTA-Vertrag vereinbart worden, aber wenn sich das interne Preisniveau 
dem internationalen angenähert hat, kann die völlige Importliberalisierung 
schon zu diesem Zeitpunkt eintreten. 

Die Auffassung, daß durch dieses Abkommen und die Verfassungsände- 
rung (Artikel 27) die mexikanische Landwirtschaft einen Anstoß zur Mo- 
dernisierung und Produktivitätssteigerung erhalten könnte, scheint ange- 
sichts der großen Unterschiede in den Ausgangsbedingungen und den ab- 
sehbaren (zum großen Teil eher entgegengesetzten) Wirkungen nur schwer 
nachvollziehbar zu sein. Eine größere Abhängigkeit von Bezugs- wie Ab- 
satzmärkten außerhalb Mexikos und eine stärkere Polarisierung der Pro- 
duktivitätsgrade und Lebensverhältnisse in den unterschiedlichen Berei- 
chen der Landwirtschaft scheint eine unmittelbare Konsequenz aus der 
neoliberalen Wirtschaftspolitik in der Landwirtschaft zu sein (Bafios Rami- 
rez 1993, 5ff.). Die soziale Unruhe auf dem Lande hat besonders in den 
letzten Jahren stark zugenommen: die Erhebung in Chiapas war nur der 
sichtbarste und deutlichste Teil dieser Tendenz; in vielen anderen Landes- 
teilen hat sich unter der Agrarbevölkerung ein ähnlich großes Protestpo- 
tential aufgestaut (vgl. El Cotidiano, No. 61, März/April 1994, S. 32ff.). 
Die weitgehende Austrocknung des Binnenmarktes während der neolibera- 
len Ära spiegelt sich auch in wesentlichen - ökonomisch wirksam werden- 
den - sozialen Indikatoren wider. Der Anstieg der Armutsquote auf über 
41% (1987) gegenüber 32% (1981), die Aufblähung des informellen Sek- 
tors, der Fall der Lohnquote, des Reallohns und des Pro-Kopf-Einkommens 
faßt sich in einer stark regressiven Tendenz der ohnehin schon sehr unglei- 
chen Einkommensverteilung zusammen. Besonders stark wirkte die Um- 
verteilung von »unten« nach »oben« (d. h. von 9/10 der Bevölkerung auf 
das erste Zehntel) unter Miguel de la Madrid, unter Salinas de Gortari hat 
sich diese Tendenz - entgegen aller offizieller Propaganda - nicht umge- 
kehrt, sondern lediglich abgeschwächt (vgl. El Financiero, Mexico, v. 
13.12.1993). Nimmt man zu alledem die - während der neoliberalen Peri- 
ode zumindest teilweise noch verstärkte - Rückständigkeit im Bildungs- 
und Gesundheitswesen hinzu, so wird mittlerweile vielen Kommentatoren 
deutlich, daß ein derartiges »Modell« z. B. auch nach den Kriterien der Ar- 
beiten von Michael Porter zur internationalen Konkurrenzfähigkeit von 
Nationen als hoffnungslos abgeschlagen, eben unterentwickelt-abhängig 
einzustufen ist und sicherlich cher früher als später der Zeitpunkt kommen 
mußte, an dem das Land und seine Regenten aus den Träumen, schon in 
die »Erste Welt« aufgestiegen zu sein, aufgeweckt würden. Dies ist kurz 
vor Weihnachten 1994 tatsächlich eingetreten. 
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5. Selbstblockaden und Antinemien der neokberalen 
Strukturanpassungspelitik in Mexiko 


Ohne auf den »Ausbruch«, die Eskalation, die internen Wirkungen und die 
reaktiven Notprogramme der Regierung Zedillo im einzelnen einzugehen 
(vgl. hierzu Boris 1995a, b), kann resümierend festgehalten werden, daß 
die neuerliche tiefe Krise Mexikos als vorläufiger Schlußpunkt einer fast 
12 Jahre währenden - überwiegend erfolglosen - neoliberalen Politik zu 
interpretieren ist; dieser schwere Rückschlag resultierte im wesentlichen 
aus dem Zusammenwirken von vier Elementen, die sich als eine besonders 
explosive Mischung erwiesen haben: 

a) Eine schon längerwährende Hinnahme der Überbewertung des Pesos, 
b)ein u. a. auch hieraus resultierendes gewaltiges Handelsbilanzdefizit 
(von 8% des BIP), 

c) der Versuch, dieses Defizit durch die Anziehung kurzfristigen Geldkapi- 
tals zu kompensieren (hoher Zinsfuß, hoch rentable Staatsschuldscheine 
etc.) und 

d) der Anstieg der äußeren Verschuldung über kurzfristig fällig werdende 
und in Dollar rückzahlbare Staatspapiere. 

In einem hochverschuldeten Land wie Mexiko mit einer abhängigigen, he- 
terogenen und stark oligopolisierten Wirtschaftsstruktur gibt es einem neo- 
liberalen Strukturanpassungsprogramm innewohnende Blockaden, die 
mittel- oder längerfristig eine erfolgreiche Wirtschaftsentwicklung eher 
unwahrscheinlich machen. Diese typischen Antinomien, die auch für ähn- 
lich gelagerte Fälle mehr oder minder stark geiten (siehe z.B. Argentinien 
oder Brasilien), sind in folgenden Punkten zu sehen: 

a) Ein hoher und anhaltender Schuldendienst an das Ausland (z.B. in der 
Höhe von 3-5% des BIP) verhindert den Haushaltsausgleich und heizt - 
ebenso wie der interne Schuldendienst - die Inflation beständig an. Dies 
galt vor allem während der Präsidentschaftsperiode von Miguel de la Ma- 
drid und schwächte sich erst im Gefolge des Brady-Planes etwas ab, da 
durch ihn die laufenden Schuldendienstzahlungen verringert wurden. 

b) Ein tendenziell fixierter Wechselkurs - zwecks Inflationseindämmung - 
führt zu einer mehr oder weniger starken Überbewertung der nationalen 
Währung (d. h. zur Verringerung der Exportchancen und zur Begünstigung 
der Importe) und daher zu einer chronisch negativen Leistungsbilanz, und 
zwar umsomehr, je niedriger die Handelsbarrieren sind. Genau dies war im 
Vorfeld der NAFTA-Integration und vor allem nach Inkrafttreten des 
NAFTA-Vertrags der Fall. (Die Tendenz zur Überbewertung der nationalen 
Währung ergibt sich vor allem dann, wenn das interne Inflationstempo grö- 
Ber ist als das des wichtigsten Handelspartners, im Falle Mexikos der USA.) 
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c) Die Passivierung der Handelsbilanz in immer größeren Ausmaßen 
(zuletzt im Jahre 1994 ca. 28 Mrd. Dollar, was einem Änteil von 8% am 
BIP entspricht) kann nur durch Kreditaufnahmen und andere Kapitalzu- 
flüsse (Direktinvestitionen, Geldkapitalanlagen, Aktienerwerb usw.) kom- 
penstert werden; diese Kapitalzuflüsse orientieren sich nicht selten am ho- 
hen Zinsfuß und an spekulativen Anlagemöglichkeiten im sog. Gastland. 
Sollte dieser Zinsfuß dort fallen oder woanders steigen, so besteht die gro- 
Be Gefahr des Rückstroms dieser hoch »volatilen« Geldkapitale - d. h. das 
gesamte Projekt wäre von dieser Seite ernsthaft bedroht. 

d) Zwecks Inflationseindämmung ist die Übernachfrage (so die herrschen- 
de Inflationserklärung) zu beschränken; aber die Lohnrestriktionen, die 
Haushaltskürzungen und der hohe Zinsfuß bedingen einmal eine schwache 
Binnenmarktexpansion und führen zweitens zu geringen Realinvestitionen, 
wobei beide Tendenzen sich in der Regel wechselseitig verstärken. 

Es ist zu bezweifeln, daß diese Antinomien (besonders die drei letzigenann- 
ten) an einem Punkt überwunden oder durchbrochen werden können, ohne 
an einem anderen neue, modellbedrohende Widersprüche zu produzieren. 
Unter marktradikalen Bedingungen und bei unangetasteter Macht-, Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung müssen schon vorhandene soziale 
und ökonomische Polarisierungen sich noch weiter zuspitzen. Auch wenn 
noch soviel von »sozialem Liberalismus« oder der Notwendigkeit einer 
»sozialen Komponente« die Rede ist, bei uneingeschränkter Herrschaft des 
Marktes findet automatisch keine Homogenisierung, Umverteilung und 
binnenmarktwirksame Entwicklung statt. 

Wird der Inflationseindämmung über das Wechseikursmanagement bei 
gleichzeitiger weitgehender Außenöffnung höchste Priorität eingeräumt, 
müssen die genannten Verzerrungen entstehen. Das heißt, daß damit 
gleichzeitig die Alternative einer internen Homogenisierung und Yerstär- 
kung der produktiven Investitionen, nicht zuletzt begünstigt durch eine 
Senkung des Zinsfußes praktisch ausgeschlossen wird. Eine derartige 
Entwicklung wird höchstens als sekundäre oder terüäre Auswirkung der 
Inflationsbekämpfungs- und Außenöffnungsstrategie erwartet. Die zeitwei- 
sen Erfolge des neoliberalen Modells hängen in immer stärkerem Maße 
von äußeren Bedingungen ab: Von externen Absatzmärkten, vom Einströ- 
men von Geldkapital, von ausländischen Direktinvestitionen, vom auslän- 
dischen Interesse an der internen Börsenentwicklung etc., wobei ali dies 
durch den massenhaften Verkauf »interessanter« Öffentlicher Unterneh- 
men, einen hohen Zinsfuß, die Perspektive auf die NAFTA-Integration mit 
der Möglichkeit der Errichtung eines »Standbeins« im größten Binnen- 
markt der Welt usw. bis zu einem gewissen Grade attraktiv gestaltet wer- 
den kann. Doch kann dies, wie die Erfahrung lehrt, sehr schnell wie ein 
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Kartenhaus zusammenbrechen, wenn diese günstigen Bedingungen infolge 
eines internen Kollapses der Ökonomie und des kollektiven Schwindens des 
»Vertrauens« der Geldkapitalanleger nicht mehr - oder für längere Zeit nicht 
mehr - wiederhergestellt werden können. Der mexikanische Ökonom Arturo 
Huerta hat diese Zusammenhänge erkannt und zutreffend formuliert: 

»Um den Rückgang der Inflation mit einem nachhaltigen Wachstum der Ökonomie vereinbar 
zu machen, muß sich dieser Prozess vor allem in einer breiten Erhöhung der Produktivität und 
der Produktion festmachen, wobei interne multiplikative Effekte freigesetzt werden, die ihrer- 
seits das interne Spar- und Investitionsniveau erhöhen helfen und damit eine vertrauenswür- 
digere Steuerung des externen Sektors ermöglichen. Nur auf diese Weise können dauerhafte 
Bedingungen der Stabilität des Geldes und der Währung geschaffen werden, welche die Be- 
reitstellung von finanziellen Ressourcen unter günstigen Bedingungen garantieren, da diese 
langfristig unerlässlich für einen dauerhaften Wachstumsprozess der Ökonomie sind. In Me- 
xiko existieren aber keine solche internen (endogenen) Elemente der Produktivität und der 
Weitbewerbsfähigkeit, die eine niedrige Inflationsrate, eine Sanierung der Haushalte und ein 
Wachstum der Ökonomie möglich machen könnten. Der Rückgang der Inflation und der 
Haushaltsausgleich wurden auf Kosten eines beständigen Verkaufs von öffentlichem Eigen- 
tum und Aktiva, auf Kosten eines wachsenden externen Verschuldungsprozesses des öffentli- 
chen und privaten Sektors sowie durch Gewährung größerer Konzessionen an das Auslands- 
kapital zwecks Finanzierung des externen Defizits erreicht. Damit wurde aber nicht nur die 
Souveränität des Landes berührt, sondern man vernachlässigte gleichzeitig die produktive 
Sphäre, wodurch wiederum der latente Druck auf den Wechselkurs, den Zinsfuß und infolge- 
dessen natürlich auch auf die Preise und die öffentlichen Finanzen aufrechterhalten blieb und 
damit deutlich gemacht wurde, daß die erreichten 'Erfolge' lediglich temporärer Natur waren 
und die Unfähigkeit, die Dynamik der Wirtschaft wieder aufzunehmen, bestehen blieb.« 
(Huerta 1995, 4). 

Alles in allem dürfte der ohnehin schwache Glaube der Mexikaner an die 
neoliberale Wirtschaftsstrategie und die Glaubwürdigkeit des herrschenden 
politischen Regimes schwer erschüttert worden sein. Eine Reaktivierung 
der Wirtschaft ist lange nicht in Sicht, wieder werden Opfer, Verzicht und 
Austerität verlangt. Mexiko hat neue gewaltige Kredite aufgenommen, vor 
allem um die ausländischen Gläubiger und Geldanleger zu befriedigen, um 
die US-Exportinteressen nicht allzu scharf zu beschneiden und nicht zu- 
letzt, um die politische Stabilität des Regimes, die mehr als je zuvor ge- 
fährdet ist, etwas abzustützen. Ob der Preis, den die mexikanische Regie- 
rung dafür zu entrichten hat (wöchentliche Berichte über die wirtschaftli- 
che Lage an die US-Behörden und entsprechendes Wohlverhalten der me- 
xikanischen Regierung, Verschärfung der Austeritätsprogramme, Verpfän- 
dung der Erdöleinnahmen, die Perspektive, weiteres öffentliches Eigentum 
und nationale Ressourcen für ausländische Interessenten zugänglich, d. h. 
verkäuflich zu machen usw.) nicht schon bald die - bisher recht hohe - To- 
leranzschwelle der mexikanischen Bevölkerung übersteigt, wird die nahe 
Zukunft zeigen. 

Die weitere kurz- wie mittelfristige Entwicklung ist besonders schwer ab- 
schätzbar, da eine Reihe von relevanten Variablen im Spiel sind, deren 
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Tragweite, Brisanz oder Flexibilität wohl niemand mit einiger Sicherheit 
beurteilen kann. Noch am deutlichsten scheint sich der ökonomische Kri- 
senverlauf abzuzeichnen, der tiefer und länger ausfallen wird, als die Re- 
gierung gegenwärtig verharmlosend verspricht; schon jetzt mußten mehrere 
Prognosen (z.B. bezüglich des BIP-Minuswachstums, der Inflationsrate 
etc.) zum negativen hin korrigiert werden. Äller Wahrscheinlichkeit nach 
wird das Wiedereintreten einer gewissen ökonomischen Dynamik über den 
Außenwirtschaftsbereich (Exportexpansion, Direktinvestitionen etc.) - mit 
all den Hypotheken und Schwächen, die die aktuelle Krise gerade gezeigt 
hat - erfolgen. 

Die größten Unsicherheiten liegen im politischen und sozialen Bereich. 
Vielleicht die wichtigste Frage ist, ob die PRI, die mittlerweile zur dienstäl- 
testen »Staatspartei« der Welt »aufgestiegen« ist, sich noch einmal stabili- 
sieren und reformieren kann. Angesichts der zahlreichen tiefen Risse, die 
besonders in den letzten Monaten offenkundig wurden, kann dies mit eini- 
gem Recht bezweifelt werden: Die einander entgegengesetzten politischen 
Fraktionen der PRI, die weit mehr als bloß »Reformer« und »Dinosaurier« 
umfassen, scheinen zumindest teilweise auch mit den unterschiedlichen 
Drogenkartellen und Familienclans verfilzt zu sein; die innere Zerklüftung 
und Unübersichtlichkeit wird noch durch die in den letzten Monaten sich 
abzeichnende Konfliktlinie zwischen der Parteizentrale und den regionalen 
PRI-Größen (in Tabasco, Chiapas, Jalisco etc.) potenziert. Falls die PRI in 
zugespitzten, internen Kämpfen zerbrechen sollte, ist dieses politische Va- 
kuum derzeit schwer mit klaren Alternativen (in programmatischer, organi- 
satorischer Hinsicht, aber auch bezüglich der sozialen Basis) auszufüllen. 
Von der Gefahr der »Kolumbianisierung« oder der »Libanonisierung« des 
Landes ist immer häufiger die Rede. 

Die andere große Frage ist, wieweit die Geduld und Fügsamkeit der Masse 
der mexikanischen Bevölkerung, die die harte Austeritätsperiode von mehr 
als 10 Jahren über sich ergehen ließ, reicht. Die hohe Frustrationsstufe 
kann gerade in Momenten des schlagartigen Gewahrwerdens, daß auch in 
mittelfristiger Perspektive keine Aussichten auf Verbesserung der so- 
zioökonomischen Lage bestehen, leichter überschritten werden. Völlig un- 
klar ist, ob der weiter glimmende Chiapas-Konflikt eine katalysierende 
Rolle spielen kann oder, ob es der Regierung gelingt, ihn als Regionalpro- 
blem »kleinzuarbeiten«. Fest steht jedenfalls, daß Präsident Zedillo - nicht 
zuletzt infolge seines gescheiterten Vorstoßes gegen die Zapatisten im Fe- 
bruar 1995 - eingesehen hat, daß sich mit »harter Hand« das überall rei- 
Rende »gesellschaftliche Gewebe« und die institutionellen Sicherungen 
(erheblicher Anstieg der Kriminalitätsrate, zunehmende Weigerung, die 
Schulden zu zahlen, Häufung von Bodenbesetzungen, Verbreitung zivilen 
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Ungehorsams etc.) wohl kaum reparieren oder stabilisieren lassen. Alle 
Szenarien zwischen den Extremen eines »business as usual« unter er- 
schwerten Bedingungen (vielleicht unter dem Dach einer All-Parteien- 
Koalition) bis hin zu einem chaotischen Zerfall oder gar einer - bisher im- 
mer ausgeschlossenen - Intervention des Militärs werden gegenwärtig in 
Mexiko als mehr oder minder möglich diskutiert. 
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